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Vorwort

Mit Jahresbeginn 2010 tritt die „neue“, einheitliche Bundesab-

gabenordnung für das Verfahren der Abgabenbehörden der Län-

der und Gemeinden in Kraft. Das neue Verfahrensrecht gilt im

Wesentlichen ohne besondere Übergangsregeln für die Ge-

meindeabgabenbehörden in allen Verfahren ohne Rücksicht auf

den Verfahrensstand sofort ab 1. Jänner 2010.

Da die mit selbem Datum außer Kraft tretende NÖ Abgabenord-

nung 1977 in Gliederung und Inhalt weitgehend, zum Teil sogar

wortgleich der bestehenden Bundesabgabenordnung entsprach, wird es den Anwendern in

Niederösterreich erspart bleiben, sich mit einem gänzlich neuen Verfahrensrecht vertraut zu

machen. Geänderte Paragraphenbezeichnungen (im Verhältnis zu jenen der NÖ AO 1977),

die Übernahme inhaltlich von der NÖ AO 1977 abweichender, in der BAO bereits bisher

bestehender Regelungen und die Einführung neuer Spezialbestimmungen in die BAO für

Landes- und Gemeindeabgaben stellen die augenscheinlichsten Veränderungen im Ver-

gleich zur bisherigen Rechtslage dar.

Die BAO enthält jedoch auch eine Vielzahl von Regelungen, welche für die Abgaben-

behörden der Länder und Gemeinden nicht anwendbar sind, weil sie sich vom Regelungs-

inhalt nur auf Bundesabgaben oder Bundesabgabenbehörden beziehen, weil sich für sie im

Rahmen bestehender Abgabenvorschriften (derzeit) kein Anwendungsbereich findet oder

weil sie in der BAO selbst ausdrücklich von der Anwendung bei Landes- und Gemeinde-

abgaben oder für das Verfahren der Landes- und Gemeindeabgabenbehörden ausgenom-

men wurden. 

Die vorliegende Broschüre soll kein Kommentar zur BAO sein, keinesfalls kann sie den Ge-

brauch entsprechender Fachkommentare in der Anwendung ersetzen. Vielmehr soll diese

Broschüre eine erste Hilfestellung speziell für den Rechtsanwender in Niederösterreich bie-

ten, indem sie bewusst nur jene Bestimmungen der „neuen“ BAO dargestellt, die für die

NÖ Gemeinden überhaupt von Relevanz sind. Für die Gemeinden nicht anwendbare und

nicht geltende Bestimmungen wurden bei der Wiedergabe des Gesetzestextes bewusst

ausgespart. Einige Bestimmungen wurden mit Anmerkungen für den Anwender versehen.

Hauptaugenmerk wurde hier auf jene Regelungen gelegt, durch welche sich in Niederö-

sterreich wichtige Änderungen im Vergleich zur bisherigen Rechtslage ergeben. Auch das

die Behördenzuständigkeiten in NÖ regelnde NÖ Abgabenbehördenorganisationsgesetz

2009 ist enthalten.

Da dieses Werk für Praktiker gedacht ist, finden sich neben einer kurzen Gegenüberstellung

der Bestimmungen der NÖ AO 1977 zu jenen der BAO, auch Erledigungsmuster sowie Mu-

ster-Textbausteine für die Konzeption von Berufungserledigungen. 

Unser besonderer Dank gilt dem Autor, Herrn Mag. Herbert HUBMAYR, der auf Grund

langjähriger Erfahrung als Jurist der Aufsichtsbehörde und Referent der Kommunalakade-

mie NÖ maßgeblich zur Entstehung dieses Werkes beitragen konnte, sowie Herrn Mag.

Matthias RÖPER, der unterstützend an der Entstehung dieses Werkes, insbesondere an der

Entstehung der Musterformulare mitgewirkt hat.

Für den Herausgeber

Mag. Christian Schneider

Vorsitzender
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Abkürzungsverzeichnis

ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetz-

buch

AbgEO Abgabenexekutionsordnung

AbgVRefG Abgabenverwaltungsreformgesetz

Abs. Absatz

Art. Artikel

AVG Allgemeines Verwaltungsverfahrens-

gesetz 1991

BAO Bundesabgabenordnung

BewG Bewertungsgesetz 1955

BGBl. Bundesgesetzblatt

Bgm. Bürgermeister

BM Bundesminister(ium)

BMF Bundesfinanzministerium

B-VG Bundes-Verfassungsgesetz 1920,

idF von 1929

Bzw. beziehungsweise

d.h. das heißt

DVR Datenverarbeitungsregister

EGVG Einführungsgesetz zu den Verwal-

tungsverfahrensgesetzen 2008

EO Exekutionsordnung

Erk. Erkenntnis

EU Europäische Union

EuGH Europäischer Gerichtshof

F-AG Finanzausgleichsgesetz

F-VG Finanzverfassungsgesetz 1948

G Gesetz

GO Gemeindeordnung

gem. gemäß

GPLA Gemeinsame Prüfung lohnabhängi-

ger Abgaben

GR Gemeinderat

GrStG Grundsteuergesetz 1955

GV Gemeindevorstand

idF in der Fassung

iSd im Sinne des

iVm in Verbindung mit

KommStG Kommunalsteuergesetz 1993

leg.cit. legis citata

LGBl. Landesgesetzblatt

LH Landeshauptmann

LReg. Landesregierung

lit. litera

NÖ Niederösterreich(isch)

NÖ ABOG Niederösterreichisches Abgaben-

behördenorganisationsgesetz

NÖ AO Niederösterreichische Abgaben ord-

nung

Nr. Nummer

NR Nationalrat

S. Seite

Slg. Sammlung

StF Stammfassung

u.a. unter anderem

UFS Unabhängiger Finanzsenat

v. vom

VfGH Verfassungsgerichtshof

vgl. vergleiche

v.H. von Hundert

VwGH Verwaltungsgerichtshof

Z. Ziffer

z.B. Zum Beispiel

Zl. Zahl

ZMR Zentrales Melderegister

ZustG Zustellgesetz
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Bundesgesetz über allgemeine Bestimmungen und

das Verfahren für die von den Abgabenbehörden des

Bundes, der Länder und Gemeinden verwalteten Ab-

gaben 

(Bundesabgabenordnung - BAO). 
StF BGBl. Nr. 194/1961, idF BGBl. I Nr. 20/2009

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich des Gesetzes

§ 1. 

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gel-

ten in Angelegenheiten der  öffentlichen Abgaben (mit

Ausnahme der Verwaltungsabgaben des Bundes, der

 Länder und der Gemeinden) sowie der auf Grund un-

mittelbar wirksamer Rechtsvorschriften der Europäi-

schen Union zu  erhebenden öffentlichen Abgaben, in

Angelegenheiten der Eingangs- und Ausgangs -abga-

ben jedoch nur insoweit, als in den zollrechtlichen

Vorschriften nicht anderes bestimmt ist, soweit diese

Abgaben und Beiträge durch Abgabenbehörden des

 Bundes, der Länder oder der Gemeinden   zu erhe-

ben sind.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten

überdies in Angelegenheiten der Beiträge an öffentli-

che Fonds oder an Körperschaften des öffentlichen

Rechts, die nicht Gebietskörperschaften sind, soweit

diese Beiträge durch Abgabenbehörden des Bundes

zu erheben sind.

Mit BGBl. I 103/2007 wurde dem § 7 Finanz-Verfassungs-
gesetz 1948 folgender Abs. 6 angefügt:

„Die Bundesgesetzgebung regelt die allgemeinen Bestim-
mungen und das Verfahren für die von den Abgabenbehör-
den des Bundes, der Länder und der Gemeinden
verwalteten Abgaben.“

Gem. § 17 Abs. 3d F-VG 1948 tritt § 7 Abs. 6 mit 1. Jänner
2010 in Kraft. Soweit die Bundesgesetzgebung nichts an-
deres bestimmt, treten mit diesem Zeitpunkt in den Angele-
genheiten des § 7 Abs.6 bestehende landesrechtliche
Vorschriften außer Kraft.

Die in der NÖ AO 1977 enthaltenen allgemeinen und verfah-
rensrechtlichen Bestimmungen treten daher mit diesem Zeit-
punkt außer Kraft. Regelungen über Behördenzuständig  keit  en
und Verwaltungsstraftatbestände bleiben unberührt.

Der Anwendungsbereich der BAO wird durch die Änderung
des § 1 auf Landes- und Gemeindeabgaben erweitert.

Unter dem Begriff "öffentliche Abgaben" iSd Finanzverfas-
sung sind alle einmaligen oder laufenden Geldleistungen
zu verstehen, die kraft öffentlichen Rechts aufgrund einer
generellen Norm zwecks Erzielung von Einnahmen der Ge-
bietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) zur Be-
streitung des Aufwandes im öffentlichen Interesse allen
auferlegt werden.

Nicht einer Gebietskörperschaft zufließende Geldleistun-
gen (z.B. Kammerumlagen) fallen nicht unter den Anwen-
dungsbereich der BAO. Voraussetzung für die
Anwendbarkeit der BAO ist weiters, dass die Erhebung
einer Abgabe der Abgabenbehörde einer Gebietskörper-
schaft obliegt. Z.B. ist die BAO auf die Einhebung der
Jagdkartenabgabe nicht anzuwenden. Diese Landesab-
gabe ist gem. § 63 Abs.4 NÖ Jagdgesetz 1974, LGBl.
6500, vom Landesjagdverband einzuheben. 

Verwaltungsabgaben (iSd § 78 AVG) sind vom Anwen-
dungsbereich der BAO ausdrücklich ausgenommen. Dar-
unter fallen auch die nach der
Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 1973, LGBl.
3800/2, zu erhebenden Verwaltungsabgaben.

§ 2. 

Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten, so-

weit sie hierauf nicht unmittelbar anwendbar sind und

nicht anderes bestimmt ist, sinngemäß in Angelegen-

heiten

a) der von den Abgabenbehörden des Bundes zuzu-

erkennenden oder rückzufordernden bundesrechtlich

geregelten

1. Beihilfen aller Art und

2. Erstattungen, Vergütungen und Abgeltungen von Ab-

gaben und Beiträgen;

b) des Tabak-, Salz- und Alkoholmonopols, soweit die

Abgabenbehörden des Bundes nach den diese Mono-

pole regelnden Vorschriften behördliche Aufgaben zu

besorgen haben;

c) der von den Abgabenbehörden der Länder und Ge-

meinden zuzuerkennenden oder rückzufordernden lan-

desrechtlich geregelten Erstattungen von Abgaben.

Erstattungen im Sinne des § 2 lit.c sind z.B. im § 14 NÖ Ge-
brauchsabgabegesetz 1973, LGBl. 3700 und im § 39 NÖ
Bestattungsgesetz 2007, LGBl. 9480, vorgesehen.
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§ 3. 

(1) Abgaben im Sinn dieses Bundesgesetzes sind,

wenn nicht anderes bestimmt ist, neben den im § 1

bezeichneten öffentlichen Abgaben und Beiträgen

auch die im § 2 lit. a angeführten Ansprüche sowie die

in Angelegenheiten, auf die dieses Bundesgesetz an-

zuwenden ist, anfallenden sonstigen Ansprüche auf

Geldleistungen einschließlich der Nebenansprüche

aller Art.

(2) Zu den Nebenansprüchen gehören insbesondere

a) die Abgabenerhöhungen,

b)  der Verspätungszuschlag und die Anspruchs-

zinsen,

c) die im Abgabenverfahren auflaufenden Ko-

sten und die in diesem Verfahren festgesetz-

ten Zwangs- und Ordnungs- und Mut  wil-

lensstrafen sowie die Kosten der Ersatzvor-

nahme,

d) die Nebengebühren der Abgaben, wie die

Stundungszinsen, die Aussetzungszinsen, die

Säumniszuschläge und die Kosten (Gebühren

und Auslagenersätze) des Vollstreckungs- und

Sicherungsverfahrens.

(3) Abgabenvorschriften im Sinn dieses Bundesgeset-

zes sind die Bundesabgabenordnung sowie alle Ab-

gaben im Sinn des Abs. 1 und Monopole (§ 2 lit. b)

regelnden oder sichernden

a) unmittelbar wirksamen Rechtsvorschriften der

Europäischen Union,

b) Bundesgesetze,

c) Landesgesetze und

d) auf Grund des freien Beschlussrechtes ergan-

gene Beschlüsse der Gemeindevertretungen

(§ 7 Abs. 5 und § 8 Abs. 5 des Finanz-Verfas-

sungsgesetzes 1948).

(4) Die von den Abgabenbehörden des Bundes zu

Beiträgen zu erhebenden Nebenansprüche sind Ein-

nahmen des Bundes.

(5) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen

anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese Be-

stimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung anzu-

wenden.

(6) Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwen-

deten Bezeichnungen auf natürliche Personen bezie-

hen, gilt die gewählte Form für beide Geschlechter.

§ 3a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt ergänzend zu

§ 3 Folgendes:

1. Mahngebühren (§ 227a) sind Nebengebühren (§

3 Abs. 2 lit. d),

2. Nebenansprüche (§ 3 Abs. 1 und 2) sind Einnah-

men der sie erhebenden Körperschaften öffentli-

chen Rechts.

Gem. § 217 Abs. 1 BAO sind für verspätet entrichtete Ne-
bengebühren keine Säumniszuschläge zu entrichten.

Gem. § 7 Abs. 2 BAO erstrecken sich persönliche Haftun-
gen auch auf Nebenansprüche.

§ 3 | § 3a



A. Entstehung des 

Abgabenanspruches.

§ 4. 

(1) Der Abgabenanspruch entsteht, sobald der Tatbe-

stand verwirklicht ist, an den das Gesetz die Abgabe-

pflicht knüpft.

(2) …

(3) In Abgabenvorschriften enthaltene Bestimmungen

über den Zeitpunkt der Entstehung des Abgabenan-

spruches (der Steuerschuld) bleiben unberührt.

(4) Der Zeitpunkt der Festsetzung und der Fälligkeit

einer Abgabe ist ohne Einfluß auf die Entstehung des

Abgabenanspruches.

§ 4 Abs.1 BAO entspricht § 3 Abs.1 NÖ AO 1977.

Abs. 2 regelt den Zeitpunkt des Entstehens des Abgabe-
nanspruches für einige Bundesabgaben (z.B. Einkommen-
steuer, Körperschaftsteuer).

§ 4 Abs.3 BAO entspricht § 3 Abs.2 NÖ AO 1977.

Der Zeitpunkt des Entstehens des Abgabenanspruches ist
wesentlich für die bei der Abgabenfestsetzung anzuwen-
dende Rechtslage, nach dem Grundsatz der Zeitbezogen-
heit der Abgaben ist jene Rechtslage maßgebend, unter
deren zeitlicher Geltung der Abgabentatbestand verwirk-
licht wurde.

Gem. § 208 Abs. 1 BAO beginnt die Festsetzungsver-
jährung mit Ablauf des Jahres, in dem der Abgabenan-
spruch entstanden ist.

Der Zeitpunkt des Entstehens des Abgabenanspruches er-
gibt sich grundsätzlich aus den materiellen Abgabenvor-
schriften. Ausdrücklich ist dieser Zeitpunkt geregelt z.B. in
§ 12 NÖ Kanalgesetz 1977, LGBl. 8230; § 15 NÖ Gemein-
dewasserleitungsgesetz 1978, LGBl. 6930; § 38 Abs. NÖ
Bestattungsgesetz 2007, LGBl. 9480.

Nach seinem Entstehen kann der öffentlich-rechtliche Ab-
gabenanspruch nicht mehr rückgängig gemacht oder durch
Vereinbarung beseitigt werden. Zufolge des verfassungs-
rechtlichen Legalitätsprinzips(Art. 18 B-VG) ist der Abgabe-
nanspruch von der Abgabenbehörde zwingend geltend zu
machen.

Vereinbarungen zwischen Abgabengläubiger und Abgaben-
schuldner haben abgabenrechtlich grundsätzlich keine Be-
deutung und sind daher wirkungslos.

Nur im Falle einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung
(z.B. § 5 Abs. 3 KommStG 1993; § 10 Abs. 3 KommStG

1993; § 11 Abs. 3 NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973,
LGBl. 3700; § 20 NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz, LGBl.
3703) sind abgabenrechtliche Vereinbarungen zulässig und
wirksam.

§ 5. 

Soweit der Zeitpunkt des Todes einer Person nach den

Abgabenvorschriften für die Entstehung, den Umfang

oder den Wegfall eines Abgabenanspruches von Be-

deutung ist, gilt als Todestag

a) im Fall der Todeserklärung der im gerichtlichen Be-

schluß als Tag des vermuteten Todes und

b) im Fall der Beweisführung des Todes der im ge-

richtlichen Beschluß als bewiesener Todestag oder

nicht überlebter Tag angegebene Zeitpunkt.

B. Gesamtschuld, Haftung und Rechts-
nachfolge.

§ 6. 

(1) Personen, die nach Abgabenvorschriften dieselbe

abgabenrechtliche Leistung schulden, sind Gesamt-

schuldner (Mitschuldner zur ungeteilten Hand, § 891

ABGB.).

(2) Personen, die gemeinsam zu einer Abgabe heran-

zuziehen sind, sind ebenfalls Gesamtschuldner; dies

gilt insbesondere auch für die Gesellschafter (Mitglie-

der) einer nach bürgerlichem Recht nicht rechtsfähi-

gen Personenvereinigung (Personengemeinschaft)

hinsichtlich jener Abgaben, für die diese Personenver-

einigung (Personengemeinschaft) als solche abgabe-

pflichtig ist.

§ 6 Abs.1 BAO entspricht § 4 Abs.1 NÖ AO 1977.

Gesamtschuldverhältnisse entstehen mit der Verwirkli-
chung des materiellen Abgabentatbestandes, ohne dass es
eines gesonderten Haftungsbescheides bedürfte.

Gesamtschuldverhältnisse ergeben sich z.B. dort, wo Ab-
gabenvorschriften eine Abgabenschuld des Liegenschafts-
eigentümers vorsehen, z.B. in § 9 NÖ Kanalgesetz 1977,
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LGBl. 8230; § 15 Abs.6 NÖ Gemeindewasserleitungsge-
setz 1978, LGBl. 6930; § 38 Abs.1 NÖ Bauordnung 1996,
LGBl. 8200; § 26 NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992, LGBl.
8240; § 5 NÖ Seuchenvorsorgeabgabegesetz, LGBl. 3620;
§ 9 Abs.2 GrundStG.

Regelungen, die Gesamtschuldverhältnisse vorsehen, fin-
den sich z.B. auch in § 10 Abs.2 NÖ Gebrauchsabgabege-
setz 1973, LGBl. 3700; § 4 Abs.3 NÖ Hundeabgabegesetz
1979, LGBl. 3702; § 8 Abs.1 NÖ Lustbarkeitsabgabege-
setz, LGBl. 3703; § 6 Satz 2 KommStG 1993.

Gemäß § 891 ABGB haftet jede einzelne Person für das
Ganze. 

„Es hängt dann von dem Gläubiger ab, ob er von allen,
oder von einigen Mitschuldnern das Ganze, oder nach von
ihm gewählten Antheilen; oder ob er es von einem Einzigen
fordern wolle.“ 

Ob und in welchem Ausmaß Gesamtschuldner in Anspruch
genommen werden, liegt im Ermessen (§ 20 BAO) der Ab-
gabenbehörde. Mit der Entrichtung der gesamten Schuld
(z.B. durch einen einzigen Gesamtschuldner) erlischt der
Abgabenanspruch gegenüber allen Gesamtschuldnern.

Die Geltendmachung eines Abgabenanspruches erfolgt
durch Erlassung eines Abgabenbescheides. Zahlungs-
pflichtig werden somit nur jene Gesamtschuldner, denen
gegenüber ein Abgabenbescheid erlassen wurde.

Zusammenveranlagungen gemäß § 6 Abs.2 BAO sind (der-
zeit) in den Landes- und Gemeindeabgabengesetzen für
NÖ nicht vorgesehen.

§ 7. 

(1) Personen, die nach Abgabenvorschriften für eine

Abgabe haften, werden durch Geltendmachung dieser

Haftung (§ 224 Abs. 1) zu Gesamtschuldnern.

(2) Persönliche Haftungen (Abs. 1) erstrecken sich

auch auf Nebenansprüche (§ 3 Abs. 1 und 2).

Eine persönliche Haftung liegt vor, wenn eine Person mit
ihrem Vermögen für eine bestehende fremde Abgabenschuld
einzustehen hat. Die Haftungsinanspruchnahme erfolgt durch
Haftungsbescheid gemäß § 224 Abs.1 BAO und liegt im Er-
messen der Abgabenbehörde.

Persönliche Haftungen ergeben sich aus den §§ 9 bis 16
BAO. Die dort geregelten Haftungstatbestände sind
grundsätzlich für alle Abgaben anwendbar. Persönliche Haf-
tungen für einzelne Abgaben finden sich z.B. in § 8 Abs.1 NÖ
Lustbarkeitsabgabegesetz, LGBl. 3703; § 15 Abs.7 NÖ Ge-
meindewasserleitungsgesetz 1978, LGBl. 6930; § 11 Abs.7
NÖ Tourismusgesetz 1991, LGBl. 7400; § 9b Abs.3 NÖ
Spielautomatengesetz, LGBl. 7071; § 6a KommStG 1993.

Die Geltendmachung eines Haftungsanspruches erfolgt
durch Erlassung eines Haftungsbescheides gem. § 224 BAO.

§ 8.

Wenn Abgabenvorschriften eine sachliche Haftung für

eine Abgabe für sich allein oder neben einer persönli-

chen Haftung vorsehen, kann die Abgabenbehörde bis

zur vollständigen Entrichtung der Abgabe sowohl den

Abgabepflichtigen in Anspruch nehmen als auch per-

sönliche sowie sachliche Haftungen geltend machen.

Gesetzliche Pfandrechte an beweglichen Sachen wären
durch Beschlagnahmebescheid gemäß § 225 Abs.1 BAO
geltend zu machen. 

Derzeit ergeben sich aus den Landes- und Gemeindeabga-
bengesetzen für NÖ keine Sachhaftungen an beweglichen
Sachen.

Gesetzliche Pfandrechte an unbeweglichen Sachen (vorge-
sehen in § 10 GrundStG) sind gemäß § 225 Abs.2 BAO
nach den Bestimmungen der Exekutionsordnung (z.B.
durch zwangsweise Pfandrechtsbegründung) geltend zu
machen.

§ 9.

(1) Die in den §§ 80 ff. bezeichneten Vertreter haften

neben den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen für

die diese treffenden Abgaben insoweit, als die Abga-

ben infolge schuldhafter Verletzung der den Vertretern

auferlegten Pflichten nicht eingebracht werden können.

(2) Notare, Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder

haften wegen Handlungen, die sie in Ausübung ihres

Berufes bei der Beratung in Abgabensachen vorge-

nommen haben, gemäß Abs. 1 nur dann, wenn diese

Handlungen eine Verletzung ihrer Berufspflichten ent-

halten. Ob eine solche Verletzung der Berufspflichten

vorliegt, ist auf Anzeige der Abgabenbehörde im Diszi-

plinarverfahren zu entscheiden.

Die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter wegen
schuldhafter Pflichtverletzungen ist eine Ausfallshaftung, wel-
che die Uneinbringlichkeit der Abgabe beim Abgabenschuld-
ner voraussetzt.
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§ 10. 

Für Zwangs- und Ordnungs- und Mutwillensstrafen, die

gegen Parteienvertreter, ausgenommen Notare,

Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder, verhängt

werden, haftet der Vertretene.

Da in der NÖ AO 1977 bisher keine Mutwillensstrafen vor-
gesehen waren, bestand die Haftung gemäß § 8 NÖ AO
1977 nur für Ordnungs- und Zwangsstrafen.

§ 11. 

Bei vorsätzlichen Finanzvergehen und bei vorsätzlicher

Verletzung von Abgabenvorschriften der Länder und

Gemeinden haften rechtskräftig verurteilte Täter und

andere an der Tat Beteiligte für den Betrag, um den die

Abgaben verkürzt wurden.

Entspricht inhaltlich (hinsichtlich der Landes- und Gemeinde-
abgaben) dem bisherigen § 9 NÖ AO 1977. Da für Landes-
und Gemeindeabgaben das Finanzstrafgesetz nicht anwend-
bar ist, beschränkt sich die Haftung auf rechtskräftig abge-
schlossene Verwal tungs- strafverfahren.

§ 12. 

Die Gesellschafter von als solche abgabepflichtigen

und nach bürgerlichem Recht voll oder teilweise

rechtsfähigen Personenvereinigungen ohne eigene

Rechtspersönlichkeit haften persönlich für die Abga-

benschulden der Personenvereinigung. Der Umfang

ihrer Haftung richtet sich nach den Vorschriften des

bürgerlichen Rechtes.

§ 13. 

Juristische Personen, die dem Willen eines anderen

Unternehmens (Unternehmers) derart untergeordnet

sind, daß sie keinen eigenen Willen haben (Organge-

sellschaft), haften für diejenigen Abgaben des beherr-

schenden Unternehmens (Unternehmers), bei denen

die Abgabepflicht sich auf den Betrieb des beherrsch-

ten Unternehmens gründet.

§ 14. 

(1) Wird ein Unternehmen oder ein im Rahmen eines

Unternehmens gesondert geführter Betrieb im Ganzen

übereignet, so haftet der Erwerber

a) für Abgaben, bei denen die Abgabepflicht sich

auf den Betrieb des Unternehmens gründet,

soweit die Abgaben auf die Zeit seit dem Be-

ginn des letzten, vor der Übereignung liegen-

den Kalenderjahres entfallen;

b) für Steuerabzugsbeträge, die seit dem Beginn

des letzten, vor der Übereignung liegenden

Kalenderjahres abzuführen waren.

Dies gilt nur insoweit, als der Erwerber im Zeitpunkt der

Übereignung die in Betracht kommenden Schulden

kannte oder kennen mußte und insoweit, als er an sol-

chen Abgabenschuldigkeiten nicht schon so viel ent-

richtet hat, wie der Wert der übertragenen

Gegenstände und Rechte (Besitzposten) ohne Abzug

übernommener Schulden beträgt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht bei

einem Erwerb im Zuge eines Vollstreckungsverfahrens,

bei einem Erwerb aus einer Konkursmasse, im Weg

des Ausgleichsverfahrens (auch des fortgesetzten Ver-

fahrens) oder der Überwachung des Schuldners durch

Sachwalter der Gläubiger.

Haftungsgrund ist der Eigentumsübergang aufgrund eines
Rechtsgeschäftes.

Keine Haftung tritt bei einem Eigentumserwerb iSd Abs.2 ein.

Nur Eigentumsübergang begründet Haftung, nicht Pächter-
wechsel bei unverändertem Eigentum am Betrieb.

Haftung ist durch Erlassung eines Haftungsbescheides gem.
§ 224 BAO geltend zu machen.

Bei Gesamtrechtsnachfolge gilt § 19 BAO.
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§ 15. 

(1) Personen, die als Erben, Kuratoren, Liquidatoren

oder sonst bei Wegfall eines Abgabepflichtigen zur Ver-

waltung seines Vermögens berufen sind und erkennen,

daß Erklärungen, die der Abgabepflichtige zur Fest-

setzung von Abgaben abzugeben hatte, unrichtig oder

unvollständig sind oder daß es der Abgabepflichtige

pflichtwidrig unterlassen hat, solche Erklärungen ab-

zugeben, haften für die vorenthaltenen Abgabenbe-

träge, wenn sie den erkannten Verstoß nicht binnen

drei Monaten, vom Zeitpunkt der Kenntnis an gerech-

net, der Abgabenbehörde erster Instanz anzeigen.

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die Erwerber von Unter-

nehmen, auf deren Betrieb sich eine Abgabepflicht

gründet, sowie bei einem Wechsel in der Person des

gesetzlichen Vertreters.

(3) Trifft die Verpflichtung zur Anzeige gemäß Abs. 1

oder 2 mehrere Personen, so bewirkt die rechtzeitige

Erstattung der Anzeige durch eine dieser Personen das

Erlöschen der Haftung für alle Anzeigepflichtigen.

§ 16. 

Stehen Wirtschaftsgüter, die einem gewerblichen oder

einem land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen

dienen, nicht im Eigentum des Unternehmers, sondern

im Eigentum einer an der Körperschaft wesentlich be-

teiligten Person, so haftet der Eigentümer der Wirt-

schaftsgüter mit diesen Gütern für die Abgaben, bei

denen sich die Abgabepflicht auf den Betrieb des Un-

ternehmens gründet. Eine Person gilt als wesentlich

beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel am Kapi-

tal der Körperschaft beteiligt ist.

§ 17. 

Gegenstände, die einer Verbrauchsteuer unterliegen,

haften ohne Rücksicht auf die Rechte Dritter für den

Betrag der darauf ruhenden Abgaben. Die Haftung be-

ginnt mit der Entstehung des Abgabenanspruches und

endet mit seinem Erlöschen.

§ 18. 

Sonstige in Abgabenvorschriften enthaltene Bestim-

mungen, die eine persönliche oder sachliche Haftung

festlegen, bleiben unberührt.

§ 19. 

(1) Bei Gesamtrechtsnachfolge gehen die sich aus Ab-

gabenvorschriften ergebenden Rechte und Pflichten

des Rechtsvorgängers auf den Rechtsnachfolger über.

Für den Umfang der Inanspruchnahme des Rechts-

nachfolgers gelten die Bestimmungen des bürgerlichen

Rechtes.

(2) Mit der Beendigung von Personenvereinigungen

(Personengemeinschaften) ohne eigene Rechtsper-

sönlichkeit gehen deren sich aus Abgabenvorschriften

ergebende Rechte und Pflichten auf die zuletzt betei-

ligt gewesenen Gesellschafter (Mitglieder) über. Hin-

sichtlich Art und Umfang der Inanspruchnahme der

ehemaligen Gesellschafter (Mitglieder) für Abgaben-

schulden der Personenvereinigung (Personengemein-

schaft) tritt hiedurch keine Änderung ein.
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C. Abgabenrechtliche Grundsätze und
Begriffsbestimmungen.

1. Ermessen.

§ 20. 

Entscheidungen, die die Abgabenbehörden nach ihrem

Ermessen zu treffen haben (Ermessensentscheidun-

gen), müssen sich in den Grenzen halten, die das Ge-

setz dem Ermessen zieht. Innerhalb dieser Grenzen

sind Ermessensentscheidungen nach Billigkeit und

Zweckmäßigkeit unter Berücksichtigung aller in Be-

tracht kommenden Umstände zu treffen.

2. Wirtschaftliche 
Betrachtungsweise.

§ 21. 

(1) Für die Beurteilung abgabenrechtlicher Fragen ist in

wirtschaftlicher Betrachtungsweise der wahre wirt-

schaftliche Gehalt und nicht die äußere Erscheinungs-

form des Sachverhaltes maßgebend.

(2) Vom Abs. 1 abweichende Grundsätze der Abga-

benvorschriften bleiben unberührt.

§ 22. 

(1) Durch Mißbrauch von Formen und Gestaltungs-

möglichkeiten des bürgerlichen Rechtes kann die Ab-

gabepflicht nicht umgangen oder gemindert werden.

(2) Liegt ein Mißbrauch (Abs. 1) vor, so sind die Abgaben

so zu erheben, wie sie bei einer den wirtschaftlichen Vor-

gängen, Tatsachen und Verhältnissen angemessenen

rechtlichen Gestaltung zu erheben wären.

3. Scheingeschäfte, Formmängel, An-
fechtbarkeit.

§ 23. 

(1) Scheingeschäfte und andere Scheinhandlungen

sind für die Erhebung von Abgaben ohne Bedeutung.

Wird durch ein Scheingeschäft ein anderes Rechtsge-

schäft verdeckt, so ist das verdeckte Rechtsgeschäft

für die Abgabenerhebung maßgebend.

(2) Die Erhebung einer Abgabe wird nicht dadurch aus-

geschlossen, daß ein Verhalten (ein Handeln oder ein

Unterlassen), das den abgabepflichtigen Tatbestand

erfüllt oder einen Teil des abgabepflichtigen Tatbe-

standes bildet, gegen ein gesetzliches Gebot oder Ver-

bot oder gegen die guten Sitten verstößt.

(3) Ist ein Rechtsgeschäft wegen eines Formmangels

oder wegen des Mangels der Rechts- oder Hand-

lungsfähigkeit nichtig, so ist dies für die Erhebung der

Abgaben insoweit und so lange ohne Bedeutung, als

die am Rechtsgeschäft beteiligten Personen dessen

wirtschaftliches Ergebnis eintreten und bestehen las-

sen.

(4) Die Anfechtbarkeit eines Rechtsgeschäftes ist für

die Erhebung von Abgaben insoweit und so lange ohne

Bedeutung, als nicht die Anfechtung mit Erfolg durch-

geführt ist.

(5) Von den Anordnungen der Abs. 2 bis 4 abwei-

chende Grundsätze der Abgabenvorschriften bleiben

unberührt.
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4. Zurechnung.

§ 24. 

(1) Für die Zurechnung der Wirtschaftsgüter gelten bei

der Erhebung von Abgaben, soweit in den Abgaben-

vorschriften nicht anderes bestimmt ist, folgende Vor-

schriften:

a) Wirtschaftsgüter, die zum Zweck der Siche-

rung übereignet worden sind, werden demje-

nigen zugerechnet, der die Sicherung

einräumt.

b) Wirtschaftsgüter, die zu treuen Handen übe-

reignet worden sind, werden dem Treugeber

zugerechnet.

c) Wirtschaftsgüter, die zu treuen Handen für

einen Treugeber erworben worden sind, wer-

den dem Treugeber zugerechnet.

d) Wirtschaftsgüter, über die jemand die Herr-

schaft gleich einem Eigentümer ausübt, wer-

den diesem zugerechnet.

e) Wirtschaftsgüter, die mehreren Personen un-

geteilt gehören, sind diesen so zuzurechnen,

als wären sie nach Bruchteilen berechtigt. Die

Höhe der Bruchteile ist nach den Anteilen zu

bestimmen, zu denen die beteiligten Personen

an dem Vermögen ungeteilt berechtigt sind,

oder, wenn die Anteile nicht feststellbar sind,

nach dem Verhältnis dessen, was den betei-

ligten Personen bei Auflösung der Gemein-

schaft zufallen würde.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten auch für wirt-

schaftliche Einheiten im Sinn des Bewertungsgesetzes

1955, BGBl. Nr. 148.

5. Angehörige.

§ 25. 

(1) Angehörige im Sinne der Abgabenvorschriften sind

1. der Ehegatte;

2. die Verwandten in gerader Linie und die Ver-

wandten zweiten, dritten und vierten Grades in

der Seitenlinie, und zwar auch dann, wenn die

Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt

beruht;

3. die Verschwägerten in gerader Linie und die

Verschwägerten zweiten Grades in der Sei-

tenlinie, und zwar auch in Fällen unehelicher

Verwandtschaft;

4. die Wahl-(Pflege )Eltern und die Wahl-(Pflege) -

Kinder;

5. Personen, die miteinander in Lebensgemein-

schaft leben, sowie Kinder und Enkel einer die-

ser Personen im Verhältnis zur anderen

Person.

(2) Die durch eine Ehe begründete Eigenschaft einer

Person als Angehöriger bleibt aufrecht, auch wenn die

Ehe nicht mehr besteht.

Entspricht § 23 NÖ AO 1977.

Darüber hinausgehend erweitert § 25 BAO den Angehöri-
genbegriff wie folgt:

Angehörige sind nunmehr gem. § 25 Abs.1 Z.2 BAO auch
Verwandte bis zum vierten Grad in der Seitenlinie (Cousin,
Cousine), sowie gem. § 25 Abs.1 Z.5 BAO Lebensgefähr-
ten sowie deren Kinder und Enkel. Durch Lebensgemein-
schaft begründete Angehörigenverhältnisse enden mit
Beendigung der Lebensgemeinschaft. Durch Ehe begrün-
dete Angehörigenverhältnisse enden nicht mit Beendigung
der Ehe (§ 25 Abs.2 BAO).

17

§ 24 | § 25



6. Wohnsitz, Aufenthalt, Sitz.

§ 26. 

(1) Einen Wohnsitz im Sinn der Abgabenvorschriften

hat jemand dort, wo er eine Wohnung innehat unter

Umständen, die darauf schließen lassen, daß er die

Wohnung beibehalten und benutzen wird.

(2) Den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn der Abga-

benvorschriften hat jemand dort, wo er sich unter Um-

ständen aufhält, die erkennen lassen, daß er an

diesem Ort oder in diesem Land nicht nur vorüberge-

hend verweilt. Wenn Abgabenvorschriften die unbe-

schränkte Abgabepflicht an den gewöhnlichen

Aufenthalt knüpfen, tritt diese jedoch stets dann ein,

wenn der Aufenthalt im Inland länger als sechs Monate

dauert. In diesem Fall erstreckt sich die Abgabepflicht

auch auf die ersten sechs Monate. Das Bundesmini-

sterium für Finanzen ist ermächtigt, von der Anwen-

dung dieser Bestimmung bei Personen abzusehen,

deren Aufenthalt im Inland nicht mehr als ein Jahr be-

trägt, wenn diese im Inland weder ein Gewerbe betrei-

ben noch einen anderen Beruf ausüben.

(3) In einem Dienstverhältnis zu einer Körperschaft des

öffentlichen Rechtes stehende österreichische Staats-

bürger, die ihren Dienstort im Ausland haben (Aus-

landsbeamte), werden wie Personen behandelt, die

ihren gewöhnlichen Aufenthalt am Ort der die Dienst-

bezüge anweisenden Stelle haben. Das gleiche gilt für

deren Ehegatten, sofern die Eheleute in dauernder

Haushaltsgemeinschaft leben, und für deren minder-

jährige Kinder, die zu ihrem Haushalt gehören.

§ 26 Abs.1 und Abs.2 erster Satz BAO entsprechen § 24
Abs.1 und Abs.2 NÖ AO 1977. Landes- und Gemeindeab-
gabengesetze für NÖ stellen (derzeit) nicht auf diesen
Wohnsitzbegriff ab.

§ 26 Abs.1 und Abs.2 vierter Satz BAO gilt nicht für Lan-
des- und Gemeindeabgaben.

§ 27. 

(1) Körperschaften, Personenvereinigungen sowie Ver-

mögensmassen haben ihren Sitz im Sinn der Abga-

benvorschriften an dem Ort, der durch Gesetz, Vertrag,

Satzung, Stiftungsbrief und dergleichen bestimmt ist.

Fehlt es an einer solchen Bestimmung, so gilt als Sitz

der Ort der Geschäftsleitung.

(2) Als Ort der Geschäftsleitung ist der Ort anzuneh-

men, an dem sich der Mittelpunkt der geschäftlichen

Oberleitung befindet.

7. Gewerbebetrieb, Betriebsstätte,
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb,
Vermögensverwaltung.

§ 28. 

Eine selbständige, nachhaltige Betätigung, die mit Ge-

winnabsicht unternommen wird und sich als Beteili-

gung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt,

ist Gewerbebetrieb im Sinn der Abgabenvorschriften,

wenn die Betätigung weder als Ausübung der Land-

und Forstwirtschaft noch als Ausübung eines freien Be-

rufes noch als eine andere selbständige Arbeit im Sinn

des Einkommensteuerrechtes anzusehen ist. Ein Ge-

werbebetrieb liegt, wenn seine Voraussetzungen im

übrigen gegeben sind, auch dann vor, wenn das Stre-

ben nach Gewinn (die Gewinnabsicht) nur ein Neben-

zweck ist.
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§ 29. 

(1) Betriebsstätte im Sinn der Abgabenvorschriften ist

jede feste örtliche Anlage oder Einrichtung, die der

Ausübung eines Betriebes oder wirtschaftlichen Ge-

schäftsbetriebes (§ 31) dient.

(2) Als Betriebsstätten gelten insbesondere

a) die Stätte, an der sich die Geschäftsleitung be-

findet;

b) Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten,

Warenlager, Ein- und Verkaufsstellen, Lan-

dungsbrücken (Anlegestellen von Schiffahrts-

gesellschaften), Geschäftsstellen und sonstige

Geschäftseinrichtungen, die dem Unterneh-

mer oder seinem ständigen Vertreter zur Aus-

übung des Betriebes dienen;

c) Bauausführungen, deren Dauer sechs Monate

überstiegen hat oder voraussichtlich überstei-

gen wird.

§ 27 NÖ AO 1977 umfasste nur die Betriebsstätten von Ge-
werbebetrieben. § 29 BAO enthält diese Beschränkung nicht
mehr und gilt auch für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe
(gem. § 31 BAO). Auf die Betriebsstätte stellen § 13 Abs.7
NÖ Tourismusgesetz 1991, LGBl. 7400, und § 4 KommStG,
der jedoch auch eine eigenständige Betriebsstättendefinition
enthält, ab.

§ 30. 

(1) Ein Eisenbahnunternehmen hat eine Betriebsstätte

nur in den Gemeinden, in denen sich der Sitz der Ver-

waltung, eine Station oder eine für sich bestehende

Werkstätte oder eine sonstige gewerbliche Anlage be-

findet, ein Bergbauunternehmen nur in den Gemein-

den, in denen sich oberirdische Anlagen befinden, in

denen eine gewerbliche Tätigkeit entfaltet wird.

(2) Ein Unternehmen, das der Versorgung mit Wasser,

Gas, Elektrizität, Wärme, Erdöl oder dessen Derivaten

dient, hat keine Betriebsstätte in den Gemeinden,

durch die nur eine Leitung geführt wird, in denen aber

Wasser, Gas, Elektrizität, Wärme, Erdöl oder dessen

Derivate nicht abgegeben werden.

§ 31. 

Eine selbständige, nachhaltige Betätigung, die ohne

Gewinnabsicht unternommen wird, ist wirtschaftlicher

Geschäftsbetrieb im Sinn der Abgabenvorschriften,

wenn durch die Betätigung Einnahmen oder andere

wirtschaftliche Vorteile erzielt werden und die Betäti-

gung über den Rahmen einer Vermögensverwaltung

(§ 32) hinausgeht.

§ 32. 

Vermögensverwaltung im Sinn der Abgabenvorschrif-

ten liegt insbesondere vor, wenn Vermögen genutzt

(Kapitalvermögen verzinslich angelegt oder unbeweg-

liches Vermögen vermietet oder verpachtet) wird. Die

Nutzung des Vermögens kann sich aber auch als Ge-

werbebetrieb oder als land- und forstwirtschaftlicher

Betrieb darstellen, wenn die gesetzlichen Merkmale

solcher Betriebe gegeben sind.

§ 33. 

Von den Grundsätzen der §§ 28 bis 32 abweichende

Bestimmungen der Abgabenvorschriften, insbesondere

die im Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, enthal-

tenen Anordnungen über die Zusammenfassung von

Wirtschaftsgütern zu wirtschaftlichen Einheiten, blei-

ben unberührt.
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8. Gemeinnützige, mildtätige und
kirchliche Zwecke.

§ 34. 

(1) Die Begünstigungen, die bei Betätigung für gem-

einnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke auf ab-

gabenrechtlichem Gebiet in einzelnen Abgaben -

vorschriften gewährt werden, sind an die Vorausset-

zungen geknüpft, daß die Körperschaft, Personenver-

einigung oder Vermögensmasse, der die Begünstigung

zukommen soll, nach Gesetz, Satzung, Stiftungsbrief

oder ihrer sonstigen Rechtsgrundlage und nach ihrer

tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und un-

mittelbar der Förderung der genannten Zwecke dient.

Auf Verlangen der Abgabenbehörde haben Körper-

schaften, Personenvereinigungen und Vermögens-

massen, die im Inland weder ihren Sitz noch ihre

Geschäftsleitung (§ 27) haben, nachzuweisen, daß sie

die Voraussetzungen des ersten Satzes erfüllen.

(2) Die in den §§ 35 bis 47 für Körperschaften getrof-

fenen Anordnungen gelten auch für Personenvereini-

gungen, Vermögensmassen und für Betriebe gewerb-

licher Art von Körperschaften des öffentlichen Rech-

tes.

Entspricht § 32 NÖ AO 1977, enthält aber nicht mehr die
Einschränkung, dass die begünstigten Zwecke im Bundesge-
biet gefördert werden müssen. Der Genuss einer entspre-
chenden Begünstigung kommt jedenfalls nur für juristische
Personen in Betracht.

§ 35. 

(1) Gemeinnützig sind solche Zwecke, durch deren Er-

füllung die Allgemeinheit gefördert wird.

(2) Eine Förderung der Allgemeinheit liegt nur vor,

wenn die Tätigkeit dem Gemeinwohl auf geistigem, kul-

turellem, sittlichem oder materiellem Gebiet nützt. Dies

gilt insbesondere für die Förderung der Kunst und Wis-

senschaft, der Gesundheitspflege, der Kinder-, Ju-

gend- und Familienfürsorge, der Fürsorge für alte,

kranke oder mit körperlichen Gebrechen behaftete Per-

sonen, des Körpersports, des Volkswohnungswesens,

der Schulbildung, der Erziehung, der Volksbildung, der

Berufsausbildung, der Denkmalpflege, des Natur-, Tier-

und Höhlenschutzes, der Heimatkunde, der Heimat-

pflege und der Bekämpfung von Elementarschäden.

§ 36. 

(1) Ein Personenkreis ist nicht als Allgemeinheit auf-

zufassen, wenn er durch ein engeres Band, wie Zu-

gehörigkeit zu einer Familie, zu einem Familienverband

oder zu einem Verein mit geschlossener Mitgliederzahl,

durch Anstellung an einer bestimmten Anstalt und der-

gleichen fest abgeschlossen ist oder wenn infolge sei-

ner Abgrenzung nach örtlichen, beruflichen oder

sonstigen Merkmalen die Zahl der in Betracht kom-

menden Personen dauernd nur klein sein kann.

(2) Der Umstand, daß die Erträge eines Unternehmens

einer Gebietskörperschaft zufließen, bedeutet für sich

allein noch keine unmittelbare Förderung der Allge-

meinheit.

§ 37. 

Mildtätig (humanitär, wohltätig) sind solche Zwecke, die

darauf gerichtet sind, hilfsbedürftige Personen zu un-

terstützen.

§ 38. 

(1) Kirchlich sind solche Zwecke, durch deren Erfüllung

gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesell-

schaften gefördert werden.

(2) Zu den kirchlichen Zwecken gehören insbesondere

die Errichtung, Erhaltung und Ausschmückung von

Gottes(Bet)häusern und kirchlichen Ge-

meinde(Pfarr)häusern, die Abhaltung des Gottesdien-

stes, von kirchlichen Andachten und sonstigen

religiösen oder seelsorglichen Veranstaltungen, die

Ausbildung von Geistlichen und Ordenspersonen, die

Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdigung und
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Pflege des Andenkens der Toten in religiöser Hinsicht,

ferner die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Be-

soldung der Geistlichen und der kirchlichen Dienst-

nehmer, die Alters- und Invalidenversorgung dieser

Personen und die Versorgung ihrer Witwen und Wai-

sen einschließlich der Schaffung und Führung beson-

derer Einrichtungen (Heime) für diesen Personenkreis.

§ 39. 

Ausschließliche Förderung liegt vor, wenn folgende

fünf Voraussetzungen zutreffen:

1. Die Körperschaft darf, abgesehen von völlig

untergeordneten Nebenzwecken, keine ande-

ren als gemeinnützige, mildtätige oder kirchli-

che Zwecke verfolgen.

2. Die Körperschaft darf keinen Gewinn erstre-

ben. Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile

und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine

sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Kör-

perschaft erhalten.

3. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden

oder bei Auflösung oder Aufhebung der Kör-

perschaft nicht mehr als ihre eingezahlten Ka-

pitalanteile und den gemeinen Wert ihrer

Sacheinlagen zurückerhalten, der nach dem

Zeitpunkt der Leistung der Einlagen zu be-

rechnen ist.

4. Die Körperschaft darf keine Person durch Ver-

waltungsausgaben, die dem Zweck der Kör-

perschaft fremd sind, oder durch

unverhältnismäßig hohe Vergütungen (Vor-

standsgehälter oder Aufsichtsratsvergütungen)

begünstigen.

5. Bei Auflösung oder Aufhebung der Körper-

schaft oder bei Wegfall ihres bisherigen

Zweckes darf das Vermögen der Körperschaft,

soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der

Mitglieder und den gemeinen Wert der von den

Mitgliedern geleisteten Sacheinlagen über-

steigt, nur für gemeinnützige, mildtätige oder

kirchliche Zwecke verwendet werden.

§ 40. 

(1) Unmittelbare Förderung liegt vor, wenn eine Kör-

perschaft den gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-

lichen Zweck selbst erfüllt. Dies kann auch durch einen

Dritten geschehen, wenn dessen Wirken wie eigenes

Wirken der Körperschaft anzusehen ist.

(2) Eine Körperschaft, die sich auf die Zusammenfas-

sung, insbesondere Leitung ihrer Unterverbände be-

schränkt, dient gemeinnützigen, mildtätigen oder

kirchlichen Zwecken, wenn alle Unterverbände gem-

einnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken die-

nen.

§ 41. 

(1) Die Satzung der Körperschaft muß eine aussch-

ließliche und unmittelbare Betätigung für einen gem-

einnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zweck

ausdrücklich vorsehen und diese Betätigung genau

umschreiben; als Satzung im Sinn der §§ 41 bis 43 gilt

auch jede andere sonst in Betracht kommende Rechts-

grundlage einer Körperschaft.

(2) Eine ausreichende Bindung der Vermögensver-

wendung im Sinn des § 39 Z. 5 liegt vor, wenn der

Zweck, für den das Vermögen bei Auflösung oder Auf-

hebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bishe-

rigen Zweckes zu verwenden ist, in der Satzung (Abs.

1) so genau bestimmt wird, daß auf Grund der Satzung

geprüft werden kann, ob der Verwendungszweck als

gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich anzuerkennen

ist.

(3) Wird eine Satzungsbestimmung, die eine Voraus-

setzung der Abgabenbegünstigung betrifft, nachträg-

lich geändert, ergänzt, eingefügt oder aufgehoben, so

hat dies die Körperschaft binnen einem Monat jenem

Finanzamt bekanntzugeben, das für die Festsetzung

der Umsatzsteuer der Körperschaft zuständig ist oder

es im Falle der Umsatzsteuerpflicht der Körperschaft

wäre.
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§ 41a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

Die Anzeigepflicht gemäß § 41 Abs. 3 besteht ge-

genüber den Abgabenbehörden, denen die Erhebung

der betroffenen Abgaben obliegt.

§ 42. 

Die tatsächliche Geschäftsführung einer Körperschaft

muß auf ausschließliche und unmittelbare Erfüllung

des gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen

Zweckes eingestellt sein und den Bestimmungen ent-

sprechen, die die Satzung aufstellt.

§ 43. 

Die Satzung (§ 41) und die tatsächliche Geschäfts-

führung (§ 42) müssen, um die Voraussetzung für eine

abgabenrechtliche Begünstigung zu schaffen, den Er-

fordernissen dieses Bundesgesetzes bei der Körper-

schaftsteuer und bei der Gewerbesteuer während des

ganzen Veranlagungszeitraumes, bei den übrigen Ab-

gaben im Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld

entsprechen.

§ 44.

(1) Einer Körperschaft, die einen Gewerbebetrieb oder

einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb unterhält,

kommt eine Begünstigung auf abgabenrechtlichem

Gebiet wegen Betätigung für gemeinnützige, mildtätige

oder kirchliche Zwecke nicht zu.

(2) Das für die Erhebung der Umsatzsteuer zuständige

Finanzamt kann auf Antrag des Abgabepflichtigen von

der Geltendmachung einer Abgabepflicht in den Fällen

des Abs. 1 ganz oder teilweise absehen, wenn an-

dernfalls die Erreichung des von der Körperschaft ver-

folgten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen

Zweckes vereitelt oder wesentlich gefährdet wäre. Eine

solche Bewilligung kann von Bedingungen und Aufla-

gen abhängig gemacht werden, die mit der Erfüllung

der gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen

Zwecke zusammenhängen oder die Erreichung dieser

Zwecke zu fördern geeignet sind.

§ 44a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

Für Bescheide gemäß § 44 Abs. 2 sind die Abgaben-

behörden zuständig, denen die Erhebung der betroffe-

nen Abgaben obliegt.

§ 45. 

(1) Unterhält eine Körperschaft, die die Voraussetzun-

gen einer Begünstigung auf abgabenrechtlichem Ge-

biet im übrigen erfüllt, einen wirtschaftlichen Ge -

schäftsbetrieb (§ 31), so ist sie nur hinsichtlich dieses

Betriebes abgabepflichtig, wenn er sich als Mittel zur

Erreichung der gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-

lichen Zwecke darstellt. Diese Voraussetzung ist ge-

geben, wenn durch den wirtschaftlichen Geschäfts -

betrieb eine Abweichung von den im Gesetz, in der

Satzung, im Stiftungsbrief oder in der sonstigen

Rechtsgrundlage der Körperschaft festgelegten

Zwecken nicht eintritt und die durch den wirtschaftli-

chen Geschäftsbetrieb erzielten Überschüsse der Kör-

perschaft zur Förderung ihrer gemeinnützigen, mild-

tätigen oder kirchlichen Zwecke dienen. Dem wirt-

schaftlichen Geschäftsbetrieb zugehöriges Vermögen

gilt je nach der Art des Betriebes als Betriebsvermö-

gen oder als land- und forstwirtschaftliches Vermögen,

aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb erzielte Ein-

künfte sind wie Einkünfte aus einem gleichartigen in

Gewinnabsicht geführten Betrieb zu behandeln.

(2) Die Abgabepflicht hinsichtlich des wirtschaftlichen

Geschäftsbetriebes entfällt, wenn dieser sich als ein

zur Erreichung des begünstigten Zweckes unentbehr-

licher Hilfsbetrieb darstellt. Dies trifft zu, wenn die fol-

genden drei Voraussetzungen erfüllt sind:
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a) Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb muß in

seiner Gesamtrichtung auf Erfüllung der gem-

einnützigen, mildtätigen oder kirchlichen

Zwecke eingestellt sein.

b) Die genannten Zwecke dürfen nicht anders als

durch den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb

erreichbar sein.

c) Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb darf zu

abgabepflichtigen Betrieben derselben oder

ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in

Wettbewerb treten, als dies bei Erfüllung der

Zwecke unvermeidbar ist.

(3) Unterhält eine Körperschaft einen wirtschaftlichen

Geschäftsbetrieb, auf den weder die Voraussetzungen

des Abs. 1 noch jene des Abs. 2 zutreffen, so findet §

44 Anwendung.

§ 45a.

Übersteigen Umsätze gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 des

Umsatzsteuergesetzes 1994, die von einer Körper-

schaft im Rahmen von land- und forstwirtschaftlichen

Betrieben, Gewerbebetrieben und wirtschaftlichen Ge-

schäftsbetrieben gemäß § 45 Abs. 3 ausgeführt wer-

den, im Veranlagungszeitraum insgesamt nicht den

Betrag von 40 000 Euro, so gilt unbeschadet der Er-

mächtigung des § 44 Abs. 2 eine Bewilligung im Sinne

der letztgenannten Bestimmung insoweit als erteilt, als

die Abgabepflicht hinsichtlich dieser Betriebe zwar be-

stehen bleibt, die Begünstigungen der Körperschaft auf

abgabenrechtlichem Gebiet jedoch nicht berührt wer-

den. Voraussetzung dafür ist, daß erzielte Über-

schüsse dieser Betriebe zur Förderung gemein -

nütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke der Kör-

perschaft dienen.

§ 46. 

Betreibt eine Körperschaft, die die Voraussetzungen

für eine Begünstigung auf abgabenrechtlichem Gebiet

im übrigen erfüllt, eine Krankenanstalt (Heil- und Pfle-

geanstalt), so wird diese Anstalt auch dann als wirt-

schaftlicher Geschäftsbetrieb gemäß § 45 Abs. 1

behandelt, wenn sich die Körperschaft von der Absicht

leiten läßt, durch den Betrieb der Anstalt Gewinn zu er-

zielen. Die Anstalt ist gleich einem unentbehrlichen

Hilfsbetrieb gemäß § 45 Abs. 2 abgabefrei, wenn es

sich um eine im Sinn des jeweils geltenden Kranken-

anstaltengesetzes gemeinnützig betriebene Kranken-

anstalt handelt.

§ 47. 

Die Betätigung einer Körperschaft für Zwecke der Ver-

waltung ihres Vermögens (§ 32) steht der Gewährung

von Begünstigungen auf abgabenrechtlichem Gebiet

(§ 34) nicht entgegen.
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D. Verhältnis zum Ausland

§ 48 

BAO gilt nur für bundesrechtlich geregelte Abgaben, die von
Abgabenbehörden des Bundes einzuheben sind, somit nicht
für Gemeinde- und Landesabgaben.

E. Abgabenrechtliche 

Geheimhaltungspflicht.

§ 48a. 

(1) Im Zusammenhang mit der Durchführung von Ab-

gabenverfahren, Monopolverfahren (§ 2 lit. b) oder Fi-

nanzstrafverfahren besteht die Verpflichtung zur

abgabenrechtlichen Geheimhaltung.

(2) Ein Beamter (§ 74 Abs. 1 Z. 4 StGB) oder ehema-

liger Beamter verletzt diese Pflicht, wenn er

a) der Öffentlichkeit unbekannte Verhältnisse oder

Umstände eines anderen, die ihm ausschließlich

kraft seines Amtes in einem Abgaben- oder Mo-

nopolverfahren oder in einem Finanzstrafverfah-

ren anvertraut oder zugänglich geworden sind,

b) den Inhalt von Akten eines Abgaben- oder Mono-

polverfahrens oder eines Finanzstrafverfahrens

oder

c) den Verlauf der Beratung und Abstimmung der

Senate im Abgabenverfahren oder Finanzstraf-

verfahren

unbefugt offenbart oder verwertet.

(3) Jemand anderer als die im Abs. 2 genannten Per-

sonen verletzt die abgabenrechtliche Geheimhal-

tungspflicht, wenn er der Öffentlichkeit unbekannte

Verhältnisse oder Umstände eines anderen, die ihm

ausschließlich

a) durch seine Tätigkeit als Sachverständiger oder

als dessen Hilfskraft in einem Abgaben- oder Mo-

nopolverfahren oder in einem Finanzstrafverfah-

ren,

b) aus Akten(inhalten) oder Abschriften (Ablichtun-

gen) eines Abgaben- oder Monopolverfahrens

oder eines Finanzstrafverfahrens oder

c) durch seine Mitwirkung bei der Personenstands-

und Betriebsaufnahme

anvertraut oder zugänglich geworden sind, unbefugt

offenbart oder verwertet.

(4) Die Offenbarung oder Verwertung von Verhältnis-

sen oder Umständen ist befugt,

a) wenn sie der Durchführung eines Abgaben- oder

Monopolverfahrens oder eines Finanzstrafverfah-

rens dient,

b) wenn sie auf Grund einer gesetzlichen Verpflich-

tung erfolgt oder wenn sie im zwingenden öffent-

lichen Interesse gelegen ist oder

c) wenn ein schutzwürdiges Interesse offensichtlich

nicht vorliegt oder ihr diejenigen zustimmen, deren

Interessen an der Geheimhaltung verletzt werden

könnten.

§ 48b BAO gilt aufgrund der ausdrücklichen gesetzlichen An-
ordnung des § 48c Z.2 BAO für Abgabenbehörden der Län-
der und Gemeinden nicht.

§ 48c. Für Landes- und Gemeindeabgaben
gilt Folgendes:

1. § 48a gilt auch für in einem abgabenrechtlichen Ver-

waltungsstrafverfahren anvertraute oder zugänglich

gewordene Verhältnisse oder Umstände sowie für den

Inhalt von Akten eines abgabenrechtlichen Verwal-

tungsstrafverfahrens. Die Offenbarung oder Verwer-

tung nach § 48a Abs. 4 ist weiters zulässig, wenn sie

der Durchführung eines abgabenrechtlichen Verwal-

tungsstrafverfahrens dient.

2. Für Abgabenbehörden der Länder und Gemeinden

gilt § 48b nicht.
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2. Abschnitt
Abgabenbehörden und 
Parteien

A. Abgabenbehörden.

1. Allgemeine Bestimmungen.

§ 49. 

(1) Abgabenbehörden sind die mit der Erhebung der

im § 1 bezeichneten öffentlichen Abgaben und Beiträge

betrauten Behörden der Abgabenverwaltung des Bun-

des (§ 52), der Länder und Gemeinden.

(2) Unter Erhebung im Sinn dieses Bundesgesetzes

sind alle der Durchführung der Abgabenvorschriften

dienenden abgabenbehördlichen Maßnahmen zu ver-

stehen.

§ 50. 

(1) Die Abgabenbehörden haben ihre sachliche und

örtliche Zuständigkeit von Amts wegen wahrzuneh-

men. Langen bei ihnen Anbringen ein, zu deren Be-

handlung sie nicht zuständig sind, so haben sie diese

ohne unnötigen Aufschub auf Gefahr des Einschreiters

an die zuständige Stelle weiterzuleiten oder den Ein-

schreiter an diese zu weisen.

(2) Sondervorschriften des Gebühren- und Verkehrs-

teuerrechtes über die Entgegennahme von Anzeigen

durch Abgabenbehörden, die nicht zur Erhebung der

Abgabe zuständig sind, und über die Weiterleitung der

Anzeigen an die zuständigen Behörden bleiben un-

berührt.

§ 51. 

(1) Über Zuständigkeitsstreite zwischen Abgaben-

behörden entscheidet die gemeinsame Oberbehörde.

(2) Bei Gefahr im Verzug hat jede Abgabenbehörde in

ihrem Amtsbereich die notwendigen Amtshandlungen

unter gleichzeitiger Verständigung der anderen

Behörde vorzunehmen.

2. Sachliche Zuständigkeit und 

Amtsbereich

Unbeschadet anderer gesetzlicher Anordnungen sind für die
sachliche Zuständigkeit der Abgabenbehörden des Landes
und der Gemeinden in NÖ die Vorschriften des NÖ Abgaben-
behördenorganisationsgesetzes 2009 (NÖ ABOG 2009)
maßgeblich.

Die §§ 52 und 52a BAO gelten für Landes- und Gemeinde-
abgaben nicht (ausdrücklich für § 52a in § 52b BAO!).
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3. Örtliche Zuständigkeit von 

Abgabenbehörden erster Instanz

Die §§ 53 bis 71 BAO gelten für Landes- und Gemeindeab-
gaben nicht (ausdrücklich für § 71 in § 71a!).

Für die örtliche Zuständigkeit der Abgabenbehörden des
Landes und der Gemeinden in NÖ sind die Vorschriften des
NÖ Abgabenbehördenorganisationsgesetzes 2009 (NÖ
ABOG 2009) maßgeblich.

§ 72. 

Die Geltendmachung abgabenrechtlicher Haftungen

obliegt den Abgabenbehörden, die für die Einhebung

der den Gegenstand der Haftung bildenden Abgabe

örtlich zuständig sind.

§ 73 BAO gilt nicht für Abgabenbehörden des Landes oder
der Gemeinden in NÖ. 

§ 74 wurde aufgehoben durch BGBl I 2002/97. 

§ 75 BAO ist für Abgabenbehörden des Landes oder der Ge-
meinden in NÖ nicht anwendbar.

4. Befangenheit von Organen der 

Abgabenbehörden.

§ 76. 

(1) Organe der Abgabenbehörden haben sich der Aus-

übung ihres Amtes wegen Befangenheit zu enthalten

und ihre Vertretung zu veranlassen,

a)wenn es sich um ihre eigenen Abgabenangelegen-

heiten oder um jene eines ihrer Angehörigen (§ 25),

ihres Mündels oder Pflegebefohlenen handelt;

b)wenn sie als Vertreter einer Partei (§ 78) noch be-

stellt sind oder bestellt waren;

c) wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die ge-

eignet sind, ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu zie-

hen;

d) im Rechtsmittelverfahren vor der Abgabenbehörde

zweiter Instanz überdies, wenn sie an der Erlassung

des angefochtenen Bescheides oder der Berufungs-

vorentscheidung (§ 276 Abs. 1 und 5) mitgewirkt oder

eine Weisung im betreffenden Verfahren erteilt haben

oder wenn eine der in lit. a genannten Personen dem

Rechtsmittelverfahren beigetreten ist.

(2) Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung

durch ein anderes Organ nicht sogleich bewirkt wer-

den kann, auch das befangene Organ die unauf-

schiebbaren Amtshandlungen selbst vorzunehmen.

Gegenüber der bisherigen Regelung des 
§ 53 NÖ AO geht die Befangenheitsbestimmung des   § 76
BAO vom weiteren Angehörigenbegriff des § 25 BAO aus
(vgl. die dortigen Anmerkungen). 
Der absolute Befangenheitsgrund der Parteienvertretung
(lit. b) ist zeitlich nicht eingeschränkt (bisher in       § 53 NÖ
AO Befangenheit nur bei Parteienvertretung innerhalb der
letzten 5 Jahre).
Der absolute Befangenheitsgrund der Mitwirkung an der
Erlassung des angefochtenen Bescheides (lit. d) umfasst
nun auch die Mitwirkung an der Berufungsvorentscheidung
und beschränkt sich nicht mehr auf die unmittelbare Mitwir-
kung (z.B. durch Genehmigung des Bescheides), sondern
umfasst nunmehr auch die Erteilung einer Weisung zur Er-
lassung des angefochtenen Bescheides.

B. Parteien und deren Vertretung.

1. Allgemeine Bestimmungen.

§ 77. 

(1) Abgabepflichtiger im Sinne dieses Bundesgesetzes

ist, wer nach den Abgabenvorschriften als Abgaben-

schuldner in Betracht kommt.

(2) Die für die Abgabepflichtigen getroffenen Anord-

nungen gelten, soweit nicht anderes bestimmt ist, sinn-

gemäß auch für die kraft abgabenrechtlicher

Vorschriften persönlich für eine Abgabe Haftenden.

Wer als Abgabepflichtiger (Abgabenschuldner) einer be-
stimmten Abgabe in Betracht kommt, ergibt sich aus den
jeweiligen materiellen Abgabenvorschriften (Abgabengeset-
zen).
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§ 78. 

(1) Partei im Abgabenverfahren ist der Abgabepflich-

tige (§ 77), im Berufungsverfahren auch jeder, der eine

Berufung einbringt (Berufungswerber), einem Beru-

fungsverfahren beigetreten ist (§§ 257 bis 259) oder,

ohne Berufungswerber zu sein, einen Vorlageantrag (§

276 Abs. 2) gestellt hat.

(2) Parteien des Abgabenverfahrens sind ferner,

a) wenn die Erlassung von Feststellungsbeschei-

den vorgesehen ist, diejenigen, an die diese

Bescheide ergehen (§ 191 Abs. 1 und 2);

b) wenn nach den Abgabenvorschriften Steuer-

meßbeträge oder Einheitswerte zu zerlegen

oder zuzuteilen sind, die Körperschaften,

denen ein Zerlegungsanteil zugeteilt worden ist

oder die auf eine Zuteilung Anspruch erheben.

(3) Andere als die genannten Personen haben die

Rechtsstellung einer Partei dann und insoweit, als sie

auf Grund abgabenrechtlicher Vorschriften die Tätig-

keit einer Abgabenbehörde in Anspruch nehmen oder

als sich die Tätigkeit einer Abgabenbehörde auf sie be-

zieht.

§ 79. 

Für die Rechts- und Handlungsfähigkeit gelten die Be-

stimmungen des bürgerlichen Rechtes. § 2 Zivilpro-

zeßordnung ist sinngemäß anzuwenden.

2. Vertreter

§ 80. 

(1) Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen

Personen und die gesetzlichen Vertreter natürlicher

Personen haben alle Pflichten zu erfüllen, die den von

ihnen Vertretenen obliegen, und sind befugt, die die-

sen zustehenden Rechte wahrzunehmen. Sie haben

insbesondere dafür zu sorgen, daß die Abgaben aus

den Mitteln, die sie verwalten, entrichtet werden.

(2) Steht eine Vermögensverwaltung anderen Perso-

nen als den Eigentümern des Vermögens oder deren

gesetzlichen Vertretern zu, so haben die Vermögens-

verwalter, soweit ihre Verwaltung reicht, die im Abs. 1

bezeichneten Pflichten und Befugnisse.

(3) Vertreter (Abs. 1) der aufgelösten Gesellschaft mit

beschränkter Haftung nach Beendigung der Liquida-

tion ist, wer nach § 93 Abs. 3 GmbHG zur Aufbewah-

rung der Bücher und Schriften der aufgelösten

Gesellschaft verpflichtet ist oder zuletzt verpflichtet war.

§ 81. 

(1) Abgabenrechtliche Pflichten einer Personenverei-

nigung (Personengemeinschaft) ohne eigene Rechts-

persönlichkeit sind von den zur Führung der Geschäfte

bestellten Personen und, wenn solche nicht vorhanden

sind, von den Gesellschaftern (Mitgliedern) zu erfüllen.

(2) Kommen zur Erfüllung der im Abs. 1 umschriebe-

nen Pflichten mehrere Personen in Betracht, so haben

diese hiefür eine Person aus ihrer Mitte oder einen ge-

meinsamen Bevollmächtigten der Abgabenbehörde

gegenüber als vertretungsbefugte Person namhaft zu

machen; diese Person gilt solange als zur Emp-

fangnahme von Schriftstücken der Abgabenbehörde

ermächtigt, als nicht eine andere Person als Zustel-

lungsbevollmächtigter namhaft gemacht wird. Solange

und soweit eine Namhaftmachung im Sinn des ersten

Satzes nicht erfolgt, kann die Abgabenbehörde eine

der zur Erfüllung der im Abs. 1 umschriebenen Pflich-

ten in Betracht kommenden mehreren Personen als

Vertreter mit Wirkung für die Gesamtheit bestellen. Die

übrigen Personen, die im Inland Wohnsitz, Geschäfts-

leitung oder Sitz haben, sind hievon zu verständigen.

(3) Sobald und soweit die Voraussetzungen für die Be-

stellung eines Vertreters durch die Abgabenbehörde

nachträglich weggefallen sind, ist die Bestellung zu wi-

derrufen. Ein Widerruf hat auch dann zu erfolgen, wenn

aus wichtigen Gründen eine andere in Betracht kom-

mende Person von der Abgabenbehörde als Vertreter

bestellt werden soll.
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(4) Für Personen, denen gemäß Abs. 1 oder 2 die Er-

füllung abgabenrechtlicher Pflichten von Personenver-

einigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene

Rechtspersönlichkeit obliegt, gilt § 80 Abs. 1 sinn-

gemäß.

(5) Die sich auf Grund der Abs. 1, 2 oder 4 ergebenden

Pflichten und Befugnisse werden durch den Eintritt

eines neuen Gesellschafters (Mitglieds) in die Perso-

nenvereinigung (Personengemeinschaft) nicht berührt.

(6) In den Fällen des § 19 Abs. 2 sind die Abs. 1, 2 und

4 auf die zuletzt beteiligt gewesenen Gesellschafter

(Mitglieder) sinngemäß anzuwenden. Die bei Beendi-

gung der Personenvereinigung (Personengemein-

schaft) bestehende Vertretungsbefugnis bleibt, sofern

dem nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen,

insoweit und solange aufrecht, als nicht von einem der

zuletzt beteiligt gewesenen Gesellschafter (Mitglieder)

oder der vertretungsbefugten Person dagegen Wider-

spruch erhoben wird.

(7) Werden an alle Gesellschafter (Mitglieder) einer

Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne

eigene Rechtspersönlichkeit in dieser ihrer Eigenschaft

schriftliche Ausfertigungen einer Abgabenbehörde ge-

richtet, so gilt der nach Abs. 1 bis 5 für die Personen-

vereinigung (Personengemeinschaft)

Zustellungsbevollmächtigte auch als gemeinsamer Zu-

stellungsbevollmächtigter der Gesellschafter (Mitglie-

der). Ergehen solche schriftliche Ausfertigungen nach

Beendigung einer Personenvereinigung (Personenge-

meinschaft) ohne eigene Rechtspersönlichkeit, so gilt

die nach Abs. 6 vertretungsbefugte Person auch als

Zustellungsbevollmächtigter der ehemaligen Gesell-

schafter (Mitglieder), sofern ein solcher nicht eigens

namhaft gemacht wurde. Die Bestimmung des Abs. 6

über die Erhebung eines Widerspruches gilt sinn-

gemäß.

(8) Vertretungsbefugnisse nach den vorstehenden Ab-

sätzen bleiben auch für ausgeschiedene Gesellschaf-

ter (Mitglieder) von Personenvereinigungen

(Personengemeinschaften) ohne eigene Rechtsper-

sönlichkeit hinsichtlich der vor dem Ausscheiden gele-

gene Zeiträume und Zeitpunkte betreffenden

Maßnahmen bestehen, solange dem nicht von Seiten

des ausgeschiedenen Gesellschafters (Mitglieds) oder

der vertretungsbefugten Person widersprochen wird.

(9) Die Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß für Vermögens-

massen, die als solche der Besteuerung unterliegen.

§ 82. 

(1) Soll gegen eine nicht voll handlungsfähige Person,

die eines gesetzlichen Vertreters entbehrt, oder gegen

eine Person, deren Aufenthalt unbekannt ist, eine

Amtshandlung vorgenommen werden, so kann die Ab-

gabenbehörde, wenn die Wichtigkeit der Sache es er-

fordert, auf Kosten des zu Vertretenden die Betrauung

einer Person mit der Obsorge oder die Bestellung

eines Sachwalters oder Kurators beim zuständigen

Gericht (§ 109 Jurisdiktionsnorm) beantragen.

(2) Ist zweifelhaft, wer zur Vertretung eines Nachlas-

ses befugt ist, oder wer beim Wegfall einer juristischen

Person oder eines dieser ähnlichen Gebildes oder

eines sonst verbleibenden Vermögens vertretungsbe-

fugt ist, gilt Abs. 1 sinngemäß.

§ 83. 

(1) Die Parteien und ihre gesetzlichen Vertreter kön-

nen sich, sofern nicht ihr persönliches Erscheinen aus-

drücklich gefordert wird, durch eigenberechtigte

natürliche Personen, juristische Personen oder einge-

tragene Personengesellschaften vertreten lassen, die

sich durch eine schriftliche Vollmacht auszuweisen

haben. 

(2) Inhalt und Umfang der Vertretungsbefugnis des Be-

vollmächtigten richten sich nach der Vollmacht; hierü-

ber sowie über den Bestand der Vertretungsbefugnis

auftauchende Zweifel sind nach den Vorschriften des

bürgerlichen Rechtes zu beurteilen. Die Abgaben-

behörde hat die Behebung etwaiger Mängel unter sinn-

gemäßer Anwendung der Bestimmungen des § 85

Abs. 2 von Amts wegen zu veranlassen.

(3) Vor der Abgabenbehörde kann eine Vollmacht auch

mündlich erteilt werden; hierüber ist eine Niederschrift

aufzunehmen.

(4) Die Abgabenbehörde kann von einer ausdrückli-

chen Vollmacht absehen, wenn es sich um die Vertre-

tung durch amtsbekannte Familienmitglieder,

Haushaltsangehörige oder Angestellte handelt und

Zweifel über das Bestehen und den Umfang der Ver-

tretungsbefugnis nicht obwalten.
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(5) Die Bestellung eines Bevollmächtigten schließt

nicht aus, daß sich die Abgabenbehörde unmittelbar

an den Vollmachtgeber selbst wendet oder daß der

Vollmachtgeber im eigenen Namen Erklärungen ab-

gibt.

Voll handlungsfähige Personen (volljährige natürliche Per-
sonen, sofern sie nicht besachwaltert sind), Vertreter juristi-
scher Personen sowie die gesetzlichen Vertreter nicht voll
handlungsfähiger Personen sind berechtigt, im Verfahren
vor den Abgabenbehörden einen gewillkürten Vertreter bei-
zuziehen.

Als Vertreter kommen eigenberechtigte natürliche Perso-
nen wie auch (über die bisherige Regelung des § 60 NÖ
AO 1977 hinausgehend) juristische Personen und eingetra-
gene Personengesellschaften in Betracht.

Die erteilte Vollmacht ist grundsätzlich nachzuweisen (z.B.
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmachtsurkunde).

In den Fällen des § 84 Abs.4 BAO liegt es im Ermessen der
Abgabenbehörde, auf einen ausdrücklichen schriftlichen
Nachweis der Vollmacht zu verzichten. Nach bestimmten
berufsrechtlichen Vorschriften (z.B. für Rechtsanwälte,
Wirtschaftstreuhänder, Notare) ersetzt die Berufung auf
eine erteilte Vollmacht deren ausdrücklichen schriftlichen
Nachweis.

Eine allgemeine Vertretungsvollmacht umfasst jedenfalls
auch eine Zustellvollmacht gemäß § 9 ZustellG.

§ 84. 

(1) Die Abgabenbehörde hat solche Personen als Be-

vollmächtigte abzulehnen, die die Vertretung anderer

geschäftsmäßig, wenn auch unentgeltlich betreiben,

ohne hiezu befugt zu sein. Gleichzeitig ist der Voll-

machtgeber von der Ablehnung in Kenntnis zu setzen.

(2) Das von einer abgelehnten Person in Sachen des

Vollmachtgebers nach der Ablehnung schriftlich oder

mündlich Vorgebrachte ist ohne abgabenrechtliche

Wirkung.

3. Abschnitt.

Verkehr zwischen Abgaben - 
behörden, Parteien und 
sonstigen Personen.
A. Anbringen.

§ 85. 

(1) Anbringen zur Geltendmachung von Rechten oder

zur Erfüllung von Verpflichtungen (insbesondere Er-

klärungen, Anträge, Beantwortungen von Bedenken-

vorhalten, Rechtsmittel) sind vorbehaltlich der

Bestimmungen des Abs. 3 schriftlich einzureichen (Ein-

gaben).

(2) Mängel von Eingaben (Formgebrechen, inhaltliche

Mängel, Fehlen einer Unterschrift) berechtigen die Ab-

gabenbehörde nicht zur Zurückweisung; inhaltliche

Mängel liegen nur dann vor, wenn in einer Eingabe ge-

setzlich geforderte inhaltliche Angaben fehlen. Sie hat

dem Einschreiter die Behebung dieser Mängel mit dem

Hinweis aufzutragen, daß die Eingabe nach fruchtlo-

sem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden ange-

messenen Frist als zurückgenommen gilt; werden die

Mängel rechtzeitig behoben, gilt die Eingabe als ur-

sprünglich richtig eingebracht.

(3) Die Abgabenbehörde hat mündliche Anbringen der

im Abs. 1 bezeichneten Art entgegenzunehmen,

a) wenn dies die Abgabenvorschriften vorsehen,

oder

b) wenn dies für die Abwicklung des Abgaben-

verfahrens zweckmäßig ist, oder

c) wenn die Schriftform dem Einschreiter nach

seinen persönlichen Verhältnissen nicht zuge-

mutet werden kann.

Zur Entgegennahme mündlicher Anbringen ist die Ab-

gabenbehörde nur während der für den Parteienver-

kehr bestimmten Amtsstunden verpflichtet, die bei der

Abgabenbehörde durch Anschlag kundzumachen sind.

(4) Wird ein Anbringen (Abs. 1 oder 3) nicht vom Ab-

gabepflichtigen selbst vorgebracht, ohne daß sich der
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Einschreiter durch eine schriftliche Vollmacht auswei-

sen kann und ohne daß § 83 Abs. 4 Anwendung fin-

det, gelten für die nachträgliche Beibringung der

Vollmacht die Bestimmungen des Abs. 2 sinngemäß.

(5) Der Einschreiter hat auf Verlangen der Abgaben-

behörde eine beglaubigte Übersetzung einem Anbrin-

gen (Abs. 1 oder 3) beigelegter Unterlagen beizu-

bringen.

Anbringen im Sinne des § 85 Abs.1 BAO sind grundsätzlich
schriftlich einzubringen.

§ 85 Abs.2 BAO regelt die Behebung von Mängeln schriftli-
cher Eingaben.

Nicht nur Formgebrechen (z.B. Nichtverwendung der ge-
setzlich vorgeschrieben Form für einen Antrag, Unleserlich-
keit der Eingabe, fehlende Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters) und das Fehlen einer Unterschrift (wie schon
bisher gemäß § 62 Abs.2 NÖ AO 1977), sondern auch in-
haltliche Mängel (das Fehlen gesetzlich geforderter Anga-
ben z.B. für Berufungen, Wiederaufnahmsanträge,
Wiedereinsetzungsanträge) sind nun verbesserungsfähig.

Die nachträgliche Beibringung eines fehlenden, aber erfor-
derlichen Nachweises der Vollmacht des Einschreiters ist
gemäß § 85 Abs.4 BAO ebenfalls mit Mängelbehebungs-
auftrag einzufordern.

§ 86. 

Anbringen, die nicht unter § 85 Abs. 1 fallen, können

mündlich vorgebracht werden, soweit nicht die Wich-

tigkeit oder der Umfang des Anbringens Schriftlichkeit

erfordert, in welchem Fall § 85 Abs. 3 mit Ausnahme

von lit. a und b sinngemäß anzuwenden ist.

§ 86a. 

(1) Anbringen, für die Abgabenvorschriften Schriftlich-

keit vorsehen oder gestatten, können auch telegra-

phisch, fernschriftlich oder, soweit es durch Verordnung

des Bundesministers für Finanzen zugelassen wird, im

Wege automationsunterstützter Datenübertragung

oder in jeder anderen technisch möglichen Weise ein-

gereicht werden. Durch Verordnung des Bundesmini-

sters für Finanzen kann zugelassen werden, daß sich

der Einschreiter einer bestimmten geeigneten öffent-

lich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungs-

stelle bedienen darf. Die für schriftliche Anbringen

geltenden Bestimmungen sind auch in diesen Fällen

mit der Maßgabe anzuwenden, daß das Fehlen einer

Unterschrift keinen Mangel darstellt. Die Abgaben-

behörde kann jedoch, wenn es die Wichtigkeit des An-

bringens zweckmäßig erscheinen läßt, dem

Einschreiter die unterschriebene Bestätigung des An-

bringens mit dem Hinweis auftragen, daß dieses nach

fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden

angemessenen Frist als zurückgenommen gilt.

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann durch Ver-

ordnung im Sinn des Abs. 1 erster Satz bestimmen,

a) unter welchen Voraussetzungen welche Arten

der Datenübertragung an Abgabenbehörden

zugelassen sind,

b) daß für bestimmte Arten von Anbringen be-

stimmte Arten der Datenübertragung ausge-

schlossen sind und

c) welche Unterlagen wie lange vom Einschrei-

ter im Zusammenhang mit bestimmten Arten

der Datenübertragung aufzubewahren sind.

§ 86b. Für Landes- und Gemeindeabgaben
gilt abweichend von § 86a Folgendes:

Anbringen, für die Abgabenvorschriften Schriftlichkeit

vorsehen oder gestatten, können in jeder technisch

möglichen Form eingebracht werden, mit E-Mail jedoch

nur insoweit, als für den elektronischen Verkehr zwi-

schen der Behörde und den Parteien (§ 78) nicht be-

sondere Übermittlungsformen vorgesehen sind.

Etwaige technische Voraussetzungen oder organisa-

torische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs

zwischen der Behörde und den Parteien sind im Inter-

net bekannt zu machen.

Schriftliche Anbringen können in jeder technisch möglichen
Form z.B. per E-Mail oder per Telefax eingebracht werden.

§ 86b BAO entspricht § 13 Abs.2 AVG. Eine Verpflichtung
der Behörde, technische Vorkehrungen zu treffen (Hardware,
Software) besteht jedoch nicht.

Die Einbringung auf elektronischem Weg erfordert daher
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auch das Vorhandensein entsprechender technischer Mög-
lichkeiten bei der Behörde.

Beschränkungen des elektronischen Verkehrs (z.B. Einbrin-
gung nur an bestimmte E-Mail-Adresse) sind im Internet (auf
der Homepage der Behörde) bekannt zu machen. Zusätzlich
könnten etwaige Beschränkungen auch in den schriftlichen
Erledigungen (Briefkopf, Rechtsmittelbelehrung) angegeben
werden.

B. Niederschriften.

§ 87. 

(1) In den Fällen der unmittelbaren oder sinngemäßen

Anwendung des § 85 Abs. 3 ist das Anbringen, soweit

nicht in Abgabenvorschriften anderes bestimmt ist, sei-

nem wesentlichen Inhalt nach in einer Niederschrift

festzuhalten.

(2) Niederschriften sind ferner über die Einvernahme

von Auskunftspersonen, Zeugen und Sachverständi-

gen sowie über die Durchführung eines Augenschei-

nes aufzunehmen.

(3) Niederschriften sind derart abzufassen, daß bei Weg-

lassung alles nicht zur Sache Gehörigen der Verlauf und

Inhalt der Amtshandlung richtig und verständlich wie-

dergegeben wird. Außerdem hat jede von einer Abga-

benbehörde aufgenommene Niederschrift zu enthalten:

a) Ort, Zeit und Gegenstand der Amtshandlung

und, wenn schon frühere, darauf bezügliche

Amtshandlungen vorliegen, erforderlichenfalls

eine kurze Darstellung des dermaligen Stan-

des der Sache;

b) die Benennung der Abgabenbehörde und die

Namen des Leiters der Amtshandlung und der

sonst mitwirkenden amtlichen Organe, der an-

wesenden Parteien und ihrer Vertreter sowie

der etwa vernommenen Auskunftspersonen,

Zeugen und Sachverständigen;

c) die eigenhändige Unterschrift des die Amts-

handlung leitenden Organs.

(4) Jede Niederschrift ist den vernommenen oder sonst

beigezogenen Personen vorzulegen und von ihnen

durch Beisetzung ihrer eigenhändigen Unterschrift zu

bestätigen. Kann eine Person nicht oder nur mittels

Handzeichen unterfertigen, hat sie die Unterfertigung

verweigert oder sich vor Abschluß der Niederschrift

oder des ihre Aussage enthaltenden Teiles der Nie-

derschrift entfernt, so ist unter Angabe des Grundes,

aus dem die Unterfertigung nicht erfolgte, die Richtig-

keit der schriftlichen Wiedergabe von dem die Amts-

handlung leitenden Organ ausdrücklich zu bestätigen.

(5) In der Niederschrift darf nichts Erhebliches aus-

gelöscht, hinzugefügt oder verändert werden. Durch-

strichene Stellen sollen noch lesbar bleiben. Erhebliche

Zusätze oder Einwendungen des Vernommenen

wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtig-

keit der Niederschrift sind in einen Nachtrag aufzu-

nehmen und abgesondert zu bestätigen.

(6) Die Behörde kann sich für die Abfassung der Nie-

derschrift eines Schallträgers bedienen oder die Nie-

derschrift in Kurzschrift abfassen, wenn weder von der

vernommenen noch von einer sonst beigezogenen

Person dagegen Einwand erhoben wird. Die Schallträ-

geraufnahme und die in Kurzschrift abgefaßte Nieder-

schrift sind nachträglich in Vollschrift zu übertragen. Die

vernommene oder sonst beigezogene Person kann

spätestens bei Beendigung der betreffenden Amts-

handlung die Zustellung einer Abschrift der Nieder-

schrift, zu deren Abfassung sich die Behörde eines

Schallträgers bedient hat, beantragen und innerhalb

von zwei Wochen ab Zustellung Einwendungen wegen

behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der

Übertragung der Schallträgeraufnahme erheben. Wird

eine solche Zustellung beantragt, so darf die Schall-

trägeraufnahme frühestens einen Monat nach Ablauf

der Frist zur Erhebung von Einwendungen gelöscht

werden; ansonsten darf sie frühestens einen Monat

nach erfolgter Übertragung gelöscht werden.

(7) Niederschriften, die mittels automationsunterstütz-

ter Datenverarbeitung, insbesondere unter Einsatz von

Textverarbeitungsprogrammen, erstellt worden sind,

bedürfen nicht der Unterschrift des Leiters der Amts-

handlung und der beigezogenen Personen, wenn si-

chergestellt ist, dass auf andere Weise festgestellt

werden kann, dass der Leiter der Amtshandlung den

Inhalt der Niederschrift bestätigt hat. Die vernommene

oder sonst beigezogene Person kann spätestens bei

Beendigung der Amtshandlung die Zustellung einer Ab-

schrift einer solchen Niederschrift beantragen und in-
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nerhalb von zwei Wochen ab Zustellung Einwen- dun-

gen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Un-

richtigkeit der Niederschrift erheben.

(8) Von der gemäß Abs.1 aufgenommenen Nieder-

schrift ist der Partei, von der gemäß Abs. 2 aufgenom-

menen Niederschrift der vernommenen Person über

Verlangen eine Abschrift auszufolgen.

§ 88. 

Soweit nicht Einwendungen erhoben wurden, liefert

eine gemäß § 87 aufgenommene Niederschrift über

den Gegenstand und den Verlauf der betreffenden

Amtshandlung Beweis.

C. Aktenvermerke.

§ 89. 

(1) Amtliche Wahrnehmungen und Mitteilungen, die der

Abgabenbehörde telephonisch zugehen, ferner münd-

liche Belehrungen, Aufforderungen und Anordnungen,

über die keine schriftliche Ausfertigung erlassen wird,

schließlich Umstände, die nur für den inneren Dienst

der Abgabenbehörde in Betracht kommen, sind, wenn

nicht anderes bestimmt und kein Anlaß zur Aufnahme

einer Niederschrift gegeben ist, erforderlichenfalls in

einem Aktenvermerk kurz festzuhalten.

(2) Der Inhalt des Aktenvermerkes ist vom Amtsorgan

durch Beisetzung von Datum und Unterschrift zu be-

stätigen. Vom Erfordernis der Unterschrift kann jedoch

abgesehen werden, wenn sichergestellt ist, dass das

Amtsorgan auf andere Weise festgestellt werden kann.

Die Möglichkeit, vom Erfordernis der (eigenhändigen) Unter-
schrift abzusehen, wird insbesondere bei elektronisch geneh-
migten Aktenvermerken in Betracht kommen.

D. Akteneinsicht.

§ 90. 

(1) Die Abgabenbehörde hat den Parteien die Einsicht

und Abschriftnahme der Akten oder Aktenteile zu ge-

statten, deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Ver-

teidigung ihrer abgabenrechtlichen Interessen oder zur

Erfüllung abgabenrechtlicher Pflichten erforderlich ist.

Blinden oder hochgradig sehbehinderten Parteien, die

nicht durch Vertreter (§§ 80 ff) vertreten sind, ist auf

Verlangen der Inhalt von Akten und Aktenteilen durch

Verlesung oder nach Maßgabe der vorhandenen tech-

nischen Möglichkeiten in sonst geeigneter Weise zur

Kenntnis zu bringen.

(2) Von der Akteneinsicht ausgenommen sind Bera-

tungsprotokolle, Amtsvorträge, Erledigungsentwürfe

und sonstige Schriftstücke (Mitteilungen anderer

Behörden Meldungen, Berichte und dergleichen),

deren Einsichtnahme eine Schädigung berechtigter In-

teressen dritter Personen herbeiführen würde.

(3) Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein

abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig.

§ 90a. 

(1) Soweit durch Verordnung zugelassen, kann die Ab-

gabenbehörde Akteneinsicht (§ 90) auch in automati-

onsunterstützter Form gestatten. Diese Akteneinsicht

ist so zu ermöglichen, daß die Partei sowie die in den

§§ 80 ff bezeichneten Vertreter auf Antrag der Partei

berechtigt werden, Daten dieser Partei im Wege einer

automationsunterstützten Datenübertragung mit einem

Datenendgerät abzufragen und auszugeben.

(2) Die Bewilligung zur Abfrage darf nur unter dem Vor-

behalt des Widerrufs erteilt werden und kann mit Be-

dingungen und Auflagen, die der Datensicherheit

dienen, verbunden werden. Die Bewilligung ist zu wi-

derrufen, wenn sich die tatsächlichen oder rechtlichen

Verhältnisse geändert haben, die für die Erteilung der

Bewilligung maßgebend gewesen sind, oder wenn das

Vorhandensein dieser Verhältnisse zu Unrecht ange-

nommen worden ist.
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(3) Der technische und organisatorische Ablauf des

dabei anzuwendenden Verfahrens ist durch Verord-

nung zu bestimmen. In der Verordnung kann vorgese-

hen werden, daß sich die Abgabenbehörde einer

bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder pri-

vatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen kann.

(4) Der Bund leistet keine Gewähr für die Richtigkeit

der abgefragten Daten.

§ 90b. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt
abweichend von § 90a Folgendes:

Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Mög-

lichkeiten kann Akteneinsicht (§ 90) auch im Weg au-

tomationsunterstützter Datenverarbeitung gestattet

werden.

Eine Verpflichtung der Behörde, technische Vorkehrungen zu
treffen ergibt sich aus § 90b BAO nicht.

E. Vorladungen.

§ 91. 

(1) Die Abgabenbehörde ist berechtigt, Personen,

deren Erscheinen nötig ist, vorzuladen.

(2) In der Vorladung ist außer Ort und Zeit der Amts-

handlung auch anzugeben, was den Gegenstand der

Amtshandlung bildet, in welcher Eigenschaft der Vor-

geladene vor der Abgabenbehörde erscheinen soll

(Abgabepflichtiger, Zeuge, Sachverständiger und so

weiter) und welche Behelfe und Beweismittel mitzu-

bringen sind. In der Vorladung ist ferner bekanntzuge-

ben, ob der Vorgeladene persönlich zu erscheinen hat

oder ob die Entsendung eines Vertreters genügt und

welche Folgen an ein Ausbleiben geknüpft sind. In der

Vorladung von Zeugen ist weiters auf die gesetzlichen

Bestimmungen über Zeugengebühren (§ 176) hinzu-

weisen; dies gilt sinngemäß für die Vorladung von Aus-

kunftspersonen, die gemäß § 143 Abs. 4 Anspruch auf

Zeugengebühren haben.

(3) Wer nicht durch Krankheit, Gebrechlichkeit oder

sonstige begründete Hindernisse vom Erscheinen ab-

gehalten ist, hat die Verpflichtung, der Vorladung Folge

zu leisten und kann zur Erfüllung dieser Pflicht durch

Zwangsstrafen verhalten werden. Die Verhängung die-

ser Zwangsstrafen ist nur zulässig, wenn sie in der Vor-

ladung angedroht und die Vorladung zu eigenen

Handen zugestellt war.

(4) Gegen die Vorladung ist ein abgesondertes Rechts-

mittel nicht zulässig.

Anders als in § 68 NÖ AO 1977 ist das Recht zur Vorladung
von Personen nicht mehr eingeschränkt auf Personen, die im
Amtsbereich der Behörde ihren Aufenthalt bzw. Sitz haben.
Als Alternative zur Vorladung kommt bei Zeugen auch die
Einholung einer schriftlichen Aussage in Betracht (vgl. § 173
BAO). Die Vorladung ist ein verfahrensrechtlicher Bescheid
iSd § 94 BAO.

F. Erledigungen.

§ 92. 

(1) Erledigungen einer Abgabenbehörde sind als Be-

scheide zu erlassen, wenn sie für einzelne Personen

a) Rechte oder Pflichten begründen, abändern

oder aufheben, oder

b) abgabenrechtlich bedeutsame Tatsachen fest-

stellen, oder

c) über das Bestehen oder Nichtbestehen eines

Rechtsverhältnisses absprechen.

(2) Bescheide bedürfen der Schriftform, wenn nicht die
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Abgabenvorschriften die mündliche Form vorschreiben

oder gestatten.

§ 93. 

(1) Für schriftliche Bescheide gelten außer den ihren

Inhalt betreffenden besonderen Vorschriften die Be-

stimmungen der Abs. 2 bis 6, wenn nicht nach gesetz-

licher Anordnung die öffentliche Bekanntmachung oder

die Auflegung von Listen genügt.

(2) Jeder Bescheid ist ausdrücklich als solcher zu be-

zeichnen, er hat den Spruch zu enthalten und in die-

sem die Person (Personenvereinigung, Personen-

gemeinschaft) zu nennen, an die er ergeht.

(3) Der Bescheid hat ferner zu enthalten

a) eine Begründung, wenn ihm ein Anbringen (§

85 Abs. 1 oder 3) zugrunde liegt, dem nicht

vollinhaltlich Rechnung getragen wird, oder

wenn er von Amts wegen erlassen wird;

b) eine Belehrung, ob ein Rechtsmittel zulässig

ist, innerhalb welcher Frist und bei welcher

Behörde das Rechtsmittel einzubringen ist, fer-

ner, daß das Rechtsmittel begründet werden

muß und daß ihm eine aufschiebende Wirkung

nicht zukommt (§ 254).

(4) Enthält der Bescheid keine Rechtsmittelbelehrung

oder keine Angabe über die Rechtsmittelfrist oder er-

klärt er zu Unrecht ein Rechtsmittel für unzulässig, so

wird die Rechtsmittelfrist nicht in Lauf gesetzt.

(5) Ist in dem Bescheid eine kürzere oder längere als

die gesetzliche Frist angegeben, so gilt das innerhalb

der gesetzlichen oder der angegebenen längeren Frist

eingebrachte Rechtsmittel als rechtzeitig erhoben.

(6) Enthält der Bescheid keine oder eine unrichtige An-

gabe über die Abgabenbehörde, bei welcher das

Rechtsmittel einzubringen ist, so ist das Rechtsmittel

richtig eingebracht, wenn es bei der Abgabenbehörde,

die den Bescheid ausgefertigt hat, oder bei der ange-

gebenen Abgabenbehörde eingebracht wurde.

§ 94. 

Verfügungen, die nur das Verfahren betreffen, können

schriftlich oder mündlich erlassen werden.

Solche verfahrensleitende Bescheide sind z.B. Mängelbehe-
bungsaufträge, die Ablehnung eines Fristverlängerungsantra-
ges, die Androhung einer Zwangs- strafe,
Ladungsbescheide, Prüfungsaufträge.

§ 95. 

Sonstige Erledigungen einer Abgabenbehörde können

mündlich ergehen, soweit nicht die Partei eine schrift-

liche Erledigung verlangt. Der Inhalt mündlicher Erle-

digungen - mit Ausnahme solcher der Zollämter im

Reiseverkehr und kleinen Grenzverkehr - ist in Akten-

vermerken festzuhalten.

§ 96. 

Alle schriftlichen Ausfertigungen der Abgabenbehörden

müssen die Bezeichnung der Behörde enthalten sowie

mit Datum und mit der Unterschrift dessen versehen

sein, der die Erledigung genehmigt hat. An die Stelle

der Unterschrift des Genehmigenden kann, soweit

nicht in Abgabenvorschriften die eigenhändige Unter-

fertigung angeordnet ist, die Beglaubigung treten, daß

die Ausfertigung mit der genehmigten Erledigung des

betreffenden Geschäftsstückes übereinstimmt und das

Geschäftsstück die eigenhändig beigesetzte Geneh-

migung aufweist. 

Ausfertigungen, die mittels automationsunterstützter

Datenverarbeitung erstellt werden, bedürfen weder

einer Unterschrift noch einer Beglaubigung und gelten,

wenn sie weder eine Unterschrift noch eine Beglaubi-

gung aufweisen, als durch den Leiter der auf der Aus-

fertigung bezeichneten Abgabenbehörde genehmigt.

Bescheidausfertigungen haben die eigenhändige Unter-
schrift des Genehmigers oder die Beglaubigung, dass die
Ausfertigung mit der eigenhändig unterschriebenen Be-
scheidurschrift übereinstimmt, zu enthalten. Für Ausferti-
gungen, die mit automations- unterstützter
Datenverarbeitung erstellt werden, gilt die Genehmigungs-
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fiktion des § 96 letzter Satz BAO, sofern nicht in der Ausfer-
tigung ein vom Behördenleiter abweichender Genehmiger
angegeben wird. 

Weist ein Bescheid eine Registernummer des Datenverar-
beitungsregisters mit der näheren Bezeichnung „DVR“ auf,
so ist daraus erkennbar, dass die gegenständliche Ausferti-
gung mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung
erstellt wurde und ihr daher auch ohne Unterschrift oder
Beglaubigung Bescheidcharakter zukommt (vgl. VwGH
9.12.1992, 91/13/0204; 10.5.1994, 93/14/0104).

§ 97. 

(1) Erledigungen werden dadurch wirksam, daß sie

demjenigen bekanntgegeben werden, für den sie ihrem

Inhalt nach bestimmt sind. 

Die Bekanntgabe erfolgt

a) bei schriftlichen Erledigungen, wenn nicht in

besonderen Vorschriften die öffentliche Be-

kanntmachung oder die Auflegung von Listen

vorgesehen ist, durch Zustellung;

b) bei mündlichen Erledigungen durch deren Ver-

kündung.

(2) Ist in einem Fall, in dem § 191 Abs. 4 oder § 194

Abs. 5 Anwendung findet, die Rechtsnachfolge (Nach-

folge im Besitz) nach Zustellung des Bescheides an

den Rechtsvorgänger (Vorgänger) eingetreten, gilt mit

der Zustellung an den Rechtsvorgänger (Vorgänger)

auch die Bekanntgabe des Bescheides an den Rechts-

nachfolger (Nachfolger) als vollzogen.

(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausferti-

gung einer behördlichen Erledigung kann deren Inhalt

auch telegraphisch oder fernschriftlich mitgeteilt wer-

den. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bun-

desministers für Finanzen die Mitteilung des Inhalts

von Erledigungen auch im Wege automationsunter-

stützter Datenübertragung oder in jeder anderen tech-

nisch möglichen Weise vorgesehen werden, wobei

zugelassen werden kann, daß sich die Behörde einer

bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder pri-

vatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen darf. In der

Verordnung sind technische oder organisatorische

Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß die

Mitteilung in einer dem Stand der Technik entspre-

chenden sicheren und nachprüfbaren Weise erfolgt

und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt.

Die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen in der

durch Verordnung vorgesehenen Weise ist überdies

nur zulässig, wenn ihr der Empfänger ausdrücklich zu-

gestimmt hat. Mit der Zustimmung übernimmt der Emp-

fänger auch die Verantwortung für die Datensicherheit

des mitgeteilten Inhalts der Erledigung im Sinn des Da-

tenschutzgesetzes 2000. § 96 letzter Satz gilt sinn-

gemäß.

§ 97a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt
abweichend von § 97 Abs. 3 Folgendes:

1. Schriftliche Erledigungen können im Weg automati-

onsunterstützter Datenübertragung oder in jeder an-

deren technisch möglichen Weise dann übermittelt

werden, wenn die Partei (§ 78) dieser Übermittlungsart

ausdrücklich zugestimmt hat. Mit der Zustimmung

übernimmt der Empfänger auch die Verantwortung für

die Datensicherheit des mitgeteilten Inhalts der Erledi-

gung im Sinn des Datenschutzgesetzes 2000. § 96

letzter Satz gilt sinngemäß.

2. Eine Übermittlung im Weg automationsunterstützter

Datenübertragung oder in jeder anderen technischen

Form ist weiters zulässig, wenn die Partei ein Anbrin-

gen in derselben Art eingebracht und dieser Übermitt-

lungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich

widersprochen hat, sofern die Übermittlung spätestens

zwei Werktage nach Einlangen des Anbringens erfolgt.

§ 96 letzter Satz gilt sinngemäß.

35

§ 97 | § 97a



G. Zustellungen.

§ 98. 

(1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes be-

stimmt ist, sind Zustellungen nach dem Zustellgesetz,

BGBl. Nr. 200/1982, ausgenommen Abschnitt III (Elek-

tronische Zustellung), vorzunehmen.

(2) Elektronisch zugestellte Dokumente gelten als zu-

gestellt, sobald sie in den elektronischen Verfügungs-

bereich des Empfängers gelangt sind. Im Zweifel hat

die Behörde die Tatsache und den Zeitpunkt des Ein-

langens von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung

gilt als nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Emp-

fänger wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht

rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen

konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Rückkehr

an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.

§ 99. 

Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt,

durch Verordnung zu bestimmen, auf welche Erledi-

gungen der 3. Abschnitt des Zustellgesetzes (Elektro-

nische Zustellung) anzuwenden ist. Ist der 3. Abschnitt

des Zustellgesetzes anzuwenden, so gilt § 37 Abs. 2

ZustG nicht, wenn der Empfänger die Zustellung über

den Zustelldienst der Abgabenbehörde gegenüber

ausgeschlossen hat.

§ 100. aufgehoben durch BGBl 1982/101

§ 101. 

(1) Ist eine schriftliche Ausfertigung an mehrere Per-

sonen gerichtet, die dieselbe abgabenrechtliche Lei-

stung schulden oder die gemeinsam zu einer Abgabe

heranzuziehen sind, und haben diese der Abgaben-

behörde keinen gemeinsamen Zustellungsbevoll-

mächtigten bekanntgegeben, so gilt mit der Zustellung

einer einzigen Ausfertigung an eine dieser Personen

die Zustellung an alle als vollzogen, wenn auf diese

Rechtsfolge in der Ausfertigung hingewiesen wird.

(2) Ist eine schriftliche Ausfertigung an mehrere Perso-

nen gerichtet, die zusammen zu veranlagen sind, so gilt

mit der Zustellung einer einzigen Ausfertigung an eine

dieser Personen die Zustellung an alle als vollzogen.

(3) Schriftliche Ausfertigungen, die in einem Feststel-

lungsverfahren an eine Personenvereinigung (Perso-

nengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersönlichkeit

gerichtet sind (§ 191 Abs. 1 lit. a und c), sind einer nach

§ 81 vertretungsbefugten Person zuzustellen. Mit der Zu-

stellung einer einzigen Ausfertigung an diese Person gilt

die Zustellung an alle Mitglieder der Personenvereinigung

oder Personengemeinschaft als vollzogen, wenn auf

diese Rechtsfolge in der Ausfertigung hingewiesen wird.

(4) Schriftliche Ausfertigungen, die nach Beendigung

einer Personenvereinigung (Personengemeinschaft)

ohne eigene Rechtspersönlichkeit in einem Feststel-

lungsverfahren (§ 188) an diejenigen ergehen, denen

gemeinschaftliche Einkünfte zugeflossen sind (§ 191

Abs. 1 lit. c), sind einer nach § 81 vertretungsbefugten

Person zuzustellen. Mit der Zustellung einer einzigen

Ausfertigung an diese Person gilt die Zustellung an

alle, denen der Bescheid gemeinschaftliche Einkünfte

zurechnet, als vollzogen, wenn auf diese Rechtsfolge

in der Ausfertigung hingewiesen wird.

Durch die Zustellfiktion des § 101 Abs.1 BAO wirken Ausferti-
gungen, die ihrem Inhalt nach an die Gesamtschuldner einer
Abgabe gerichtet sind, mit der Zustellung an einen der Ge-
samtschuldner auch für alle anderen. Voraussetzung für den
Eintritt dieser Wirkung ist ein entsprechender Hinweis in der
Bescheidausfertigung. Das Fehlen des Hinweises in der Be-
scheidausfertigung schließt die Wirkung der Zustellfiktion aus.
§ 101 Abs.1 BAO betrifft ausschließlich die Zustellung von
Ausfertigungen. Die Wirksamkeit eines Bescheides gegenü-
ber allen Gesamtschuldnern setzt unabhängig davon jeden-
falls die Nennung aller Gesamtschuldner als
Bescheidadressaten in der Ausfertigung voraus.

§ 102. 

Wenn wichtige Gründe hiefür vorliegen, hat die Abga-

benbehörde die schriftlichen Ausfertigungen mit Zu-

stellnachweis zuzustellen. Bei Vorliegen besonders

wichtiger Gründe ist die Zustellung zu eigenen Handen

des Empfängers zu bewirken.
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§ 102a. Für Landes und Gemeindeabgaben
gilt § 102 nicht.

§ 103. 

(1) Ungeachtet einer Zustellungsbevollmächtigung sind

Vorladungen (§ 91) dem Vorgeladenen zuzustellen. Im

Einhebungsverfahren ergehende Erledigungen können

aus Gründen der Zweckmäßigkeit, insbesondere zur

Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens,

trotz Vorliegens einer Zustellungsbevollmächtigung

wirksam dem Vollmachtgeber unmittelbar zugestellt

werden.

(2) Eine Zustellungsbevollmächtigung ist Abgaben-

behörden gegenüber unwirksam, wenn sie

a) ausdrücklich auf nur einige dem Vollmachtge-

ber zugedachte Erledigungen eingeschränkt

ist, die im Zuge eines Verfahrens ergehen,

oder

b) ausdrücklich auf nur einige jener Abgaben ein-

geschränkt ist, deren Gebarung gemäß § 213

zusammengefasst verbucht wird.

Abs.3: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 71/2003; Abs.4 aufge-
hoben durch BGBl. Nr. 797/1996.

§ 104.

Abgabenbehörden erster Instanz gegenüber besteht

die Verpflichtung zur Mitteilung im Sinne des § 8 Abs.

1 des Zustellgesetzes für Abgabepflichtige auch so

lange, als von ihnen Abgaben, ausgenommen durch

Einbehaltung im Abzugswege zu entrichtende, wieder-

kehrend zu erheben sind. § 8 Abs. 2 des Zustellgeset-

zes ist sinngemäß anzuwenden.

§ 105. aufgehoben durch BGBl 1982/101

§ 106. aufgehoben durch BGBl I 1997/70

§ 107. aufgehoben durch BGBl 1982/101

H. Fristen.

§ 108. 

(1) Bei der Berechnung der Fristen, die nach Tagen be-

stimmt sind, wird der für den Beginn der Frist maßge-

bende Tag nicht mitgerechnet.

(2) Nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fri-

sten enden mit dem Ablauf desjenigen Tages der letz-

ten Woche oder des letzten Monates, der durch seine

Benennung oder Zahl dem für den Beginn der Frist

maßgebenden Tag entspricht. Fehlt dieser Tag in dem

letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf des letzten

Tages dieses Monates.

(3) Beginn und Lauf einer Frist werden durch Sams-

tage, Sonntage oder Feiertage nicht behindert. Fällt

das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, ge-

setzlichen Feiertag, Karfreitag oder 24. Dezember, so

ist der nächste Tag, der nicht einer der vorgenannten

Tage ist, als letzter Tag der Frist anzusehen.

(4) Die Tage des Postenlaufes werden in die Frist nicht

eingerechnet.

§ 109. 

Wird der Lauf einer Frist durch eine behördliche Erle-

digung ausgelöst, so ist für den Beginn der Frist der

Tag maßgebend, an dem die Erledigung bekanntge-

geben worden ist (§ 97 Abs.1).

§ 110. 

(1) Gesetzlich festgesetzte Fristen können, wenn nicht

ausdrücklich anderes bestimmt ist, nicht geändert wer-

den.

(2) Von der Abgabenbehörde festgesetzte Fristen kön-

nen verlängert werden. Die Verlängerung kann nach

Maßgabe der Abgabenvorschriften von Bedingungen,
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insbesondere von einer Sicherheitsleistung (§ 222), ab-

hängig gemacht werden.

(3) Gegen die Ablehnung eines Antrages auf Verlän-

gerung einer Frist ist ein abgesondertes Rechtsmittel

nicht zulässig.

J. Zwangs-, Ordnungs- und 

Mutwillensstrafen

§ 111. 

(1) Die Abgabenbehörden sind berechtigt, die Befol-

gung ihrer auf Grund gesetzlicher Befugnisse getroffe-

nen Anordnungen zur Erbringung von Leistungen, die

sich wegen ihrer besonderen Beschaffenheit durch

einen Dritten nicht bewerkstelligen lassen, durch Ver-

hängung einer Zwangsstrafe zu erzwingen. Zu solchen

Leistungen gehört auch die elektronische Übermittlung

von Anbringen und Unterlagen, wenn eine diesbezüg-

liche Verpflichtung besteht.

(2) Bevor eine Zwangsstrafe festgesetzt wird, muß der

Verpflichtete unter Androhung der Zwangsstrafe mit

Setzung einer angemessenen Frist zur Erbringung der

von ihm verlangten Leistung aufgefordert werden. Die

Aufforderung und die Androhung müssen schriftlich er-

folgen, außer wenn Gefahr im Verzug ist.

(3) Die einzelne Zwangsstrafe darf den Betrag von

5000 Euro nicht übersteigen.

(4) Gegen die Androhung einer Zwangsstrafe ist ein

abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig.

Zwangsstrafen können zur Durchsetzung (auf gesetzlicher
Grundlage ergangener) behördlicher Anordnungen angedroht
und bei Nichtbefolgung dieser Anordnungen auch in der an-
gedrohten Höhe mit Bescheid festgesetzt werden. 

Die Verhängung liegt dem Grunde und der Höhe nach im
behördlichen Ermessen. Die Ermessensübung ist im Be-
scheid zu begründen. Bei der Bemessung der Höhe kann
z.B. das bisherige Verhalten der Partei, das Ausmaß des Ver-
schuldens an der Nichtbefolgung der Anordnung oder die
Höhe des betroffenen Abgabenbetrages berücksichtigt wer-
den..

Mit Zwangsstrafe erzwungen werden können z.B. die Auffor-
derung zur Vorlage einer Abgabenerklärung bei Selbstbe-
rechnungsabgaben, die Duldung einer Nachschau oder
Außenprüfung, die Hilfeleistung bei Amtshandlungen, die Be-
folgung einer Vorladung, der Auftrag zur Einreichung einer
Veränderungsanzeige gem. § 13 Abs.2 NÖ Gemeindewas-
serleitungsgesetz 1978, die Aufforderung zur Vorlage von
Nachweisen gem. § 17 NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz.

§ 112. 

(1) Das Organ einer Abgabenbehörde, das eine Amts-

handlung leitet, hat für die Aufrechterhaltung der Ord-

nung und für die Wahrung des Anstandes zu sorgen.

(2) Personen, die die Amtshandlung stören oder durch

ungeziemendes Benehmen den Anstand verletzen,

sind zu ermahnen; bleibt die Ermahnung erfolglos, so

kann ihnen nach vorausgegangener Androhung das

Wort entzogen, ihre Entfernung verfügt und ihnen die

Bestellung eines Bevollmächtigten aufgetragen oder

gegen sie eine Ordnungsstrafe bis 700 Euro verhängt

werden.

(3) Die gleiche Ordnungsstrafe kann die Abgaben-

behörde gegen Personen verhängen, die sich in

schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreib-

weise bedienen.

(4) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die

strafgerichtliche Verfolgung wegen derselben Hand-

lung nicht aus.

(5) Gegen öffentliche Organe, die in Ausübung ihres

Amtes als Vertreter einschreiten, und gegen Bevoll-

mächtigte, die zur berufsmäßigen Parteienvertretung

befugt sind, ist, wenn sie einem Disziplinarrecht unter-

stehen, keine Ordnungsstrafe zu verhängen, sondern

die Anzeige an die Disziplinarbehörde zu erstatten.

Gegen Personen die eine Amtshandlung stören oder durch
ungeziemendes Benehmen den Anstand verletzen kann eine
Ordnungsstrafe nur nach vorheriger Ermahnung und Andro-
hung der Ordnungsstrafe in der angedrohten Höhe verhängt
werden.

Bei beleidigender Schreibweise ist eine Ermahnung oder
Androhung nicht erforderlich. Beleidigend ist jedenfalls un-
sachliche Kritik an der Behörde, die in einer Form vorge-
bracht wird, die den Mindesterfordernissen des Anstandes
nicht genügt. Die Verwendung von Kraftausdrücken und an
die Behörde gerichtete (nicht beweisbare) Vorwürfe oder Be-
schimpfungen (aus der Rechtsprechung: „Analphabeten“,
„Gestapo“, „mangelnde Bildung“, „Idiot“, „Wegelagerei“)
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rechtfertigen die Verhängung von Ordnungsstrafen. Die Ver-
hängung liegt dem Grunde und der Höhe nach im behördli-
chen Ermessen (Ermessensübung ist zu begründen) und hat
mit Bescheid zu erfolgen.

§ 112a. 

Gegen Personen, die offenbar mutwillig die Tätigkeit

der Abgabenbehörde in Anspruch nehmen oder in der

Absicht der Verschleppung der Angelegenheit unrich-

tige Angaben machen, kann die Abgabenbehörde eine

Mutwillensstrafe bis 700 Euro verhängen.

Die Mutwillensstrafe soll die Behörde vor einer Behelligung
durch Eingaben schützen, deren Grund- und Aussichtslosig-
keit der Partei bewusst ist oder bewusst sein muss. Die Ver-
hängung liegt dem Grunde und der Höhe nach im
behördlichen Ermessen (Ermessensübung ist zu begründen)
und hat mit Bescheid zu erfolgen.

K. Rechtsbelehrung.

§ 113. 

Die Abgabenbehörden haben den Parteien, die nicht

durch berufsmäßige Parteienvertreter vertreten sind,

auf Verlangen die zur Vornahme ihrer Verfahrens-

handlungen nötigen Anleitungen zu geben und sie über

die mit ihren Handlungen oder Unterlassungen unmit-

telbar verbundenen Rechtsfolgen zu belehren; diese

Anleitungen und Belehrungen können auch mündlich

erteilt werden, worüber erforderlichenfalls ein Akten-

vermerk aufzunehmen ist.

4. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen
über die Erhebung der 
Abgaben

A. Grundsätzliche Anordnungen

§ 114. 

(1) Die Abgabenbehörden haben darauf zu achten,

daß alle Abgabepflichtigen nach den Abgabenvor-

schriften erfaßt und gleichmäßig behandelt werden,

sowie darüber zu wachen, daß Abgabeneinnahmen

nicht zu Unrecht verkürzt werden. Sie haben alles, was

für die Bemessung der Abgaben wichtig ist, sorgfältig

zu erheben und die Nachrichten darüber zu sammeln,

fortlaufend zu ergänzen und auszutauschen.

(2) Hiefür darf eine elektronische Dokumentation an-

gelegt werden (Dokumentationsregister). Diese Doku-

mentation hat insbesondere Daten betreffend die

Identität des Abgabepflichtigen und die Klassifizierung

seiner Tätigkeit zu umfassen.

(3) Die Abgabenbehörde kann Anbringen und andere

das Verfahren betreffende Unterlagen mit automati-

onsunterstützter Datenverarbeitung erfassen. Diese

Erfassung beeinträchtigt nicht die Beweiskraft, wenn

sichergestellt ist, dass die so erfassten Unterlagen

nachträglich nicht unbemerkbar verändert werden kön-

nen.“

§ 115. 

(1) Die Abgabenbehörden haben die abgabepflichtigen

Fälle zu erforschen und von Amts wegen die tatsächli-

chen und rechtlichen Verhältnisse zu ermitteln die für

die Abgabepflicht und die Erhebung der Abgaben we-

sentlich sind.

(2) Den Parteien ist Gelegenheit zur Geltendmachung

ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben.
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(3) Die Abgabenbehörden haben Angaben der Abga-

bepflichtigen und amtsbekannte Umstände auch zu-

gunsten der Abgabepflichtigen zu prüfen und zu

würdigen.

(4) Solange die Abgabenbehörde nicht entschieden

hat, hat sie auch die nach Ablauf einer Frist vorge-

brachten Angaben über tatsächliche oder rechtliche

Verhältnisse zu prüfen und zu würdigen.

§ 116. 

(1) Sofern die Abgabenvorschriften nicht anderes be-

stimmen, sind die Abgabenbehörden berechtigt, im Er-

mittlungsverfahren auftauchende Vorfragen, die als

Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehörden oder

von den Gerichten zu entscheiden wären, nach der

über die maßgebenden Verhältnisse gewonnenen ei-

genen Anschauung zu beurteilen (§§ 21 und 22) und

diese Beurteilung ihrem Bescheid zugrunde zu legen.

(2) Entscheidungen der Gerichte, durch die pri-

vatrechtliche Vorfragen als Hauptfragen entschieden

wurden, sind von der Abgabenbehörde im Sinn des

Abs. 1 zu beurteilen. Eine Bindung besteht nur inso-

weit, als in dem gerichtlichen Verfahren, in dem die

Entscheidung ergangen ist, bei der Ermittlung des

Sachverhaltes von Amts wegen vorzugehen war.

§ 117. aufgehoben durch BGBl I 2005/2

§ 118. aufgehoben durch BGBl I 2000/142

B. Obliegenheiten der
Abgabepflichtigen.

1. Offenlegungs- und Wahrheitspflicht.

§ 119. 

(1) Die für den Bestand und Umfang einer Abgabe-

pflicht oder für die Erlangung abgabenrechtlicher Be-

günstigungen bedeutsamen Umstände sind vom

Abgabepflichtigen nach Maßgabe der Abgabenvor-

schriften offenzulegen. Die Offenlegung muß vollstän-

dig und wahrheitsgemäß erfolgen.

(2) Der Offenlegung dienen insbesondere die Abgabe-

nerklärungen, Anmeldungen, Anzeigen, Abrechnungen

und sonstige Anbringen des Abgabepflichtigen, welche

die Grundlage für abgabenrechtliche Feststellungen,

für die Festsetzung der Abgaben, für die Freistellung

von diesen oder für Begünstigungen bilden oder die

Berechnungsgrundlagen der nach einer Selbstberech-

nung des Abgabepflichtigen zu entrichtenden Abgaben

bekanntgeben.

2. Anzeigepflicht.

§ 120. 

(1) Die Abgabepflichtigen haben ihrem zuständigen Fi-

nanzamt (§§ 55, 56 oder 58) alle Umstände anzuzei-

gen, die hinsichtlich einer Abgabe vom Einkommen,

Vermögen, Ertrag oder Umsatz die persönliche Abga-

bepflicht begründen ändern oder beendigen. Sie haben

dem Finanzamt auch den Wegfall von Voraussetzun-

gen für die Befreiung von einer Abgabe vom Einkom-

men, Vermögen oder Ertrag anzuzeigen.

(2) Wer einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb,

einen gewerblichen Betrieb (eine Betriebsstätte) oder

eine sonstige selbständige Erwerbstätigkeit begründet

oder aufgibt, hat dies dem für die Erhebung der Abga-

ben vom Umsatz zuständigen Finanzamt anzuzeigen.
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(3) Weiters ist die Beseitigung einer im vorläufigen Be-

scheid genannten Ungewissheit (§ 200 Abs. 1) und ein

Eintritt eines im Bescheid angeführten, in Betracht

kommenden rückwirkenden Ereignisses (§ 295a) der

für die Erhebung der betreffenden Abgabe zuständi-

gen Abgabenbehörde anzuzeigen.

§ 120a. Für Landes- und Gemeindeabgaben
gilt Folgendes:

Die Abgabepflichtigen haben der Abgabenbehörde alle

Umstände anzuzeigen, die ihre Abgabepflicht begrün-

den, ändern oder beendigen. Sie haben auch den

Wegfall von Voraussetzungen für eine Befreiung von

einer Abgabe anzuzeigen.

§ 121.

Die Anzeigen gemäß den §§ 120 und 120a sind bin-

nen einem Monat, gerechnet vom Eintritt des anmel-

dungspflichtigen Ereignisses, zu erstatten.

§ 121a BAO betrifft die Anzeigepflicht von Schenkungen und
Zweckzuwendungen unter Lebenden gegenüber dem Fi-
nanzamt.

§ 122. 

(1) Wer Gegenstände herstellen oder gewinnen will,

an deren Herstellung, Gewinnung, Wegbringung oder

Verbrauch eine Abgabepflicht geknüpft ist, hat dies der

Abgabenbehörde erster Instanz vor Eröffnung des Be-

triebes anzuzeigen.

(2) Wer Erzeugnisse oder Waren, für die eine Abga-

benbegünstigung unter einer Bedingung gewährt wor-

den ist, in einer Weise verwenden will, die der

Bedingung nicht entspricht, hat dies vorher der Abga-

benbehörde anzuzeigen.

§ 123. In Abgabenvorschriften enthaltene besondere

Bestimmungen über die Anzeige von für die Abgabe-

nerhebung maßgebenden Tatsachen bleiben un-

berührt.

3. Führung von Büchern und 

Aufzeichnungen.

§ 124. 

Wer nach dem Unternehmensgesetzbuch oder ande-

ren gesetzlichen Vorschriften zur Führung und Aufbe-

wahrung von Büchern oder Aufzeichnungen

verpflichtet ist, hat diese Verpflichtungen auch im In-

teresse der Abgabenerhebung zu erfüllen.

§ 125 betrifft die Verpflichtung zur Buchführung zum Zwecke
der Erhebung der Abgaben vom Einkommen und ist daher
für Landes- und Gemeindeabgaben nicht anwendbar.

§ 126. 

(1) Die Abgabepflichtigen und die zur Einbehaltung und

Abfuhr von Abgaben verpflichteten Personen haben

jene Aufzeichnungen zu führen, die nach Maßgabe der

einzelnen Abgabenvorschriften zur Erfassung der ab-

gabepflichtigen Tatbestände dienen.

(2) Insbesondere haben Abgabepflichtige, soweit sie

weder nach §§ 124 oder 125 zur Führung von Büchern

verpflichtet sind, noch ohne gesetzliche Verpflichtung

Bücher führen und soweit Abgabenvorschriften nicht

anderes bestimmen, für Zwecke der Erhebung der Ab-

gaben vom Einkommen und Ertrag ihre Betriebsein-

nahmen und Betriebsausgaben aufzuzeichnen und

zum Ende eines jeden Jahres zusammenzurechnen.

(3) Abs. 2 gilt sinngemäß für die Ermittlung der Ein-

künfte aus Vermietung und Verpachtung und der son-

stigen Einkünfte.
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§ 127. 

(1) Gewerbliche Unternehmer sind verpflichtet, für

steuerliche Zwecke ein Wareneingangsbuch zu führen.

(2) Von der Verpflichtung zur Führung eines Wa-

reneingangsbuches (Abs. 1) sind gewerbliche Unter-

nehmer befreit,

a) die nach §§ 124 oder 125 zur Führung von

Büchern verpflichtet sind,

b) die Bücher ohne gesetzliche Verpflichtung

führen und auf Grund jährlicher Bestandsauf-

nahmen regelmäßig Abschlüsse machen;

c) die durch eine gesetzliche Vorschrift zur

Führung von dem Wareneingangsbuch im we-

sentlichen entsprechenden Aufzeichnungen

verpflichtet sind.

§ 128. 

(1) In das Wareneingangsbuch (§ 127) sind alle Waren

(einschließlich der Rohstoffe, Halberzeugnisse, Hilfs-

stoffe und Zutaten) einzutragen, die der Unternehmer

zur gewerblichen Weiterveräußerung, sei es in dersel-

ben Beschaffenheit, sei es nach vorheriger Bearbei-

tung oder Verarbeitung, auf eigene oder auf fremde

Rechnung erwirbt. Waren, die nach der Art des Betrie-

bes üblicherweise zur gewerblichen Weiterveräuße-

rung erworben werden, sind auch dann einzutragen,

wenn sie für betriebsfremde Zwecke verwendet wer-

den.

(2) Das Wareneingangsbuch muß für die im Abs. 1 be-

zeichneten Waren folgende Angaben enthalten:

a) fortlaufende Nummer der Eintragung;

b) Tag des Wareneinganges oder der Rech-

nungsausstellung;

c) Name (Firma) und Anschrift des Lieferanten;

d) Bezeichnung, wobei eine branchenübliche

Sammelbezeichnung genügt;

e) Preis;

f) Hinweis auf die dazugehörigen Belege.

(3) Die Eintragungen sind in richtiger zeitlicher Rei-

henfolge vorzunehmen; die Beträge sind monatlich und

jährlich zusammenzurechnen. Die Eintragungen sind

zeitgerecht im Sinne des § 131 Abs. 1 Z 2 zweiter Un-

terabsatz, bezogen auf den Zeitpunkt des Bekannt-

werdens der eintragungspflichtigen Angaben,

vorzunehmen. Gleichzeitig mit der Eintragung ist auf

dem Beleg, wenn ein solcher erteilt worden ist, die fort-

laufende Nummer, unter der die Ware im Warenein-

gangsbuch eingetragen ist, zu vermerken.

(4) Das Finanzamt kann unter Abweichung von den

Bestimmungen des § 127 und der Abs. 1 bis 3 für ein-

zelne Fälle Erleichterungen bewilligen, wenn die übri-

gen Bücher und Aufzeichnungen des gewerblichen

Unternehmens die Gewähr für eine leichte Überprüf-

barkeit des Wareneinganges bieten.

§ 129. aufgehoben durch BGBl 1989/660

§ 130. 

Sonstige Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten

werden durch die Bestimmungen der §§ 127 bis 129

nicht berührt.

§ 131. 

(1) Bücher, die gemäß den §§ 124 oder 125 zu führen

sind oder die ohne gesetzliche Verpflichtung geführt

werden, und Aufzeichnungen der in den §§ 126 bis

128 bezeichneten Art dürfen, wenn nicht anderes ge-

setzlich angeordnet ist, auch im Ausland geführt wer-

den. Derartige Bücher und Aufzeichnungen sind auf

Verlangen der Abgabenbehörde innerhalb angemes-

sen festzusetzender Frist in das Inland zu bringen.

Den Büchern und Aufzeichnungen zu Grunde zu le-

gende Grundaufzeichnungen sind, wenn sie im Aus-
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land geführt werden, innerhalb angemessener Frist

in das Inland zu bringen und im Inland aufzubewah-

ren; diese Verpflichtung entfällt hinsichtlich jener Vor-

gänge, die einem im Ausland gelegenen Betrieb,

einer im Ausland gelegenen Betriebsstätte oder

einem im Ausland gelegenen Grundbesitz zuzuord-

nen sind. Es muss gewährleistet sein, dass auch bei

Führung der Bücher und Aufzeichnungen im Ausland

die Erforschung der für die Erhebung der Abgaben

wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Verhält-

nisse ohne Erschwernisse möglich ist.

Die gemäß den §§ 124 oder 125 zu führenden

Bücher und Aufzeichnungen sowie die ohne gesetz-

liche Verpflichtung geführten Bücher sind so zu

führen, dass sie einem sachverständigen Dritten in-

nerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die

Geschäftsvorfälle vermitteln können. Die einzelnen

Geschäftsvorfälle sollen sich in ihrer Entstehung und

Abwicklung erfolgen lassen. Dabei gelten insbeson-

dere die folgenden Vorschriften:

1. Sie sollen in einer lebenden Sprache und mit

den Schriftzeichen einer solchen geführt werden. So-

weit Bücher und Aufzeichnungen nicht in einer für

den Abgabepflichtigen im Abgabenverfahren zuge-

lassenen Amtssprache geführt werden, hat der Ab-

gabepflichtige auf Verlangen der Abgabenbehörde

eine beglaubigte Übersetzung der vorgelegten

Bücher, Aufzeichnungen, hiezu gehörige Belege

sowie der Geschäftspapiere und der sonstigen Un-

terlagen im Sinn des § 132 Abs. 1 beizubringen. So-

weit es für die Durchführung einer abgabenbe-

hördlichen Prüfung (§§ 147 bis 153) erforderlich ist,

hat der Abgabepflichtige auf seine Kosten für die

Übersetzung der eingesehenen Bücher und Auf-

zeichnungen in eine für ihn zugelassene Amtsspra-

che Sorge zu tragen; hiebei genügt die Beistellung

eines geeigneten Dolmetschers.

2. Die Eintragungen sollen der Zeitfolge nach ge-

ordnet, vollständig, richtig und zeitgerecht vorgenom-

men werden. Die Vornahme von Eintragungen für

einen Kalendermonat in die für Zwecke der Erhebung

der Abgaben vom Umsatz, Einkommen und Ertrag,

ausgenommen Abzugssteuern, zu führenden Bücher

und Aufzeichnungen ist zeitgerecht, wenn sie späte-

stens einen Monat und 15 Tage nach Ablauf des Ka-

lendermonats erfolgt. An die Stelle des Kalender-

monats tritt das Kalendervierteljahr, wenn dieses auf

Grund umsatzsteuerrechtlicher Vorschriften für den Ab-

gabenpflichtigen Voranmeldungszeitraum ist. Soweit

nach den §§ 124 oder 125 eine Verpflichtung zur

Führung von Büchern besteht oder soweit ohne ge-

setzliche Verpflichtung Bücher geführt werden, sollen

alle Bareingänge und Barausgänge in den Büchern

oder in den Büchern zu Grunde liegenden Grundauf-

zeichnungen täglich einzeln festgehalten werden. Ab-

gabepflichtige, die gemäß § 126 Abs. 2 verpflichtet

sind, ihre Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben

aufzuzeichnen, sollen alle Bareinnahmen und Baraus-

gaben einzeln festhalten. Der Bundesminister für Fi-

nanzen kann durch Verordnung Erleichterungen bei

den Büchern und Aufzeichnungen festlegen, wenn das

Festhalten der einzelnen Bareingänge und Baraus-

gänge unzumutbar wäre, sofern die ordnungsgemäße

Ermittlung der Grundlagen der Abgabenerhebung da-

durch nicht gefährdet wird.

3. Die Bezeichnung der Konten und Bücher soll

erkennen lassen, welche Geschäftsvorgänge auf die-

sen Konten (in diesen Büchern) verzeichnet werden.

Konten, die den Verkehr mit Geschäftsfreunden ver-

zeichnen, sollen die Namen und Anschriften der Ge-

schäftsfreunde ausweisen.

4. Soweit Bücher oder Aufzeichnungen gebun-

den geführt werden, sollen sie nach Maßgabe der Ein-

tragungen Blatt für Blatt oder Seite für Seite mit

fortlaufenden Zahlen versehen sein. Werden Bücher

oder Aufzeichnungen auf losen Blättern geführt, so sol-

len diese in einem laufend geführten Verzeichnis (Kon-

tenregister) festgehalten werden.

5. Die zu Büchern oder Aufzeichnungen gehöri-

gen Belege sollen derart geordnet aufbewahrt werden,

daß die Überprüfung der Eintragungen jederzeit mög-

lich ist.

6. Die Eintragungen sollen nicht mit leicht ent-

fernbaren Schreibmitteln erfolgen. An Stellen, die der

Regel nach zu beschreiben sind, sollen keine leeren

Zwischenräume gelassen werden. Der ursprüngliche

Inhalt einer Eintragung soll nicht mittels Durchstrei-

chens oder auf andere Weise unleserlich gemacht wer-

den. Es soll nicht radiert und es sollen auch solche

Veränderungen nicht vorgenommen werden, deren Be-

schaffenheit ungewiß läßt, ob sie bei der ursprüngli-

chen Eintragung oder erst später vorgenommen

worden sind. Werden zur Führung von Büchern und

Aufzeichnungen oder bei der Erfassung der Ge-

schäftsvorfälle Datenträger verwendet, sollen Eintra-

gungen oder Aufzeichnungen nicht in einer Weise

verändert werden können, dass der ursprüngliche In-
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halt nicht mehr ersichtlich ist. Eine Überprüfung der

vollständigen, richtigen und lückenlosen Erfassung

aller Geschäftsvorfälle, beispielsweise durch entspre-

chende Protokollierung der Datenerfassung und

nachträglicher Änderungen, soll möglich sein.

(2) Werden die Geschäftsvorfälle maschinell festgehal-

ten, gelten die Bestimmungen des Abs. 1 sinngemäß

mit der Maßgabe, daß durch gegenseitige Verweisun-

gen oder Buchungszeichen der Zusammenhang zwi-

schen den einzelnen Buchungen sowie der

Zusammenhang zwischen den Buchungen und den Be-

legen klar nachgewiesen werden sollen; durch ent-

sprechende Einrichtungen soll der Nachweis der

vollständigen und richtigen Erfassung aller Geschäfts-

vorfälle leicht und sicher geführt werden können und

sollen Summenbildungen nachvollziehbar sein.

(3) Zur Führung von Büchern und Aufzeichnungen kön-

nen Datenträger verwendet werden, wenn die inhalts-

gleiche, vollständige und geordnete Wiedergabe bis zum

Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist jederzeit ge-

währleistet ist; die vollständige und richtige Erfassung

und Wiedergabe aller Geschäftsvorfälle soll durch ent-

sprechende Einrichtungen gesichert werden. Wer Ein-

tragungen in dieser Form vorgenommen hat, muß,

soweit er zur Einsichtgewährung verpflichtet ist, auf

seine Kosten innerhalb angemessener Frist diejenigen

Hilfsmittel zur Verfügung stellen, die notwendig sind, um

die Unterlagen lesbar zu machen, und, soweit erforder-

lich, ohne Hilfsmittel lesbare, dauerhafte Wiedergaben

beibringen. Werden dauerhafte Wiedergaben erstellt, so

sind diese auf Datenträgern zur Verfügung zu stellen.

§ 131a. Für Landes- und Gemeindeabgaben
gilt Folgendes:

1. Die Bestimmungen des § 131 Abs. 1 Z 2 vorletzter

und letzter Satz gelten nicht. Im Übrigen gilt § 131 auch

für Bücher und Aufzeichnungen, die nach landesge-

setzlichen Bestimmungen zu führen sind oder ohne

eine solche gesetzliche Verpflichtung geführt werden.

2. Die Abgabenbehörde kann Erleichterungen von der

Pflicht zur Führung von Büchern und Aufzeichnungen

bewilligen, wenn die Bücher und Aufzeichnungen des

Abgabepflichtigen die Gewähr für eine leichte Über-

prüfbarkeit bieten.

§ 132. 

(1) Bücher und Aufzeichnungen sowie die zu den

Büchern und Aufzeichnungen gehörigen Belege sind

sieben Jahre aufzubewahren; darüber hinaus sind sie

noch so lange aufzubewahren, als sie für die Abgabe-

nerhebung betreffende anhängige Verfahren von Be-

deutung sind, in denen diejenigen Parteistellung

haben, für die auf Grund von Abgabenvorschriften die

Bücher und Aufzeichnungen zu führen waren oder für

die ohne gesetzliche Verpflichtung Bücher geführt wur-

den. Soweit Geschäftspapiere und sonstige Unterla-

gen für die Abgabenerhebung von Bedeutung sind,

sollen sie sieben Jahre aufbewahrt werden. Diese Fri-

sten laufen für die Bücher und die Aufzeichnungen vom

Schluß des Kalenderjahres, für das die Eintragungen in

die Bücher oder Aufzeichnungen vorgenommen wor-

den sind, und für die Belege, Geschäftspapiere und

sonstigen Unterlagen vom Schluß des Kalenderjahres,

auf das sie sich beziehen; bei einem vom Kalenderjahr

abweichenden Wirtschaftsjahr laufen die Fristen vom

Schluß des Kalenderjahres, in dem das Wirtschafts-

jahr endet.

(2) Hinsichtlich der in Abs. 1 genannten Belege, Ge-

schäftspapiere und sonstigen Unterlagen kann die Auf-

bewahrung auf Datenträgern geschehen, wenn die

vollständige, geordnete, inhaltsgleiche und urschrift-

getreue Wiedergabe bis zum Ablauf der gesetzlichen

Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist. Soweit

solche Unterlagen nur auf Datenträgern vorliegen, ent-

fällt das Erfordernis der urschriftgetreuen Wiedergabe.

(3) Wer Aufbewahrungen in Form des Abs. 2 vorge-

nommen hat, muß, soweit er zur Einsichtgewährung

verpflichtet ist, auf seine Kosten innerhalb angemes-

sener Frist diejenigen Hilfsmittel zur Verfügung stellen,

die notwendig sind, um die Unterlagen lesbar zu ma-

chen, und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare,

dauerhafte Wiedergaben beibringen. Werden dauer-

hafte Wiedergaben erstellt, so sind diese auf Daten-

trägern zur Verfügung zu stellen.

§ 132a. aufgehoben durch BGBl 1989/660
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4. Abgabenerklärungen.

§ 133. 

(1) Die Abgabenvorschriften bestimmen, wer zur Ein-

reichung einer Abgabenerklärung verpflichtet ist. Zur

Einreichung ist ferner verpflichtet, wer hiezu von der

Abgabenbehörde aufgefordert wird. Die Aufforderung

kann auch durch Zusendung von Vordrucken der Ab-

gabenerklärungen erfolgen.

(2) Sind amtliche Vordrucke für Abgabenerklärungen

aufgelegt, so sind die Abgabenerklärungen unter Ver-

wendung dieser Vordrucke abzugeben. Soweit Abga-

benerklärungen, für die die Einreichung im Wege

automationsunterstützter Datenübertragung oder in

jeder anderen technisch möglichen Weise zugelassen

ist, in einer solchen Weise eingereicht werden, entfällt

die Verpflichtung zur Verwendung der amtlichen Vor-

drucke. Die Versicherungsnummer (§ 31 Abs. 4 Z 1

ASVG), die Firmenbuchnummer (§ 30 Firmenbuchge-

setz) und die Melderegisterzahl (§ 16 Meldegesetz

1991), sofern diese bekannt ist, sind anzugeben, wenn

dies für die Abgabenerklärungen vorgesehen ist.

§ 134 gilt nur für Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und
Umsatzsteuer. 

§ 135. 

Abgabepflichtigen, die die Frist zur Einreichung einer

Abgabenerklärung nicht wahren, kann die Abgaben-

behörde einen Zuschlag bis zu 10 Prozent der festge-

setzten Abgabe (Verspätungszuschlag) auferlegen,

wenn die Verspätung nicht entschuldbar ist; solange

die Voraussetzungen für die Selbstberechnung einer

Abgabe durch den Abgabepflichtigen ohne abgaben-

behördliche Festsetzung gegeben sind, tritt an die

Stelle des festgesetzten Betrages der selbst berech-

nete Betrag. Dies gilt sinngemäß, wenn nach den Ab-

gabenvorschriften die Selbstberechnung einer Abgabe

einem abgabenrechtlich Haftungspflichtigen obliegt. 

Verspätungszuschläge, die den Betrag von 50 Euro

nicht erreichen, sind nicht festzusetzen.

§ 135a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt der letzte Satz

des § 135 nicht.

Für Landes- und Gemeindeabgaben dürfen daher auch Ver-
spätungszuschläge unter € 50,- festgesetzt werden.

§ 136. 

Wenn in Abgabenerklärungen Wertangaben zu ma-

chen sind und der angegebene Wert vom Regelfall

(Nennwert, Kurswert, Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten) abweicht, hat der Abgabepflichtige auf

Verlangen der Abgabenbehörde die Tatsachen anzu-

führen, die für den in der Abgabenerklärung ausge-

wiesenen Wert maßgebend waren.

§ 137. 

Abgabepflichtige, die gemäß §§ 124 oder 125 zur

Führung von Büchern verpflichtet sind oder Bücher ohne

gesetzliche Verpflichtung führen, haben, sofern die Ab-

gabenvorschriften nicht anderes bestimmen, auf Verlan-

gen eine Abschrift der Vermögensübersicht (Jah res-

 ab schluß, Bilanz) und der Gewinn- und Verlustrechnung

einzureichen. Liegen Jahresberichte (Geschäftsberichte)

oder Treuhandberichte (Wirtschaftsprüfungsberichte) vor,

so sind auch diese auf Verlangen einzureichen.

§ 138. 

(1) Auf Verlangen der Abgabenbehörde haben die Ab-

gabepflichtigen und die diesen im § 140 gleichgestell-

ten Personen in Erfüllung ihrer Offenlegungspflicht (§

119) zur Beseitigung von Zweifeln den Inhalt ihrer An-

bringen zu erläutern und zu ergänzen sowie dessen

Richtigkeit zu beweisen. Kann ihnen ein Beweis nach

den Umständen nicht zugemutet werden, so genügt

die Glaubhaftmachung.
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(2) Bücher, Aufzeichnungen, Geschäftspapiere, Schrif-

ten und Urkunden sind auf Verlangen zur Einsicht und

Prüfung vorzulegen, soweit sie für den Inhalt der An-

bringen von Bedeutung sind.

§ 139. 

Wenn ein Abgabepflichtiger nachträglich aber vor dem

Ablauf der Verjährungsfrist (§§ 207 bis 209a) erkennt,

daß er in einer Abgabenerklärung oder in einem son-

stigen Anbringen der ihm gemäß § 119 obliegenden

Pflicht nicht oder nicht voll entsprochen hat und daß

dies zu einer Verkürzung von Abgaben geführt hat oder

führen kann, so ist er verpflichtet, hierüber unverzüglich

der zuständigen Abgabenbehörde Anzeige zu erstat-

ten.

§ 140. 

Die Bestimmungen der §§ 119 und 139 gelten auch für

Personen, die zur Einbehaltung und Abfuhr von Abga-

ben oder zur Zahlung gegen Verrechnung mit der Ab-

gabenbehörde verpflichtet sind.

5. Hilfeleistung bei Amtshandlungen.

§ 141. 

(1) Die Abgabepflichtigen haben den Organen der Ab-

gabenbehörde die Vornahme der zur Durchführung der

Abgabengesetze notwendigen Amtshandlungen zu er-

möglichen. Sie haben zu dulden, daß Organe der Ab-

gabenbehörde zu diesem Zweck ihre Grundstücke,

Geschäfts- und Betriebsräume innerhalb der üblichen

Geschäfts- oder Arbeitszeit betreten, haben diesen Or-

ganen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und

einen zur Durchführung der Amtshandlungen geeigne-

ten Raum sowie die notwendigen Hilfsmittel unentgelt-

lich beizustellen.

(2) Die im Abs. 1 geregelten Verpflichtungen treffen

auch Personen, denen nach den Abgabenvorschriften

als Haftungspflichtigen die Entrichtung oder Einbehal-

tung von Abgaben obliegt sowie Personen die zur Zah-

lung gegen Verrechnung mit der Abgabenbehörde

verpflichtet sind.

§ 142. 

(1) Inhaber von Betrieben, die nach den Verbrauch-

steuervorschriften der amtlichen Aufsicht unterliegen

haben die dem Überwachungszweck dienenden Ein-

richtungen unentgeltlich beizustellen.

(2) Die im Abs. 1 bezeichneten Personen haben zu ge-

statten, daß verbrauchsteuerpflichtige Gegenstände

oder Stoffe, die zu deren Herstellung bestimmt sind,

sowie Waren, die verbrauchsteuerpflichtige Gegen-

stände enthalten oder enthalten können, als Proben

unentgeltlich entnommen werden.
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C. Befugnisse der
Abgabenbehörden.

1. Allgemeine Aufsichtsmaßnahmen.

§ 143. 

(1) Zur Erfüllung der im § 114 bezeichneten Aufgaben

ist die Abgabenbehörde berechtigt, Auskunft über alle

für die Erhebung von Abgaben maßgebenden Tatsa-

chen zu verlangen. Die Auskunftspflicht trifft jeder-

mann, auch wenn es sich nicht um seine persönliche

Abgabepflicht handelt.

(2) Die Auskunft ist wahrheitsgemäß nach bestem Wis-

sen und Gewissen zu erteilen. Die Verpflichtung zur

Auskunftserteilung schließt die Verbindlichkeit in sich,

Urkunden und andere schriftliche Unterlagen, die für

die Feststellung von Abgabenansprüchen von Bedeu-

tung sind, vorzulegen oder die Einsichtnahme in diese

zu gestatten.

(3) Die Bestimmungen der §§ 170 bis 174 finden auf

Auskunftspersonen (Abs. 1) sinngemäß Anwendung.

(4) Die Bestimmungen über Zeugengebühren (§ 176)

gelten auch für Auskunftspersonen, die nicht in einer

ihre persönliche Abgabepflicht betreffenden Angele-

genheit herangezogen werden.

§ 144. 

(1) Für Zwecke der Abgabenerhebung kann die Abga-

benbehörde bei Personen, die nach abgabenrechtli-

chen Vorschriften Bücher oder Aufzeichnungen zu

führen haben, Nachschau halten. Nachschau kann

auch bei einer anderen Person gehalten werden, wenn

Grund zur Annahme besteht, daß gegen diese Person

ein Abgabenanspruch gegeben ist, der auf andere

Weise nicht festgestellt werden kann.

(2) In Ausübung der Nachschau (Abs. 1) dürfen Or-

gane der Abgabenbehörde Gebäude, Grundstücke und

Betriebe betreten und besichtigen, die Vorlage der

nach den Abgabenvorschriften zu führenden Bücher

und Aufzeichnungen sowie sonstiger für die Abgabe-

nerhebung maßgeblicher Unterlagen verlangen und in

diese Einsicht nehmen.

Die BAO unterscheidet (anders als bisher die NÖ AO 1977)
zwischen den Prüfungsinstrumenten der Nachschau und der
Außenprüfung. Die Nachschau dient ganz allgemein der Ab-
gabenerhebung, d.h. der Feststellung von Abgabepflichten
und der für eine Abgabepflicht wesentlichen Verhältnisse. Die
Duldung der Nachschau bzw. die Erfüllung der Hilfeleistungs-
pflicht bei Amtshandlungen im Zuge einer Nachschau (§ 141
BAO) ist mit Zwangsstrafe durchsetzbar. Eine Einsichtnahme
in Bücher und Aufzeichnungen im Zuge einer Nachschau
wird nur zur Feststellung, ob diese Unterlagen überhaupt
bzw. formell richtig geführt wurden, zulässig sein. Eine inhaltli-
che Aufzeichnungsprüfung im Zuge einer Nachschau ist al-
lenfalls stich- probenweise zulässig. Eine vollständige formelle
und inhaltliche Überprüfung von Aufzeichnungen ist jedenfalls
nur im Rahmen einer formellen Außenprüfung zulässig.

Im Gegensatz zur Außenprüfung kann eine Nachschau belie-
big oft, soweit dies zur Feststellung maßgeblicher Umstände
erforderlich ist, vorgenommen werden und unterliegt – an-
ders als die Außenprüfung (vgl. § 148 Abs.3 BAO) - nicht
dem Wiederholungsverbot. Auch eine Vorankündigungs-
pflicht (vgl. § 148 Abs.5 BAO) besteht für die Nachschau
nicht.

§ 145. 

(1) Für Zwecke der Erhebung der Verbrauchsteuern

sowie der Eingangs- und Ausgangsabgaben unterlie-

gen Gebäude, Grundstücke, Betriebe, Transportmittel

und Transportbehältnisse auch dann der Nachschau,

wenn die Vermutung besteht, daß sich dort verbrauch-

steuerpflichtige, eingangs- oder ausgangsabgabe-

pflichtige, aber diesen Abgaben nicht unterzogene

Gegenstände oder daraus hergestellte Waren befin-

den.

(2) Eine Nachschau ist ferner in allen Fällen zulässig,

in denen durch die Verbrauchsteuervorschriften Ge-

genstände unter amtliche Aufsicht gestellt sind.
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§ 146. 

Die mit der Vornahme einer Nachschau beauftragten

Organe haben sich zu Beginn der Amtshandlung un-

aufgefordert über ihre Person und darüber auszuwei-

sen daß sie zur Vornahme einer Nachschau berechtigt

sind. Über das Ergebnis dieser Nachschau ist, soweit

erforderlich eine Niederschrift aufzunehmen. Eine Ab-

schrift hievon ist der Partei auszufolgen.

2. Außenprüfungen

§ 147. 

(1) Bei jedem, der zur Führung von Büchern oder von

Aufzeichnungen oder zur Zahlung gegen Verrechnung

mit der Abgabenbehörde verpflichtet ist, kann die Ab-

gabenbehörde jederzeit alle für die Erhebung von Ab-

gaben bedeutsamen tatsächlichen und rechtlichen

Verhältnisse prüfen (Außenprüfung).

(2) Auf Prüfungen, die nur den Zweck verfolgen, die

Zahlungsfähigkeit eines Abgabepflichtigen und deren

voraussichtliche Entwicklung festzustellen, finden die

Bestimmungen des § 148 Abs. 3 und die §§ 149 und

150 keine Anwendung.

§ 148. 

(1) Die von der Abgabenbehörde mit der Vornahme

von Außenprüfungen beauftragten Organe haben sich

zu Beginn der Amtshandlung unaufgefordert über ihre

Person auszuweisen und den Auftrag der Abgaben-

behörde auf Vornahme der Prüfung (Prüfungsauftrag)

vorzuweisen.

(2) Der Prüfungsauftrag hat den Gegenstand der vor-

zunehmenden Prüfung zu umschreiben. Soweit es sich

nicht um eine unter § 147 Abs. 2 fallende Prüfung han-

delt, hat der Prüfungsauftrag die den Gegenstand der

Prüfung bildenden Abgabenarten und Zeiträume zu be-

zeichnen.

(3) Für einen Zeitraum, für den eine Außenprüfung be-

reits vorgenommen worden ist, darf ein neuerlicher

Prüfungsauftrag ohne Zustimmung des Abgabepflich-

tigen nur erteilt werden

a) zur Prüfung von Abgabenarten, die in einem

früheren Prüfungsauftrag nicht enthalten waren;

b) zur Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine

Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 303) ge-

geben sind;

c) im Rechtsmittelverfahren im Auftrag (§ 279

Abs. 2) der Abgabenbehörde zweiter Instanz,

jedoch nur zur Prüfung der Begründung des

Rechtsmittels (§ 250 Abs. 1 lit. d) oder neuer

Tatsachen und Beweise (§ 280).

(4) Gegen den Prüfungsauftrag ist ein abgesondertes

Rechtsmittel nicht zulässig.

(5) Außenprüfungen sind dem Abgabepflichtigen oder

seinem Bevollmächtigten tunlichst eine Woche vorher

anzukündigen, sofern hiedurch der Prüfungszweck

nicht vereitelt wird.

Der Prüfungsauftrag der zuständigen Abgabenbehörde ist
schriftlich auszufertigen und vor Prüfungsbeginn dem zu Prü-
fenden vorzuweisen. Es handelt sich um einen verfahrenslei-
tenden Bescheid (iSd § 94 BAO), gegen den ein
abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig ist (§ 148 Abs.4
BAO, vgl. auch § 244 BAO).

Die Außenprüfung unterliegt dem Wiederholungsverbot, darf
also für dieselbe Abgabenart und den selben Zeitraum nur
aus den in § 148 Abs.3 BAO genannten Gründen neuerlich
durchgeführt werden. Das Vorliegen eines Wiederholungs-
grundes wäre dann im Prüfungsauftrag darzulegen. Bereits
durchgeführte Nachschauen hindern jedenfalls nicht die
Durchführung einer Außenprüfung. Eine vollständige formelle
und inhaltliche Überprüfung von Aufzeichnungen ist jedenfalls
nur im Rahmen einer formellen Außenprüfung zulässig.

§ 149. 

(1) Nach Beendigung der Außenprüfung ist über deren

Ergebnis eine Besprechung abzuhalten (Schlußbe-

sprechung). Zu dieser sind der Abgabepflichtige und,

wenn bei der Abgabenbehörde ein bevollmächtigter Ver-
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treter ausgewiesen ist, auch dieser unter Setzung einer

angemessenen Frist vorzuladen. Über die Schlußbe-

sprechung ist eine Niederschrift aufzunehmen.

(2) Die Schlußbesprechung kann entfallen, wenn sich

nach dem Prüfungsergebnis entweder keine Änderung

der ergangenen Bescheide oder keine Abweichung ge-

genüber den eingereichten Erklärungen ergibt oder

wenn der Abgabepflichtige oder sein Vertreter in einer

eigenhändig unterfertigten Erklärung auf die Schluß-

besprechung verzichtet oder wenn trotz Vorladung

weder der Abgabepflichtige noch dessen Vertreter zur

Schlußbesprechung erscheint.

§ 150. 

Über das Ergebnis der Außenprüfung ist ein schriftli-

cher Bericht zu erstatten. Die Abgabenbehörde hat

dem Abgabepflichtigen eine Abschrift des Prüfungsbe-

richtes zu übermitteln.

§ 151. 

Die §§ 148 bis 150 gelten nicht für Prüfungen der nach

den Verbrauchsteuervorschriften zu führenden Auf-

zeichnungen.

§ 152. aufgehoben durch BGBl. 1972/224

§ 153. 

In Abgabenvorschriften geregelte Befugnisse zu be-

sonderen Prüfungsmaßnahmen bleiben unberührt.

3. Besondere 

Überwachungsmaßnahmen.

§ 154. 

In den im § 122 Abs. 1 bezeichneten Betrieben kön-

nen verbrauchsteuerpflichtige Gegenstände und deren

Umschließungen sowie Geräte, die zur Herstellung

verbrauchsteuerpflichtiger Gegenstände dienen, von

der Abgabenbehörde für die Dauer einer in Ausübung

der amtlichen Aufsicht vorgenommenen Amtshandlung

unter Verschluß gelegt werden. Hiedurch dürfen not-

wendige Maßnahmen zur Sicherung der Gegenstände

vor Verderb nicht behindert werden.

§ 155. 

(1) Die im § 122 Abs. 1 bezeichneten Betriebe können

von der Abgabenbehörde besonderen Überwa-

chungsmaßnahmen unterworfen werden,

a) wenn Tatsachen vorliegen, die die verbrauch-

steuerrechtliche Unzuverlässigkeit des Inha-

bers des Betriebes oder des verantwortlichen

Betriebsleiters dartun, oder

b) wenn im Betrieb ein Verstoß gegen die Ver-

brauchsteuervorschriften begangen wurde,

der strafrechtlich als Finanzvergehen (mit Aus-

nahme einer Finanzordnungswidrigkeit) fest-

gestellt worden ist.

(2) Die besonderen Überwachungsmaßnahmen (Abs.

1) können darin bestehen, daß der Betrieb oder ein Teil

des Betriebes unter ständige Überwachung gestellt

oder angeordnet wird, daß Wegbringungen ver-

brauchsteuerpflichtiger Gegenstände erst nach vorhe-

riger Anmeldung bei der zuständigen Abgabenbehörde

oder nach abgabenbehördlicher Behandlung oder

nach Sicherheitsleistung für die entfallenden Abgaben

erfolgen dürfen.

(3) Die Anordnung besonderer Überwachungsmaß-

nahmen ist aufzuheben, sobald die Umstände wegge-

fallen sind, die für die Anordnung maßgebend waren,

in den Fällen des Abs. 1 lit. b, sobald ausreichende Ge-
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währ gegeben ist, daß Zuwiderhandlungen gegen die

Verbrauchsteuervorschriften nicht mehr vorkommen.

§ 156. 

(1) Die Abgabenbehörde kann verbrauchsteuerpflich-

tige Gegenstände, deren Herkunft oder Erwerb unge-

klärt ist, samt ihren Umschließungen in amtliche

Verwahrung nehmen. Befinden sich diese Gegen-

stände in der Gewahrsame einer Person, so ist die

Übernahme in amtliche Verwahrung durch einen dieser

Person zuzustellenden Bescheid anzuordnen.

(2) Würde die amtliche Verwahrung unverhältnis-

mäßige Kosten verursachen, ist demjenigen, der die

im Abs. 1 bezeichneten Gegenstände in seiner Ge-

wahrsame hat, ein Bescheid zuzustellen, durch den

das Verbot erlassen wird, über diese Gegenstände zu

verfügen.

(3) Die gemäß Abs. 1 und 2 angeordneten Maßnah-

men sind aufzuheben, wenn die Entrichtung der Ver-

brauchsteuern nachgewiesen oder nicht binnen zwei

Wochen die Beschlagnahme der Gegenstände ange-

ordnet wird.

(4) Gegen die nach Abs. 1 oder 2 erlassenen Be-

scheide ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zuläs-

sig.

§ 157. 

In Abgabenvorschriften enthaltene Bestimmungen über

besondere Überwachungsmaßnahmen bleiben un-

berührt.

D. Beistandspflicht.

§ 158. 

(1) Die Abgabenbehörden sind für Zwecke der Abga-

benerhebung berechtigt, mit allen Dienststellen der

Körperschaften des öffentlichen Rechtes (soweit sie

nicht als gesetzliche Berufsvertretungen tätig sind)

und mit der Oesterreichischen Nationalbank (in ihrer

Eigenschaft als Überwachungsstelle für die Devisen-

bewirtschaftung) unmittelbares Einvernehmen durch

Ersuchschreiben zu pflegen. Derartigen Ersuch-

schreiben ist mit möglichster Beschleunigung zu ent-

sprechen oder es sind die entgegenstehenden Hin-

dernisse sogleich bekanntzugeben; erforderlichenfalls

ist Akteneinsicht zu gewähren.

(2) Die Beantwortung von Ersuchschreiben gemäß

Abs. 1 darf mit dem Hinweis auf gesetzliche Ver-

pflichtungen zur Verschwiegenheit nur dann abge-

lehnt werden, wenn diese Verpflichtungen Abgaben-

behörden gegenüber ausdrücklich auferlegt sind.

(3) Die Dienststellen der Gebietskörperschaften sind

ferner verpflichtet, den Abgabenbehörden jede zur

Durchführung der Abgabenerhebung dienliche Hilfe

zu leisten. Insbesondere haben die Gerichte Ab-

schriften von abgabenrechtlich bedeutsamen Urtei-

len, Beschlüssen oder sonstigen Aktenstücken nach

näherer Anordnung des Bundesministeriums für Ju-

stiz, die im Einvernehmen mit dem Bundesministe-

rium für Finanzen zu treffen ist, den zuständigen

Abgabenbehörden zu übermitteln.

(4) Für Zwecke der Abgabenerhebung sind die Abga-

benbehörden berechtigt, auf automationsunterstütz-

tem Weg Einsicht in das automationsunterstützt

geführte Grundbuch, in das automationsunterstützt

geführte Firmenbuch, in das automationsunterstützt

geführte zentrale Melderegister, in das automations-

unterstützt geführte zentrale Gewerberegister, in das

automationsunterstützt geführte zentrale Vereinsregi-

ster, in das automationsunterstützt geführte zentrale

Zulassungsregister für Kraftfahrzeuge gemäß § 47

Abs. 4 und § 47 Abs. 4a des Kraftfahrgesetzes 1967

und in die automationsunterstützt geführten KFZ Ge-

nehmigungs- und Informationsregister der Landesre-

gierungen oder der von den Landesregierungen

beauftragten Stellen für Fahrzeuge gemäß §§ 28,

28a, 28b, 29, 31 bis 35 des Kraftfahrgesetzes 1967

zu nehmen. Die Berechtigung zur Einsicht in das
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Grundbuch umfasst auch die Einsichtnahme in das

Personenverzeichnis des Grundbuchs. Die Berechti-

gung zur Einsicht in das Firmenbuch umfasst auch die

bundesweite Suche nach im Zusammenhang mit den

Rechtsträgern gespeicherten Personen. Die Berech-

tigung zur Einsicht in das Zentrale Melderegister um-

fasst auch Verknüpfungsabfragen im Sinne des § 16a

Abs. 3 Meldegesetz 1991. Die Einsichtnahme in die

KFZ Genehmigungs- und Informationsregister der

Landesregierungen oder der von ihnen beauftragten

Stellen umfasst auch eine automationsunterstützte

Weitergabe der Bescheiddaten (Name, Adresse, KFZ-

Marke, Type, Fahrgestellnummer und Fahrzeugiden-

tifikationsnummer).

(4a) Dem Bundesministerium für Finanzen sind in ge-

eigneter elektronischer Form aus dem Zentralen Mel-

deregister einmal die Identitätsdaten sowie die Daten

zur Unterkunft aller im Bundesgebiet Angemeldeten

und danach periodisch die Änderungen dieser Daten

zu übermitteln. Daten, die nicht mehr die aktuelle

Wohnsitzsituation eines Menschen wiedergeben oder

für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes nicht mehr

benötigt werden, sind im Datenbestand des Bundes-

ministeriums für Finanzen sofort zu löschen.

(5) Die Vorschriften zum Schutz des Brief-, Post- und

Fernmeldegeheimnisses bleiben unberührt.

§ 159. 

§ 158 Abs. 1 gilt auch für Ersuchschreiben an Notare,

soweit sich das Ersuchen auf die Tätigkeit der Notare

im Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungskreises als

Gerichtskommissäre oder auf Notariatsakte mit Aus-

nahme der noch nicht kundgemachten letztwilligen

Anordnungen bezieht. Die Beantwortung solcher Er-

suchschreiben darf nicht mit dem Hinweis auf ge-

setzliche Verpflichtungen zur Verschwiegenheit

abgelehnt werden.

§ 160 regelt das Erfordernis der Vorlage einer Unbedenklich-
keitsbescheinigung des zuständigen Finanzamtes, dass keine
steuerlichen Bedenken der Eintragung entgegenstehen, vor
Eintragung von Rechtsvorgängen über den Erwerb von
Grundstücken ins Grundbuch bzw. über die Vornahme von
Löschungen im Firmenbuch. Für Landes- und Gemeindeab-
gaben ergibt sich kein Anwendungsbereich.

5. Abschnitt.

Ermittlung der Grundlagen für
die Abgabenerhebung und
Festsetzung der Abgaben.

A. Ermittlungsverfahren.

1. Prüfung der Abgabenerklärungen.

§ 161. 

(1) Die Abgabenbehörde hat die Abgabenerklärungen

zu prüfen (§ 115). Soweit nötig, hat sie, tunlichst durch

schriftliche Aufforderung, zu veranlassen, daß die Ab-

gabepflichtigen unvollständige Angaben ergänzen und

Zweifel beseitigen (Ergänzungsauftrag).

(2) Wenn die Abgabenbehörde Bedenken gegen die

Richtigkeit der Abgabenerklärung hegt, hat sie die Er-

mittlungen vorzunehmen, die sie zur Erforschung des

Sachverhaltes für nötig hält. Sie kann den Abgabe-

pflichtigen unter Bekanntgabe der Bedenken zur Auf-

klärung bestimmter Angaben auffordern (Bedenken-

vorhalt). Erforderliche Beweise sind aufzunehmen.

(3) Wenn von der Abgabenerklärung abgewichen wer-

den soll, sind dem Abgabepflichtigen die Punkte, in

denen eine wesentliche Abweichung zu seinen Ungun-

sten in Frage kommt, zur vorherigen Äußerung mitzu-

teilen.

§ 162. 

(1) Wenn der Abgabepflichtige beantragt, daß Schul-

den, andere Lasten oder Aufwendungen abgesetzt

werden, so kann die Abgabenbehörde verlangen, daß

der Abgabepflichtige die Gläubiger oder die Empfän-

ger der abgesetzten Beträge genau bezeichnet.

(2) Soweit der Abgabepflichtige die von der Abgaben-

behörde gemäß Abs. 1 verlangten Angaben verweigert,

sind die beantragten Absetzungen nicht anzuerkennen.
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§ 163. 

(1) Bücher und Aufzeichnungen, die den Vorschriften

des § 131 entsprechen, haben die Vermutung ord-

nungsmäßiger Führung für sich und sind der Erhebung

der Abgaben zugrunde zu legen, wenn nicht ein be-

gründeter Anlass gegeben ist, ihre sachliche Richtig-

keit in Zweifel zu ziehen.

(2) Gründe, die nach dem Gesamtbild der Verhältnisse

Anlass geben, die sachliche Richtigkeit in Zweifel zu

ziehen, liegen insbesondere dann vor, wenn die Be-

messungsgrundlagen nicht ermittelt und berechnet

werden können oder eine Überprüfung der Richtigkeit

und Vollständigkeit wegen Verletzung der Mitwir-

kungspflicht nicht möglich ist.

§ 164. 

(1) Die Abgabenbehörde soll die Vorlage von Büchern,

Aufzeichnungen und Geschäftspapieren vom Abgabe-

pflichtigen erst verlangen, wenn dessen Auskunft nicht

genügt oder Bedenken gegen ihre Richtigkeit beste-

hen. Unter den gleichen Voraussetzungen oder bei Ge-

fahr im Verzug hat der Abgabepflichtige auf Verlangen

Wertsachen vorzulegen und Einsicht in verschlossene

Behältnisse zu gewähren oder zu verschaffen.

(2) Bücher, Aufzeichnungen und Geschäftspapiere

sind auf Verlangen des Abgabepflichtigen tunlichst in

seinen Geschäftsräumen oder in seiner Wohnung ein-

zusehen.

§ 165. 

Personen sollen erst dann befragt oder zur Vorlage

von Büchern und Aufzeichnungen herangezogen wer-

den, wenn die Verhandlungen mit dem Abgabepflichti-

gen nicht zum Ziel führen oder keinen Erfolg

versprechen. Nur unter diesen Voraussetzungen sol-

len auch die in den §§ 169 bis 182 bezeichneten Be-

weismittel herangezogen werden.

2. Beweise.

a) Allgemeine Bestimmungen.

§ 166. 

Als Beweismittel im Abgabenverfahren kommt alles in

Betracht, was zur Feststellung des maßgebenden

Sachverhaltes geeignet und nach Lage des einzelnen

Falles zweckdienlich ist.

§ 167. 

(1) Tatsachen, die bei der Abgabenbehörde offenkun-

dig sind, und solche, für deren Vorhandensein das Ge-

setz eine Vermutung aufstellt, bedürfen keines

Beweises.

(2) Im übrigen hat die Abgabenbehörde unter sorgfäl-

tiger Berücksichtigung der Ergebnisse des Abgaben-

verfahrens nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob

eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht.

b) Urkunden.

§ 168. 

Die Beweiskraft von öffentlichen und Privaturkunden

ist von der Abgabenbehörde nach den Vorschriften der

§§ 292 bis 294, 296, 310 und 311 der Zivilprozeßord-

nung zu beurteilen. Bezeugt der Aussteller einer öf-

fentlichen Urkunde die Übereinstimmung einer foto-

mechanischen Wiedergabe dieser Urkunde mit dem

Original, so kommt auch der Wiedergabe die Beweis-

kraft einer öffentlichen Urkunde zu.
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c) Zeugen.

§ 169. 

Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes

ergibt, ist jedermann verpflichtet, vor den Abgaben-

behörden als Zeuge über alle ihm bekannten, für ein

Abgabenverfahren maßgebenden Tatsachen auszu-

sagen.

§ 170. 

Als Zeugen dürfen nicht vernommen werden

1. Personen, die zur Mitteilung ihrer Wahrneh-

mungen unfähig sind oder die zur Zeit, auf die

sich ihre Aussage beziehen soll, zur Wahr-

nehmung der zu beweisenden Tatsache un-

fähig waren;

2. Geistliche darüber, was ihnen in der Beichte

oder sonst unter dem Siegel geistlicher Amts-

verschwiegenheit zur Kenntnis gelangt ist;

3. Organe des Bundes und der übrigen Gebiets-

körperschaften, wenn sie durch ihre Aussage

das ihnen obliegende Amtsgeheimnis verlet-

zen würden, insofern sie der Pflicht zur Ge-

heimhaltung nicht entbunden sind.

§ 171. 

(1) Die Aussage darf von einem Zeugen verweigert

werden

a) wenn er ein Angehöriger (§ 25) des Abgabe-

pflichtigen ist;

b) über Fragen, deren Beantwortung dem Zeu-

gen, seinen Angehörigen (§ 25), einer mit sei-

ner Obsorge betrauten Person, seinem

Sachwalter oder einem seiner Pflegebefohle-

nen die Gefahr einer strafgerichtlichen, fi-

nanzstrafbehördlichen oder sonstigen abga-

benstrafbehördlichen Verfolgung zuziehen

würde;

c) über Fragen, die er nicht beantworten könnte,

ohne eine ihm obliegende gesetzlich aner-

kannte Pflicht zur Verschwiegenheit, von der

er nicht gültig entbunden wurde, zu verletzen

oder ein Kunst- oder technisches Betriebsge-

heimnis zu offenbaren.

(2) Die zur berufsmäßigen Parteienvertretung befug-

ten Personen und ihre Angestellten können die Zeu-

genaussage auch darüber verweigern, was ihnen in

ihrer Eigenschaft als Vertreter der Partei über diese zur

Kenntnis gelangt ist.

(3) Will ein Zeuge die Aussage verweigern, so hat er

die Gründe seiner Weigerung glaubhaft zu machen.

§ 172. 

(1) Soweit jemand als Zeuge zur Aussage verpflichtet

ist, hat er auf Verlangen der Abgabenbehörde auch

Schriftstücke, Urkunden und die einschlägigen Stellen

seiner Geschäftsbücher zur Einsicht vorzulegen, die

sich auf bestimmt zu bezeichnende Tatsachen bezie-

hen.

(2) Wenn es zur Erforschung der Wahrheit unbedingt

erforderlich oder wenn Gefahr im Verzug ist, hat der

Zeuge auch Wertsachen, die er für den Abgabepflich-

tigen verwahrt, vorzulegen und Einsicht in verschlos-

sene Behältnisse zu gewähren, die er dem Abgabe-

pflichtigen zur Benützung überlassen hat. Die Abga-

benbehörde kann in einem solchen Fall verlangen, daß

dem Abgabepflichtigen während einer angemessenen

kurzen Frist nur unter Zuziehung eines von der Abga-

benbehörde zu bezeichnenden Organes Zutritt zum

Behältnis gewährt wird.
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§ 173. 

(1) Wenn die Abgabenbehörde das persönliche Er-

scheinen des Zeugen nicht für erforderlich erachtet,

kann die Aussage des Zeugen auch schriftlich einge-

holt und abgegeben werden.

(2) Einem Zeugen, der einer Vorladung (§ 91) ohne

genügende Entschuldigung nicht Folge leistet oder sei-

nen Verpflichtungen gemäß § 172 ohne Rechtfertigung

nicht nachkommt, kann, abgesehen von Zwangsstra-

fen, die Verpflichtung zum Ersatz aller durch seine

Säumnis oder Weigerung verursachten Kosten be-

scheidmäßig auferlegt werden. Durch die Verletzung

einer Zeugenpflicht geht der Anspruch auf Zeugenge-

bühren (§ 176) verloren; dies gilt nicht, wenn die

Pflichtverletzung entschuldbar oder geringfügig ist.

§ 174. 

Jeder Zeuge ist zu Beginn seiner Vernehmung über die

für die Vernehmung maßgeblichen persönlichen Ver-

hältnisse zu befragen, über die gesetzlichen Weige-

rungsgründe zu belehren und zu ermahnen, daß er die

Wahrheit anzugeben habe und nichts verschweigen

dürfe; er ist auch auf die strafrechtlichen Folgen einer

falschen Aussage aufmerksam zu machen. Entspre-

chendes gilt, wenn die Vernehmung durch Einholung

einer Zeugenaussage auf schriftlichem Weg erfolgt.

§ 175. 

Hält die Abgabenbehörde die eidliche Einvernahme

eines Zeugen über bestimmte Tatsachen von beson-

derer Tragweite für unbedingt erforderlich, so kann der

Zeuge durch den Leiter der Abgabenbehörde oder

durch einen ihr zugewiesenen rechtskundigen Bedien-

steten unter Beiziehung eines Schriftführers eidlich ver-

nommen werden. Die Bestimmungen des Gesetzes

vom 3. Mai 1868, RGBl. Nr. 33, zur Regelung des Ver-

fahrens bei den Eidesablegungen vor Gericht, finden

sinngemäß Anwendung.

§ 176. 

(1) Zeugen haben Anspruch auf Zeugengebühren; letz-

tere umfassen den Ersatz der notwendigen Reise- und

Aufenthaltskosten und die Entschädigung für Zeitver-

säumnis unter den gleichen Voraussetzungen und im

gleichen Ausmaß, wie sie Zeugen im gerichtlichen Ver-

fahren zustehen, sowie den Ersatz der notwendigen

Barauslagen.

(2) Der Anspruch gemäß Abs. 1 ist bei sonstigem Ver-

lust binnen zwei Wochen nach der Vernehmung oder

dem Termin, zu welchem der Zeuge vorgeladen war,

an welchem er aber ohne sein Verschulden nicht ver-

nommen worden ist, mündlich oder schriftlich bei der

Abgabenbehörde geltend zu machen, welche die Ver-

nehmung durchgeführt oder den Zeugen vorgeladen

hat. Diese Abgabenbehörde hat auch über den geltend

gemachten Anspruch zu entscheiden.

d) Sachverständige.

§ 177. 

(1) Wird die Aufnahme eines Beweises durch Sach-

verständige notwendig, so sind die für Gutachten der

erforderlichen Art öffentlich bestellten Sachverständi-

gen beizuziehen.

(2) Die Abgabenbehörde kann aber ausnahmsweise

auch andere geeignete Personen als Sachverständige

heranziehen, wenn es mit Rücksicht auf die Beson-

derheit des Falles geboten erscheint.

(3) Der Bestellung zum Sachverständigen hat Folge zu

leisten, wer zur Erstattung von Gutachten der erfor-

derlichen Art öffentlich bestellt ist oder wer die Wis-

senschaft, die Kunst oder die Tätigkeit, deren Kenntnis

die Voraussetzung der Begutachtung ist, öffentlich als

Erwerb ausübt oder zu deren Ausübung öffentlich an-

gestellt oder ermächtigt ist.
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§ 178. 

(1) Aus den Gründen, welche einen Zeugen zur Ver-

weigerung der Aussage berechtigen (§ 171), kann die

Enthebung von der Bestellung als Sachverständiger

begehrt werden.

(2) Öffentlich Bedienstete sind überdies auch dann als

Sachverständige zu entheben oder nicht beizuziehen,

wenn ihnen die Tätigkeit als Sachverständige von ihren

Vorgesetzten aus dienstlichen Gründen untersagt wird

oder wenn sie durch besondere Anordnungen der

Pflicht, sich als Sachverständige verwenden zu lassen,

enthoben sind.

§ 179. 

(1) Die Vorschriften des § 76 finden auf die Sachver-

ständigen sinngemäß Anwendung.

(2) Sachverständige können von den Parteien abge-

lehnt werden, wenn diese Umstände glaubhaft machen,

die die Unbefangenheit oder Fachkunde des Sachver-

ständigen in Zweifel stellen. Die Ablehnung kann vor der

Vernehmung des Sachverständigen, später aber nur

dann erfolgen, wenn die Partei glaubhaft macht, daß sie

den Ablehnungsgrund vorher nicht erfahren oder wegen

eines für sie unüberwindlichen Hindernisses nicht recht-

zeitig geltend machen konnte. Gegen den über die Ab-

lehnung ergehenden Bescheid der Abgabenbehörde ist

ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig.

§ 180. 

(1) Ist der Sachverständige für die Erstattung von Gut-

achten der erforderten Art im allgemeinen beeidet, so

genügt die Erinnerung an den geleisteten Eid. Ist er

noch nicht vereidigt, so hat er, falls es die Abgaben-

behörde wegen der besonderen Tragweite des Falles

für erforderlich hält, vor Beginn der Beweisaufnahme

den Sachverständigeneid zu leisten.

(2) Die Vorschriften des § 175 finden auf die Sachver-

ständigen sinngemäß Anwendung.

§ 181. 

(1) Sachverständige haben Anspruch auf Sachver-

ständigengebühren; letztere umfassen den Ersatz von

Reise- und Aufenthaltskosten, die notwendigen Bar-

auslagen, die Entschädigung für Zeitversäumnis und

die Entlohnung ihrer Mühewaltung unter den gleichen

Voraussetzungen und im gleichen Ausmaß, wie sie

Sachverständigen im gerichtlichen Verfahren zuste-

hen.

(2) Der Anspruch (Abs. 1) ist bei sonstigem Verlust bin-

nen zwei Wochen ab Erstattung des Gutachtens oder,

wenn dieses entfällt, nach Entlassung des Sachver-

ständigen mündlich oder schriftlich bei der Behörde

geltend zu machen, bei der der Sachverständige ver-

nommen worden ist. Hierüber ist der Sachverständige

zu belehren. § 176 Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß.

e) Augenschein.

§ 182. 

(1) Zur Aufklärung der Sache kann die Abgaben-

behörde auch einen Augenschein, nötigenfalls mit Zu-

ziehung von Sachverständigen, vornehmen.

(2) Die Abgabenbehörde hat darüber zu wachen, daß

der Augenschein nicht zur Verletzung eines Kunst-

oder technischen Betriebsgeheimnisses mißbraucht

wird.
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f) Beweisaufnahme.

§ 183. 

(1) Beweise sind von Amts wegen oder auf Antrag auf-

zunehmen.

(2) Die Abgabenbehörde kann die Beweisaufnahme

auch im Wege der Amtshilfe durch andere Abgaben-

behörden vornehmen lassen.

(3) Von den Parteien beantragte Beweise sind aufzu-

nehmen, soweit nicht eine Beweiserhebung gemäß §

167 Abs. 1 zu entfallen hat. Von der Aufnahme bean-

tragter Beweise ist abzusehen, wenn die unter Beweis

zu stellenden Tatsachen als richtig anerkannt werden

oder unerheblich sind, wenn die Beweisaufnahme mit

unverhältnismäßigem Kostenaufwand verbunden

wäre, es sei denn, daß die Partei sich zur Tragung der

Kosten bereit erklärt und für diese Sicherheit leistet,

oder wenn aus den Umständen erhellt, daß die Be-

weise in der offenbaren Absicht, das Verfahren zu ver-

schleppen, angeboten worden sind. Gegen die

Ablehnung der von den Parteien angebotenen Be-

weise ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zuläs-

sig.

(4) Den Parteien ist vor Erlassung des abschließenden

Sachbescheides Gelegenheit zu geben, von den

durchgeführten Beweisen und vom Ergebnis der Be-

weisaufnahme Kenntnis zu nehmen und sich dazu zu

äußern.

3. Schätzung der Grundlagen für die
Abgabenerhebung.

§ 184.

(1) Soweit die Abgabenbehörde die Grundlagen für

die Abgabenerhebung nicht ermitteln oder berechnen

kann, hat sie diese zu schätzen. Dabei sind alle Um-

stände zu berücksichtigen, die für die Schätzung von

Bedeutung sind.

(2) Zu schätzen ist insbesondere dann, wenn der Ab-

gabepflichtige über seine Angaben keine ausreichen-

den Aufklärungen zu geben vermag oder weitere

Auskunft über Umstände verweigert, die für die Ermitt-

lung der Grundlagen (Abs. 1) wesentlich sind.

(3) Zu schätzen ist ferner, wenn der Abgabepflichtige

Bücher oder Aufzeichnungen, die er nach den Abga-

benvorschriften zu führen hat, nicht vorlegt oder wenn

die Bücher oder Aufzeichnungen sachlich unrichtig

sind oder solche formelle Mängel aufweisen, die ge-

eignet sind, die sachliche Richtigkeit der Bücher oder

Aufzeichnungen in Zweifel zu ziehen.

B. Gesonderte Feststellungen.

Gesonderte Feststellungen sind derzeit in den Abgabenvor-
schriften für Landes- und Gemeindeabgabe in NÖ nicht vor-
gesehen, die §§ 185 bis 192 BAO betreffen nur
Bundesabgaben bzw. Bescheide, die von Bundesabgaben-
behörden zu erlassen sind und sind daher für Landes- und
Gemeindeabgaben nicht anwendbar.

§ 192. 

In einem Feststellungsbescheid enthaltene Feststel-

lungen, die für andere Feststellungsbescheide, für

Meßbescheide oder für Abgabenbescheide von Be-
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deutung sind, werden diesen Bescheiden zugrunde ge-

legt, auch wenn der Feststellungsbescheid noch nicht

rechtskräftig geworden ist.

§ 193 BAO betrifft die von Bundesabgabenbehörden zu er-
lassenden Fortschreibungsbescheide und ist für Landes- und
Gemeindeabgaben nicht anwendbar.

C. Steuermeßbeträge.

1. Festsetzung der Steuermeßbeträge.

§ 194. 

(1) Wenn die Abgabenvorschriften die Festsetzung

einer Abgabe auf Grund von Steuermeßbeträgen an-

ordnen, hat das Finanzamt durch Meßbescheid den

Steuermeßbetrag festzusetzen. Die Festsetzung des

Steuermeßbetrages ist, auch wenn sie mit der Abga-

benfestsetzung in einem Bescheid vereinigt ist, selbst-

ändig anfechtbar.

(2) Auf die Festsetzung der Steuermeßbeträge finden

die für die Festsetzung der Abgaben geltenden Vor-

schriften sinngemäß Anwendung.

(3) In der Festsetzung des Steuermeßbetrages liegt

auch die Feststellung der sachlichen und persönlichen

Abgabepflicht.

(4) Der Inhalt der Meßbescheide ist von Amts wegen

denjenigen abgabe- oder beitragsberechtigten Körper-

schaften mitzuteilen, denen die Festsetzung der Ab-

gaben oder Beiträge obliegt. Die mitzuteilenden Daten

können im Einvernehmen mit den genannten Körper-

schaften auf maschinell lesbaren Datenträgern über-

mittelt werden.

(5) Ein Grundsteuermeßbescheid wirkt, soweit er die

sachliche Abgabepflicht und die Höhe des Steuer-

meßbetrages betrifft, auch gegen den Rechtsnachfol-

ger auf den der Steuergegenstand nach dem Feststel-

lungszeitpunkt übergegangen ist oder übergeht. Das

gleiche gilt bei Nachfolge im Besitz.

§ 194 BAO betrifft die von Bundesabgabenbehörden zu er-
lassenden Grundsteuermessbescheide und betrifft die Ge-
meinden insofern, als diese Bescheide Grundlagenbescheide
für die davon abgeleiteten Grundsteuerbescheide sind.

§ 195. 

Die Steuermeßbeträge und die anderen Feststellun-

gen, die in den Meßbescheiden enthalten sind (§ 194

Abs. 3), werden den Abgabenbescheiden zugrunde ge-

legt, auch wenn die Meßbescheide noch nicht rechts-

kräftig geworden sind.

2. Zerlegung und Zuteilung.

§ 196. 

(1) Einheitswerte und Steuermeßbeträge sind zu zer-

legen, soweit die Abgabenvorschriften dies anordnen.

(2) Über die Zerlegung erläßt das Finanzamt einen Zer-

legungsbescheid. Auf die Zerlegung finden die für die

Festsetzung der Abgaben geltenden Vorschriften sinn-

gemäß Anwendung.

(3) Der Zerlegungsbescheid muß enthalten

a) die Höhe des zerlegten Einheitswertes oder

Steuermeßbetrages;

b) die Bestimmung darüber, welche Anteile am

zerlegten Betrag den beteiligten Körperschaf-

ten zugeteilt werden;

c) die Angabe der Zerlegungsgrundlagen.

(4) Der Zerlegungsbescheid hat an den Abgabepflich-

tigen und an die beteiligten Körperschaften (§ 78 Abs.

2 lit. b) zu ergehen.
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§ 197. 

(1) Ist ein Steuermeßbetrag in voller Höhe einer Kör-

perschaft zuzuteilen, besteht aber Streit darüber, wel-

che die berechtigte Körperschaft ist oder auf welche

Zeit sich die Berechtigung erstreckt, so hat auf Antrag

einer Partei das Finanzamt durch Zuteilungsbescheid

zu entscheiden.

(2) Besteht Streit darüber, ob und ab welchem Zeit-

punkt ein Anteil am Steuermeßbetrag, der einer Kör-

perschaft zugeteilt war, auf eine andere Körperschaft

übergegangen ist, hat auf Antrag der am Zerlegungs-

verfahren nicht beteiligten Körperschaft das Finanzamt

durch Zuteilungsbescheid zu entscheiden.

(3) Die Vorschriften, die für das Zerlegungsverfahren

(§ 196) gelten, finden auf das Zuteilungsverfahren

sinngemäß Anwendung.

Die §§ 196 und 197 BAO betreffen die von Bundesabgaben-
behörden zu erlassenden Zerlegungs- und Zuteilungsbe-
scheide und betreffen die Gemeinden inso- fern, als
Bescheide über die Zerlegung bzw. Zuteilung der Kommunal-
steuerbemessungsgrundlage maßgeblich für die Kommunal-
steuererhebung sind.

B. Festsetzung der Abgaben.

§ 198. 

(1) Soweit in Abgabenvorschriften nicht anderes vor-

geschrieben ist, hat die Abgabenbehörde die Abgaben

durch Abgabenbescheide festzusetzen.

(2) Abgabenbescheide haben im Spruch die Art und

Höhe der Abgaben, den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit und

die Grundlagen der Abgabenfestsetzung (Bemes-

sungsgrundlagen) zu enthalten. Führen Abgabenbe-

scheide zu keiner Nachforderung, so ist eine Angabe

über die Fälligkeit der festgesetzten Abgabenschuldig-

keiten entbehrlich. Ist die Fälligkeit einer Abgaben-

schuldigkeit bereits vor deren Festsetzung eingetreten,

so erübrigt sich, wenn auf diesen Umstand hingewie-

sen wird, eine nähere Angabe über den Zeitpunkt der

Fälligkeit der festgesetzten Abgabenschuldigkeit.

§ 199.

Sind zur Entrichtung einer Abgabe mehrere Personen

als Gesamtschuldner verpflichtet, so kann gegen sie

ein einheitlicher Abgabenbescheid erlassen werden,

und zwar auch dann, wenn nach dem zwischen ihnen

bestehenden Rechtsverhältnis die Abgabe nicht von

allen Gesamtschuldnern zu tragen ist.

§ 200. 

(1) Die Abgabenbehörde kann die Abgabe vorläufig fest-

setzen, wenn nach den Ergebnissen des Ermittlungs-

verfahrens die Abgabepflicht zwar noch ungewiß, aber

wahrscheinlich oder wenn der Umfang der Abgabepflicht

noch ungewiß ist. Die Ersetzung eines vorläufigen durch

einen anderen vorläufigen Bescheid ist im Fall der teil-

weisen Beseitigung der Ungewißheit zulässig.

(2) Wenn die Ungewißheit (Abs. 1) beseitigt ist, ist die

vorläufige Abgabenfestsetzung durch eine endgültige

Festsetzung zu ersetzen. Gibt die Beseitigung der Un-

gewißheit zu einer Berichtigung der vorläufigen Fest-

setzung keinen Anlaß so ist ein Bescheid zu erlassen,

der den vorläufigen zum endgültigen Abgaben erklärt.

(3) Die Bestimmungen des Erbschafts- und Schen-

kungssteuerrechtes über die vorläufige Festsetzung

der Erbschafts- und Schenkungssteuer bleiben un-

berührt.

(4) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für Bescheide,

mit denen festgestellt wird, daß eine Veranlagung un-

terbleibt, oder die aussprechen, daß eine Abgabe nicht

festgesetzt wird.
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§ 201. 

(1) Ordnen die Abgabenvorschriften die Selbstberech-

nung einer Abgabe durch den Abgabepflichtigen an oder

gestatten sie dies, so kann nach Maßgabe des Abs. 2

und muss nach Maßgabe des Abs. 3 auf Antrag des Ab-

gabepflichtigen oder von Amts wegen eine erstmalige

Festsetzung der Abgabe mit Abgabenbescheid erfolgen,

wenn der Abgabepflichtige, obwohl er dazu verpflichtet

ist, keinen selbst berechneten Betrag der Abgaben-

behörde bekannt gibt oder wenn sich die bekanntgege-

bene Selbstberechnung als nicht richtig erweist.

(2) Die Festsetzung kann erfolgen,

1. von Amts wegen innerhalb eines Jahres ab Be-

kanntgabe des selbstberechneten Betrages,

2. wenn der Antrag auf Festsetzung spätestens

ein Jahr ab Bekanntgabe des selbstberechne-

ten Betrages eingebracht ist,

3. wenn kein selbstberechneter Betrag bekannt

gegeben wird oder wenn bei sinngemäßer An-

wendung des § 303 Abs. 4 die Voraussetzun-

gen für eine Wiederaufnahme des Verfahrens

von Amts wegen vorliegen würden,

4. entfällt

5. wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 293b

oder des § 295a die Voraussetzungen für eine

Abänderung vorliegen würden.

(3) Die Festsetzung hat zu erfolgen,

1. wenn der Antrag auf Festsetzung binnen einer

Frist von einem Monat ab Bekanntgabe des

selbst berechneten Betrages eingebracht ist,

oder

2. wenn bei sinngemäßer Anwendung der §§ 303

bis 304 die Voraussetzungen für eine Wieder-

aufnahme des Verfahrens auf Antrag der Par-

tei vorliegen würden.

(4) Innerhalb derselben Abgabenart kann die Festset-

zung mehrerer Abgaben desselben Kalenderjahres

(Wirtschaftsjahres) in einem Bescheid zusammenge-

fasst erfolgen.

§ 201a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

Liegen die Voraussetzungen für eine bescheidmäßige

Festsetzung gemäß § 201 vor, so ist von der Festset-

zung abzusehen, wenn der Abgabepflichtige nachträg-

lich die Selbstberechnung berichtigt.

§ 202. 

(1) Die §§ 201 und 201a gelten sinngemäß, wenn nach

den Abgabenvorschriften die Selbstberechnung einer

Abgabe einem abgabenrechtlich Haftungspflichtigen

obliegt. Hiebei sind Nachforderungen mittels Haf-

tungsbescheides (§ 224 Abs. 1) geltend zu machen.

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit ein zu Unrecht einbehalte-

ner Betrag gemäß § 240 Abs. 3 zurückgezahlt wurde

oder im Fall einer Antragstellung nach dieser Bestim-

mung zurückzuzahlen wäre.

§ 203. 

Bei Abgaben, die nach den Abgabenvorschriften in

Wertzeichen (Stempelmarken) zu entrichten sind, ist

ein Abgabenbescheid nur zu erlassen, wenn die Ab-

gabe in Wertzeichen nicht vorschriftsmäßig entrichtet

worden ist.

§ 204. 

(1) Der festgesetzte Abgabenbetrag oder die Summe

der in einem Bescheid festgesetzten Abgabenbeträge

ist auf volle Cent abzurunden oder aufzurunden. Hie-

bei sind Beträge unter 0,5 Cent abzurunden, Beträge

ab 0,5 Cent aufzurunden.

(2) Für die Selbstberechnung von Abgaben (§ 201) gilt

Abs.1 sinngemäß.
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(3) Obliegt einem abgabenrechtlich Haftungspflichtigen

die Selbstberechnung und Abfuhr einbehaltener Steu-

erabzugsbeträge (§ 202), gilt Abs. 1 sinngemäß für die

Endsumme des abzuführenden Betrages.

§ 205 BAO regelt die Anspruchsverzinsung bei Einkommens-
steuer und Körperschaftssteuer und ist für Landes- und Ge-
meindeabgaben nicht anwendbar.

§ 206.

Die Abgabenbehörde kann von der Festsetzung von

Abgaben ganz oder teilweise Abstand nehmen,

a) soweit Abgabepflichtige von den Folgen eines

durch höhere Gewalt ausgelösten Notstandes

betroffen werden, vor allem soweit abgabe-

pflichtige Vorgänge durch Katastrophenschä-

den (insbesondere Hochwasser-, Erdrutsch-,

Vermurungs- und Lawinenschäden) veranlasst

worden sind;

b) soweit im Einzelfall auf Grund der der Abga-

benbehörde zur Verfügung stehenden Unter-

lagen und der durchgeführten Erhebungen mit

Bestimmtheit anzunehmen ist, dass der Abga-

benanspruch nicht durchsetzbar sein wird;

c) wenn in einer Mehrheit von gleichgelagerten

Fällen der behördliche Verwaltungsaufwand

außer Verhältnis zur Höhe der festzusetzen-

den Abgabe steht.

E. Verjährung.

§ 207. 

(1) Das Recht, eine Abgabe festzusetzen, unterliegt

nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen der

Verjährung.

(2) Die Verjährungsfrist beträgt bei den Verbrauchsteu-

ern, bei den festen Stempelgebühren nach dem II. Ab-

schnitt des Gebührengesetzes 1957, weiters bei den

Gebühren gemäß § 17a des Verfassungsgerichtshofge-

setzes 1953 und § 24 des Verwaltungsgerichtshofge-

setzes 1985 drei Jahre, bei allen übrigen Abgaben fünf

Jahre. Soweit eine Abgabe hinterzogen ist, beträgt die

Verjährungsfrist sieben Jahre. Das Recht, einen Ver-

spätungszuschlag, Anspruchszinsen, Säumniszuschläge

oder Abgabenerhöhungen festzusetzen, verjährt gleich-

zeitig mit dem Recht auf Festsetzung der Abgabe.

(3) Das Recht zur Verhängung von Zwangs-, Ord-

nungs- und Mutwillensstrafen sowie zur Anforderung

von Kostenersätzen im Abgabenverfahren verjährt in

einem Jahr.

(4) Das Recht, den Ersatz zu Unrecht geleisteter oder

die Rückzahlung zu Unrecht bezogener Beihilfen zu

fordern, sowie das Recht auf Rückforderung zu Un-

recht zuerkannter Erstattungen, Vergütungen oder Ab-

geltungen von Abgaben verjährt in fünf Jahren. Abs. 2

zweiter Satz gilt sinngemäß.

(5) Abs. 2 zweiter Satz gilt sinngemäß für Abgaben, deren
vorsätzliche Verkürzung nicht in den Anwendungsbereich des
Finanzstrafgesetzes fällt.

§ 208. 

(1) Die Verjährung beginnt

a) in den Fällen des § 207 Abs. 2 mit dem Ablauf

des Jahres, in dem der Abgabenanspruch ent-

standen ist, soweit nicht im Abs. 2 ein anderer

Zeitpunkt bestimmt wird;

b) in den Fällen des § 207 Abs. 3 mit dem Ablauf

des Jahres, in dem die Voraussetzung für die

Verhängung der genannten Strafen oder für die

Anforderung der Kostenersätze entstanden ist;

c) in den Fällen des § 207 Abs. 4 mit dem Ablauf

des Jahres, in dem die rückzufordernden Bei-

hilfen, Erstattungen, Vergütungen oder Abgel-

tungen geleistet wurden;

d) in den Fällen des § 200 mit dem Ablauf des Jah-

res, in dem die Ungewißheit beseitigt wurde;

e) in den Fällen des Eintritts eines rückwirkenden

Ereignisses im Sinn des § 295a mit Ablauf des

Jahres, in dem das Ereignis eingetreten ist.
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(2) Bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer unter-

liegenden Erwerben von Todes wegen oder Zweckzu-

wendungen von Todes wegen beginnt die Verjährung

frühestens mit Ablauf des Jahres, in dem die Abga-

benbehörde vom Erwerb oder von der Zweckzuwen-

dung Kenntnis erlangt.

§ 209. 

(1) Werden innerhalb der Verjährungsfrist (§ 207) nach

außen erkennbare Amtshandlungen zur Geltendma-

chung des Abgabenanspruches oder zur Feststellung

des Abgabepflichtigen (§ 77) von der Abgabenbehörde

unternommen, so verlängert sich die Verjährungsfrist

um ein Jahr. Die Verjährungsfrist verlängert sich jeweils

um ein weiteres Jahr, wenn solche Amtshandlungen in

einem Jahr unternommen werden, bis zu dessen Ab-

lauf die Verjährungsfrist verlängert ist.

Verfolgungshandlungen (§ 14 Abs. 3 FinStrG, § 32

Abs. 3 VStG) gelten als solche Amtshandlungen.

(2) Die Verjährung ist gehemmt, solange die Geltend-

machung des Anspruches innerhalb der letzten sechs

Monate der Verjährungsfrist wegen höherer Gewalt

nicht möglich ist.

(3) Das Recht auf Festsetzung einer Abgabe verjährt

spätestens zehn Jahre nach Entstehung des Abgabe-

nanspruches (§ 4). In den Fällen eines Erwerbes von

Todes wegen oder einer Zweckzuwendung von Todes

wegen verjährt das Recht auf Festsetzung der Erb-

schafts- und Schenkungssteuer jedoch spätestens

zehn Jahre nach dem Zeitpunkt der Anzeige.

Nach außen erkennbare Amtshandlungen der zuständigen
Abgabenbehörde zur Geltendmachung des Abgabenanspru-
ches (Bescheide, Nachschauen und Außenprüfungen, Orts-
augenscheine, Zeugeneinvernahmen, Anfragen an
Abgabenschuldner, Aufforderung zur Vorlage von Unterlagen,
Zusendung von Erhebungsbögen an Abgabenschuldner, …)
bewirken keine Unterbrechung der Verjährungsfrist (wie bis-
her nach der NÖ AO 1977), sondern haben Verlängerungs-
wirkung.

Verlängerungshandlungen (beliebig viele, mindestens eine) in-
nerhalb der Verjährungsfrist bewirken eine Verlängerung der
Verjährungsfrist um ein weiteres Jahr.

Weitere Fristverlängerungen um je ein weiteres Jahr sind
möglich durch Vornahme von Verlängerungshandlungen im

jeweils verlängerten Jahr. Demnach ist eine Fristverlängerung
bis zur absoluten Verjährungsfrist von 10 Jahren nur möglich,
wenn nach der normalen Verjährungsfrist von 5 Jahren in
jedem Jahr zumindest eine Verlängerungshandlung unter-
nommen wird.

§ 209a. 

(1) Einer Abgabenfestsetzung, die in einer Berufungs-

entscheidung zu erfolgen hat, steht der Eintritt der Ver-

jährung nicht entgegen.

(2) Hängt eine Abgabenfestsetzung unmittelbar oder

mittelbar von der Erledigung einer Berufung oder eines

in Abgabenvorschriften vorgesehenen Antrages (§ 85)

ab, so steht der Abgabenfestsetzung der Eintritt der

Verjährung nicht entgegen, wenn die Berufung oder

der Antrag vor diesem Zeitpunkt, wenn ein Antrag auf

Aufhebung gemäß § 299 Abs. 1 vor Ablauf der Jah-

resfrist des § 302 Abs. 1 oder wenn ein Antrag auf Wie-

deraufnahme des Verfahrens rechtzeitig im Sinn des §

304 eingebracht wurde.

(3) Sofern nicht Abs. 1 oder 2 anzuwenden ist, darf in

einem an die Stelle eines früheren Bescheides treten-

den Abgabenbescheid, soweit für einen Teil der fest-

zusetzenden Abgabe bereits Verjährung eingetreten

ist, vom früheren Bescheid nicht abgewichen werden.

§ 209b. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

Soweit die Verjährung der Festsetzung einer Abgabe in

einem Bescheid nicht entgegenstehen würde, der

durch die Aufsichtsbehörde in einer Entscheidung über

eine Vorstellung (Art. 119a Abs. 5 Bundes-Verfas-

sungsgesetz) aufgehoben wird, steht sie auch nicht der

Festsetzung im den aufgehobenen Bescheid erset-

zenden Bescheid entgegen; § 209a gilt sinngemäß.“
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6. Abschnitt.
Einhebung der Abgaben.

A. Fälligkeit, Entrichtung und
Nebengebühren im Einhebungs -
verfahren.

1. Fälligkeit und Entrichtung.

§ 210. 

(1) Abgaben werden unbeschadet der in Abgabenvor-

schriften getroffenen besonderen Regelungen mit Ab-

lauf eines Monates nach Bekanntgabe (§ 97) des

Abgabenbescheides fällig. Wenn bei mündlicher Ver-

kündung eines Bescheides auch eine schriftliche Aus-

fertigung zuzustellen ist, wird die Monatsfrist erst mit

der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung in Lauf ge-

setzt.

(2) Wird ein Bescheid, der eine sonstige Gutschrift (§

213 Abs. 1) zur Folge hatte, ohne gleichzeitige Neu-

festsetzung der Abgabe aufgehoben, so ist die sich hie-

durch ergebende, dem Gegenstand des aufgehobenen

Bescheides zuzuordnende Abgabenschuldigkeit am

Tag der Aufhebung fällig. Für die Entrichtung einer sol-

chen Abgabenschuldigkeit steht jedoch eine Nachfrist

von einem Monat zu.

(3) Werden Abgaben, ausgenommen Eingangs- oder

Ausgangsabgaben, an einem Samstag, Sonntag, ge-

setzlichen Feiertag, Karfreitag oder 24. Dezember fäl-

lig, so gilt als Fälligkeitstag der nächste Tag, der nicht

einer der vorgenannten Tage ist.

(4) Werden Abgaben, ausgenommen Nebenan-

sprüche, später als einen Monat vor ihrer Fälligkeit

festgesetzt, so steht dem Abgabepflichtigen für die Ent-

richtung der Abgabennachforderung eine Nachfrist von

einem Monat ab der Bekanntgabe des maßgeblichen

Bescheides zu.

(5) In den im § 228 angeführten Fällen des Wiederauf-

lebens einer Abgabenschuldigkeit steht dem Abgabe-

pflichtigen für deren Entrichtung eine Nachfrist von

einem Monat ab Bekanntgabe der Umbuchung, Rück-

zahlung oder Richtigstellung der Gebarung zu.

(6) Soweit eine Abgabe nur deswegen als nicht ent-

richtet anzusehen ist, weil vor dem Ablauf einer zur

Entrichtung einer anderen Abgabenschuldigkeit zur

Verfügung stehenden Zahlungsfrist eine Verrechnung

gemäß § 214 auf diese andere Abgabenschuldigkeit

erfolgte, steht dem Abgabepflichtigen für die Entrich-

tung der erstgenannten Abgabe eine Nachfrist bis zum

Ablauf der später endenden Zahlungsfrist für eine der

genannten Abgaben zu.

§ 211. 

(1) Abgaben gelten in nachstehend angeführten Fällen

als entrichtet:

a) bei Barzahlungen am Tag der Zahlung, bei Ab-

nahme von Bargeld durch den Vollstrecker am

Tag der Abnahme;

b) bei Einzahlungen mit Erlagschein am Tag, der

sich aus dem Tagesstempel des Aufgabepost-

amtes ergibt;

c) bei Einzahlung durch Postanweisung,

1. wenn der eingezahlte Betrag der empfangs-

berechtigten Kasse bar ausgezahlt wird, am Tag der

Auszahlung,

2. wenn der eingezahlte Betrag auf das Post-

scheckkonto der empfangsberechtigten Kasse über-

wiesen wird, am Tag der Überweisung durch das

Abgabepostamt;

d) bei Überweisung auf das Postscheckkonto

oder ein sonstiges Konto der empfangsbe-

rechtigten Kasse am Tag der Gutschrift;

e) bei Einziehung einer Abgabe durch Postauf-

trag am Tag der Einlösung;

f) bei Zahlung mit Scheck an dem in lit. a oder lit.

d bezeichneten Tag, je nachdem der Scheck

bar oder im Verrechnungsweg eingelöst wird;

g) bei Umbuchung oder Überrechnung von Gut-

haben (§ 215) eines Abgabepflichtigen auf Ab-

gabenschuldigkeiten desselben Abgabepflich-
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tigen am Tag der Entstehung der Guthaben,

auf Abgabenschuldigkeiten eines anderen Ab-

gabepflichtigen am Tag der nachweislichen

Antragstellung, frühestens jedoch am Tag der

Entstehung der Guthaben;

h) bei Entrichtung in Wertzeichen (Stempelmar-

ken) mit der vorschriftsmäßigen Verwendung

der Wertzeichen.

(2) Erfolgt in den Fällen des Abs. 1 lit.c die Auszahlung

oder Überweisung durch das Abgabepostamt oder in

den Fällen des Abs. 1 lit. d die Gutschrift auf dem Post-

scheckkonto oder dem sonstigen Konto der emp-

fangsberechtigten Kasse zwar verspätet, aber noch

innerhalb von drei Tagen nach Ablauf der zur Entrich-

tung einer Abgabe zustehenden Frist, so hat die Ver-

spätung ohne Rechtsfolgen zu bleiben; in den Lauf der

dreitägigen Frist sind Samstage, Sonntage, gesetzli-

che Feiertage, der Karfreitag und der 24. Dezember

nicht einzurechnen.

(3) Erfolgt in den Fällen des Abs. 1 lit. f die Gutschrift

auf Grund eines Schecks im Verrechnungsweg, so gilt

Abs. 2 sinngemäß.

(4) Die Entrichtung von Abgaben durch Hingabe von

Wechseln ist unzulässig.

§ 212. 

(1) Auf Ansuchen des Abgabepflichtigen kann die Ab-

gabenbehörde für Abgaben, hinsichtlich derer ihm ge-

genüber auf Grund eines Rückstandsausweises (§

229) Einbringungsmaßnahmen für den Fall des bereits

erfolgten oder späteren Eintrittes aller Voraussetzun-

gen hiezu in Betracht kommen, den Zeitpunkt der Ent-

richtung der Abgaben hinausschieben (Stundung) oder

die Entrichtung in Raten bewilligen, wenn die sofortige

oder die sofortige volle Entrichtung der Abgaben für

den Abgabepflichtigen mit erheblichen Härten verbun-

den wäre und die Einbringlichkeit der Abgaben durch

den Aufschub nicht gefährdet wird. Eine vom Ansuchen

abweichende Bewilligung von Zahlungserleichterun-

gen kann sich auch auf Abgaben, deren Gebarung mit

jener der den Gegenstand des Ansuchens bildenden

Abgaben zusammengefaßt verbucht wird (§ 213), er-

strecken.

(2) Für Abgabenschuldigkeiten, die den Betrag von ins-

gesamt 750 Euro übersteigen, sind,

a) solange auf Grund eines Ansuchens um Zah-

lungserleichterungen, über das noch nicht ent-

schieden wurde, Einbringungsmaßnahmen

weder eingeleitet noch fortgesetzt werden dür-

fen (§ 230 Abs. 3) oder

b) soweit infolge einer gemäß Abs. 1 erteilten Be-

willigung von Zahlungserleichterungen ein

Zahlungsaufschub eintritt, Stundungszinsen in

Höhe von viereinhalb Prozent über dem je-

weils geltenden Basiszinssatz pro Jahr zu ent-

richten; Im Fall eines Terminverlustes gilt der

Zahlungsaufschub im Sinn dieser Bestimmung

erst im Zeitpunkt der Ausstellung des Rück-

standsausweises (§ 229) als beendet. Im Fall

der nachträglichen Herabsetzung einer Abga-

benschuld hat auf Antrag des Abgabepflichti-

gen die Berechnung der Stundungszinsen

unter rückwirkender Berücksichtigung des

Herabsetzungsbetrages zu erfolgen. Stun-

dungszinsen, die den Betrag von 50 Euro nicht

erreichen, sind nicht festzusetzen.

(3) Wird die Bewilligung einer Zahlungserleichterung

durch Abänderung oder Zurücknahme des Bescheides

widerrufen (§ 294), so steht dem Abgabepflichtigen für

die Entrichtung des noch aushaftenden Abgabenbe-

trages eine Nachfrist von einem Monat ab Bekannt-

gabe des Widerrufsbescheides zu. Soweit einem vor

Ablauf der für die Entrichtung einer Abgabe zur Verfü-

gung stehenden Frist oder während der Dauer eines

diese Abgabe betreffenden Zahlungsaufschubes im

Sinn des § 212 Abs. 2 zweiter Satz eingebrachten An-

suchen um Zahlungserleichterungen nicht stattgege-

ben wird, steht dem Abgabepflichtigen für die

Entrichtung eine Nachfrist von einem Monat ab Be-

kanntgabe des das Ansuchen erledigenden Beschei-

des zu. Dies gilt - abgesehen von Fällen des Abs. 4 -

nicht für innerhalb der Nachfristen des ersten oder

zweiten Satzes eingebrachte Ansuchen um Zahlungs-

erleichterungen.

(4) Die für Ansuchen um Zahlungserleichterungen gel-

tenden Vorschriften sind auf Berufungen gegen die Ab-

weisung derartiger Ansuchen und auf solche

Berufungen betreffende Vorlageanträge (§ 276 Abs. 2)

sinngemäß anzuwenden.
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Eine Zahlungserleichterung kann nur auf Antrag des Zah-
lungspflichtigen gewährt werden. Die Voraussetzungen für
die Zahlungserleichterung (erhebliche Härte, keine Gefähr-
dung der Einbringlichkeit) sind im Antrag darzulegen. 

Zahlungserleichterungen können nur für offene und fällige
(nicht für bereits entrichtete oder künftig) Abgabenschuldig-
keiten beantragt werden.

Für die durch ein Zahlungserleichterungsansuchen aus-
gelöste Hemmung der Einbringung (vgl. § 230 Abs.3 BAO)
sind Stundungszinsen zu entrichten. Zinsen sind täglich zu
berechnen, d.h. der Zinsanspruch entsteht täglich für jeden
Tag des Zahlungsaufschubes. 

Der Zahlungsaufschub beginnt bei rechtzeitiger Antragstel-
lung mit Eintritt der Fälligkeit bzw. bei späterer Antragstel-
lung mit dieser. Der Zahlungsaufschub endet im Falle der
Abweisung des Antrages mit Zustellung des abweisenden
Bescheides.

Im Falle der bescheidmäßigen Bewilligung endet der für die
Zinsberechnung maßgebliche Zahlungsaufschub mit der
Abgabenentrichtung bzw. dem bescheidmäßig bewilligten
Zahlungstermin. Bei Nichteinhaltung eines Zahlungstermi-
nes ist der weitere offene Abgabenrest vollstreckbar (Ter-
minverlust gem. § 230 Abs.5 BAO), der Zahlungsaufschub
endet dann mit Ausstellung des Rückstandsausweises.

Stundungszinsen sind mit Abgabenbescheid gesondert vor-
zuschreiben.

Zinssatz und Mindestbemessungsgrundlage sind für Lan-
des- und Gemeindeabgaben speziell im § 212b geregelt.

§ 212a. 

(1) Die Einhebung einer Abgabe, deren Höhe unmit-

telbar oder mittelbar von der Erledigung einer Berufung

abhängt, ist auf Antrag des Abgabepflichtigen insoweit

auszusetzen, als eine Nachforderung unmittelbar oder

mittelbar auf einen Bescheid, der von einem Anbringen

abweicht, oder auf einen Bescheid, dem kein Anbrin-

gen zugrunde liegt, zurückzuführen ist, höchstens je-

doch im Ausmaß der sich bei einer dem Begehren des

Abgabepflichtigen Rechnung tragenden Berufungser-

ledigung ergebenden Herabsetzung der Abgaben-

schuld. Dies gilt sinngemäß, wenn mit einer Berufung

die Inanspruchnahme für eine Abgabe angefochten

wird.

(2) Die Aussetzung der Einhebung ist nicht zu bewilli-

gen,

a) insoweit die Berufung nach Lage des Falles

wenig erfolgversprechend erscheint, oder

b) insoweit mit der Berufung ein Bescheid in

Punkten angefochten wird, in denen er nicht

von einem Anbringen des Abgabepflichtigen

abweicht, oder

c) wenn das Verhalten des Abgabepflichtigen auf

eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Ab-

gabe gerichtet ist.

(3) Anträge auf Aussetzung der Einhebung können bis

zur Entscheidung über die Berufung (Abs. 1) gestellt

werden. Sie sind zurückzuweisen, wenn sie nicht die

Darstellung der Ermittlung des gemäß Abs. 1 für die

Aussetzung in Betracht kommenden Abgabenbetrages

enthalten. Weicht der vom Abgabepflichtigen ermittelte

Abgabenbetrag von dem sich aus Abs. 1 ergebenden

nicht wesentlich ab, so steht dies der Bewilligung der

Aussetzung im beantragten Ausmaß nicht entgegen.

(4) Die für Anträge auf Aussetzung der Einhebung gel-

tenden Vorschriften sind auf Berufungen gegen die Ab-

weisung derartiger Anträge und auf solche Berufungen

betreffende Vorlageanträge (§ 276 Abs. 2) sinngemäß

anzuwenden.

(5) Die Wirkung einer Aussetzung der Einhebung be-

steht in einem Zahlungsaufschub. Dieser endet mit Ab-

lauf der Aussetzung oder ihrem Widerruf (§ 294). Der

Ablauf der Aussetzung ist anläßlich einer über die Be-

rufung (Abs. 1) ergehenden

a) Berufungsvorentscheidung 

oder b) Berufungsentscheidung 

oder c) anderen das Berufungsverfahren ab-

schließenden Erledigung

zu verfügen. Die Verfügung des Ablaufes anläßlich des

Ergehens einer Berufungsvorentscheidung schließt

eine neuerliche Antragstellung im Fall der Einbringung

eines Vorlageantrages (§ 276 Abs. 2) nicht aus.

Wurden dem Abgabepflichtigen für einen Abgabenbe-

trag sowohl Zahlungserleichterungen als auch eine

Aussetzung der Einhebung bewilligt, so tritt bis zum

Ablauf der Aussetzung oder ihrem Widerruf der Zah-

lungsaufschub auf Grund der Aussetzung ein.
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(6) Wurde eine Abgabenschuldigkeit durch die Ver-

wendung von sonstigen Gutschriften (§ 213 Abs. 1)

oder Guthaben (§ 215 Abs. 4) gänzlich oder teilweise

getilgt, so sind, falls dies beantragt wurde, die getilgten

Beträge in die Bewilligung der Aussetzung der Einhe-

bung einzubeziehen, wenn die Tilgung

a) vor Fälligkeit der Abgabenschuldigkeit oder

b) vor Ablauf einer sonst für ihre Entrichtung

gemäß § 210 Abs. 2 zustehenden Frist oder

c) bei später als einen Monat vor ihrer Fälligkeit

festgesetzten Abgaben vor Ablauf eines Mo-

nats ab Bekanntgabe des maßgeblichen Be-

scheides oder

d) nach Einbringen des Antrages auf Aussetzung

oder

e) innerhalb eines Monats vor Ablauf der Frist

des Abs. 7

erfolgte.

(7) Für die Entrichtung einer Abgabe, deren Einhebung

ausgesetzt wurde, steht dem Abgabepflichtigen eine

Frist bis zum Ablauf eines Monats ab Bekanntgabe des

Bescheides über den Ablauf der Aussetzung (Abs. 5)

oder eines die Aussetzung betreffenden Bescheides

gemäß § 294 zu. Soweit einem vor Ablauf der für die

Entrichtung einer Abgabe zur Verfügung stehenden

Frist oder während der Dauer eines diese Abgabe be-

treffenden Zahlungsaufschubes im Sinn des § 212 Abs.

2 zweiter Satz eingebrachten Antrag auf Aussetzung

der Einhebung nicht stattgegeben wird, steht dem Ab-

gabepflichtigen für die Entrichtung eine Nachfrist von

einem Monat ab Bekanntgabe des den Antrag erledi-

genden Bescheides zu.

(8) Zur Entrichtung oder Tilgung von Abgabenschuldig-

keiten, deren Einhebung ausgesetzt ist, dürfen Zahlun-

gen, sonstige Gutschriften (§ 213 Abs. 1) sowie

Guthaben (§ 215 Abs. 4) nur auf Verlangen des Abga-

bepflichtigen verwendet werden. Hiebei ist § 214 Abs. 4

sinngemäß anzuwenden, wenn bei Bekanntgabe des

Verwendungszweckes auf den Umstand der Aussetzung

der Einhebung der zu entrichtenden oder zu tilgenden

Abgabenschuldigkeit ausdrücklich hingewie- sen wurde.

(9) Für Abgabenschuldigkeiten sind

a) solange auf Grund eines Antrages auf Ausset-

zung der Einhebung, über den noch nicht ent-

schieden wurde, Einbringungsmaßnahmen

weder eingeleitet noch fortgesetzt werden

(§ 230 Abs. 6) oder

b) soweit infolge einer Aussetzung der Einhe-

bung ein Zahlungsaufschub eintritt,

Aussetzungszinsen in Höhe von zwei Prozent über

dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr zu ent-

richten. Aussetzungszinsen, die den Betrag von 50

Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen. 

Im Fall der nachträglichen Herabsetzung einer Abga-

benschuld hat die Berechnung der Aussetzungszinsen

unter rückwirkender Berücksichtigung des Herabset-

zungsbetrages zu erfolgen. Wird einem Antrag auf Aus-

setzung der Einhebung nicht stattgegeben, so sind

Aussetzungszinsen vor der Erlassung des diesen An-

trag erledigenden Bescheides nicht festzusetzen. Im

Fall der Bewilligung der Aussetzung der Einhebung

sind Aussetzungszinsen vor der Verfügung des Ablau-

fes (Abs. 5) oder des Widerrufes der Aussetzung nicht

festzusetzen.

§ 212b. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

1. Abweichend von § 212 Abs. 2 erster Satz sind Stun-

dungszinsen für Abgabenschuldigkeiten, die den Be-

trag von insgesamt 200 Euro übersteigen, in Höhe von

sechs Prozent pro Jahr zu entrichten. Stundungszin-

sen, die den Betrag von zehn Euro nicht erreichen,

sind nicht festzusetzen.

2. Abweichend von § 212 Abs. 2 letzter Satz hat im Fall

der nachträglichen Herabsetzung einer Abgabenschuld

die Berechnung der Stundungszinsen unter rückwir-

kender Berücksichtigung des Herabsetzungsbetrages

von Amts wegen zu erfolgen.

3. Abweichend von § 212a Abs. 9 erster Satz sind Aus-

setzungszinsen in Höhe von drei Prozent pro Jahr zu

entrichten.
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4. Abweichend von § 212a Abs. 9 zweiter Satz sind Ausset-
zungszinsen, die den Betrag von zehn Euro nicht erreichen,
nicht festzusetzen.

Für Zeiträume ab 1.1. 2010 ist im Bescheid über die Bewilli-
gung der Zahlungserleichterung kein Zinssatz mehr festzuset-
zen (für Zeiträume bis 31.12. 2009 kann eine
Zinssatzfestsetzung gemäß § 161 NÖ AO 1977 erfolgen).
Gestundete Abgabenbeträge über € 200,-- sind dann zwin-
gend mit dem gesetzlichen Zinssatz von 6 % per anno zu ver-
zinsen. 

Zinsen sind täglich zu berechnen, d.h. der Zinsanspruch ent-
steht täglich. Grundlage der Zinsbemessung ist daher der je-
weils offene Abgabenbetrag, d.h. im Falle einer Ratenzahlung
ist die Zinsberechnung vom fallenden Kapital vorzunehmen. 

Berechnungsformel:

Bemessungsgrundlage (offener Abgabenbetrag) mal 6 % (ge-
setzlicher Zinssatz) mal Tage des Zahlungsaufschubes durch
360 ergibt den Zinsbetrag.

Beispiele:

Gestundeter Betrag € 3000,--,  Zahlungsaufschub von 10
Tagen (z.B. wegen Antragsabweisung):

3000 mal 6% mal 10/360 ergibt Zinsbetrag von € 5,-- er-
reicht nicht € 10,--, daher nach § 212b Z.1 BAO nicht vorzu-
schreiben.

Gestundeter Betrag € 4000,--,  Zahlungsaufschub von 300
Tagen:

4000 mal 6% mal 300/360 ergibt Zinsbetrag von             €
200,--.

Gestundeter Betrag € 6000,--, Zahlung in 3 Raten zu je €
2000,--. Die erste Rate wird 60 Tage nach Beginn des Zah-
lungsaufschubes entrichtet, die zweite Rate nach weiteren 90
Tagen (150 Tage nach Beginn), die dritte Rate nach weiteren
90 Tagen (240 Tage nach Beginn):

Verzinsung bis zur 1. Ratenzahlung:

6000 mal 6 % mal 60/360 ergibt Zinsbetrag von € 60,--;

Weiterverzinsung bis zur 2. Ratenzahlung:

4000 mal 6 % mal 90/360 ergibt Zinsbetrag von € 60,--;

Weiterverzinsung bis zur 3. Ratenzahlung:

2000 mal 6 % mal 90/360 ergibt Zinsbetrag von € 30,--; 

Gesamtzinsbetrag: € 150,--.

§ 213 BAO gilt für Landes- und Gemeindeabgaben nicht
(siehe § 213a).

§ 213a. Für Landes- und Gemeindeabgaben
gilt § 213 nicht.

§ 214. 

(1) In den Fällen einer zusammengefaßten Verbu-

chung der Gebarung sind Zahlungen und sonstige Gut-

schriften, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt

ist, auf die dem Fälligkeitstag nach ältesten verbuchten

Abgabenschuldigkeiten zu verrechnen; an die Stelle

des Fälligkeitstages hat der davon abweichende zu-

letzt maßgebliche gesetzlich zustehende oder durch

Bescheid zuerkannte Zahlungstermin zu treten. Haben

mehrere Abgabenschuldigkeiten denselben Fällig-

keitstag oder denselben davon abweichenden Zah-

lungstermin und reicht ein zu verrechnender Betrag zur

Tilgung aller gleichzeitig zu entrichtenden Abgaben-

schuldigkeiten nicht aus, so hat die Verrechnung bei

demselben Zahlungstermin auf die dem Fälligkeitstag

nach ältesten verbuchten Abgabenschuldigkeiten und

bei demselben Fälligkeitstag auf die früher verbuchten

Abgabenschuldigkeiten zu erfolgen. Abgabenschul-

digkeiten, für welche ein Pfandrecht besteht, gelten als

dem Fälligkeitstag nach jüngste verbuchte Abgaben-

schuldigkeiten, es sei denn, das Pfandrecht wurde ver-

traglich eingeräumt. Die Verbuchung von Abgaben-

schuldigkeiten ist ohne unnötigen Aufschub und in

einer von sachlichen Gesichtspunkten bestimmten Rei-

henfolge vorzunehmen.

(2) In den Fällen einer gemäß § 201 Abs. 4 zusam-

mengefaßten Festsetzung von Abgaben gilt Abs. 1 mit

der Maßgabe, daß als Fälligkeitstag der gesamten Ab-

gabennachforderung der Fälligkeitstag der jüngsten

zusammengefaßt festgesetzten Abgabenschuldigkeit

anzusehen ist.

(3) Die in Bewilligungen von Zahlungserleichterungen

vorgesehenen Zahlungstermine sind bei Anwendung

des Abs. 1 nur dann maßgeblich, wenn im Zeitpunkt

der Zahlung oder sonstigen Gutschrift diese Bewilli-

gung wirksam ist oder ein Zahlungsaufschub im Sinn

des § 212 Abs. 2 zweiter Satz für die den Gegenstand

der Bewilligung bildenden Abgaben besteht.

Eine Verrechnung auf Abgabenschuldigkeiten, deren

Einhebung ausgesetzt ist, darf nur nach Maßgabe des

§ 212a Abs. 8 erfolgen.
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(4) Dem der Abgabenbehörde auf dem Zahlungsbeleg

bekannt gegebenen Verwendungszweck entsprechend

zu verrechnen sind Zahlungen, soweit sie

a) Abgabenschuldigkeiten oder

b) im Finanzstrafverfahren oder im Abgaben-

strafverfahren verhängte Geldstrafen oder

Wertersätze oder sonstige hierbei angefallene

Geldansprüche betreffen.

Dies gilt sinngemäß für die Verwendung sonstiger Gut-

schriften, soweit sie im Zusammenhang mit einer in

den Abgabenvorschriften vorgesehenen Selbstbemes-

sung oder Einbehaltung und Abfuhr von Abgaben ent-

stehen.

(5) Wurde eine Verrechnungsweisung im Sinn des Abs.

4 erteilt und wurde hiebei irrtümlich eine unrichtige Ab-

gabenart oder ein unrichtiger Zeitraum angegeben, so

sind über Antrag die Rechtsfolgen der irrtümlich erteil-

ten Verrechnungsweisung aufzuheben oder nicht her-

beizuführen; dies gilt nicht für die vor der Antragstellung

durchgeführten Einbringungsmaßnahmen und die im

Zusammenhang mit diesen angefallenen Nebenge-

bühren. Der Antrag kann nur binnen drei Monaten ab

Erteilung der unrichtigen Verrechnungsweisung gestellt

werden. Dies gilt sinngemäß, soweit eine Verrech-

nungsweisung im Sinn des § 214 Abs. 4 irrtümlich nicht

erteilt wurde.

(6) Zahlungen und sonstige Gutschriften, die unter Be-

zugnahme auf eine Mahnung oder im Zuge eines Voll-

streckungsverfahrens erfolgen, sind in erster Linie auf

die Abgabenschuldigkeiten zu verrechnen, die Gegen-

stand der Mahnung oder des Vollstreckungsverfahrens

sind.

(7) In den Fällen einer zusammengefaßten Verbu-

chung der Gebarung gemäß § 213 Abs. 4 sind Zah-

lungen für Rechnung eines Gesamtschuldners, der

nicht alle zusammengefaßt verbuchten Abgaben schul-

det, ausschließlich auf die ihn betreffenden verbuch-

ten Abgabenschuldigkeiten zu verrechnen, wenn auf

dem Zahlungsbeleg ausdrücklich eine diesbezügliche

Widmung verfügt wurde. Soweit sich durch nachträgli-

che Abänderung oder Aufhebung eines maßgeblichen

Abgaben- oder Haftungsbescheides erweist, daß die

für Rechnung eines Gesamtschuldners zu verrechnen

gewesenen Beträge die Abgaben übersteigen, für die

er in Anspruch zu nehmen war, ist der übersteigende

Betrag durch Umbuchung aus der zusammengefaßten

Verbuchung der Gebarung herauszulösen. Wurde eine

Widmung irrtümlich nicht verfügt, so gilt Abs. 5 sinn-

gemäß mit der Maßgabe, dass der Antrag binnen drei

Monaten ab nachträglicher Abänderung oder Aufhe-

bung des maßgeblichen Abgaben- oder Haftungsbe-

scheides zulässig ist.

(8) Eine sich aus einem Abgabenbescheid ergebende

sonstige Gutschrift ist auf die den Gegenstand des Be-

scheides betreffenden verbuchten Abgabenschuldig-

keiten zu verrechnen; ein sodann noch verbleibender

Teil der sonstigen Gutschrift ist für den Fall, daß der

Abgabenbescheid die Festsetzung von Vorauszahlun-

gen für einen kürzeren Zeitraum als ein Kalenderjahr

zum Gegenstand hat, auf gleichartige, dasselbe Ka-

lenderjahr betreffende ältere verbuchte Vorauszah-

lungsschuldigkeiten zu verrechnen. Wird ein

Abgabenbescheid ohne gleichzeitige Neufestsetzung

der Abgabe aufgehoben oder wird durch Bescheid aus-

gesprochen, daß die Voraussetzungen für eine Abga-

benfestsetzung nicht vorliegen, so ist eine sich daraus

ergebende sonstige Gutschrift in gleicher Weise zu ver-

rechnen.

§ 215. 

(1) Ein sich aus der Gebarung gemäß § 213 unter

Außerachtlassung von Abgaben, deren Einhebung

ausgesetzt ist, ergebendes Guthaben eines Abgabe-

pflichtigen ist zur Tilgung fälliger Abgabenschuldigkei-

ten zu verwenden, die dieser Abgabepflichtige bei

derselben Abgabenbehörde hat; dies gilt nicht, soweit

die Einhebung der fälligen Schuldigkeiten ausgesetzt

ist.

(2) Das nach einer gemäß Abs. 1 erfolgten Tilgung von

Schuldigkeiten bei einer Abgabenbehörde des Bundes

verbleibende Guthaben ist zur Tilgung der dieser

Behörde bekannten fälligen Abgabenschuldigkeiten zu

verwenden, die der Abgabepflichtige bei einer anderen

Abgabenbehörde des Bundes hat; dies gilt nicht, so-

weit die Einhebung der fälligen Schuldigkeiten ausge-

setzt ist.

(3) Ist der Abgabepflichtige nach bürgerlichem Recht

nicht rechtsfähig, so ist ein nach Anwendung der Abs.

1 und 2 noch verbleibendes Guthaben unter sinn-

gemäßer Anwendung dieser Bestimmungen zugunsten
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derjenigen zu verwenden, die nach den Vorschriften

des bürgerlichen Rechtes im eigenen Namen über das

Guthaben zu verfügen berechtigt sind.

(4) Soweit Guthaben nicht gemäß Abs. 1 bis 3 zu ver-

wenden sind, sind sie nach Maßgabe der Bestimmun-

gen des § 239 zurückzuzahlen oder unter sinnge-

mäßer Anwendung dieser Bestimmungen über Antrag

des zur Verfügung über das Guthaben Berechtigten zu-

gunsten eines anderen Abgabepflichtigen umzubuchen

oder zu überrechnen.

§ 216. 

Mit Bescheid (Abrechnungsbescheid) ist über die Rich-

tigkeit der Verbuchung der Gebarung (§ 213) sowie

darüber, ob und inwieweit eine Zahlungsverpflichtung

durch Erfüllung eines bestimmten Tilgungstatbestan-

des erloschen ist, auf Antrag des Abgabepflichtigen (§

77) abzusprechen. Ein solcher Antrag ist nur innerhalb

von fünf Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem die be-

treffende Verbuchung erfolgt ist oder erfolgen hätte

müssen, zulässig.

2. Säumniszuschläge

§ 217. 

(1) Wird eine Abgabe, ausgenommen Nebengebühren

(§ 3 Abs. 2 lit. d), nicht spätestens am Fälligkeitstag

entrichtet, so sind nach Maßgabe der folgenden Be-

stimmungen Säumniszuschläge zu entrichten.

(2) Der erste Säumniszuschlag beträgt 2% des nicht

zeitgerecht entrichteten Abgabenbetrages.

(3) …

(4) Säumniszuschläge sind für Abgabenschuldigkeiten

insoweit nicht zu entrichten, als

a) ihre Einhebung gemäß § 212a ausgesetzt ist,

b) ihre Einbringung gemäß § 230 Abs. 2, 3, 5

oder 6 gehemmt ist,

c) ein Zahlungsaufschub im Sinn des § 212 Abs.

2 zweiter Satz nicht durch Ausstellung eines

Rückstandsausweises (§ 229) als beendet gilt,

d) ihre Einbringung gemäß § 231 ausgesetzt ist.

(5) Die Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumnis-

zuschlages gemäß Abs. 2 entsteht nicht, soweit die

Säumnis nicht mehr als fünf Tage beträgt und der Ab-

gabepflichtige innerhalb der letzten sechs Monate vor

dem Eintritt der Säumnis alle Abgabenschuldigkeiten,

hinsichtlich derer die Gebarung gemäß § 213 mit jener

der nicht zeitgerecht entrichteten Abgabenschuldigkeit

zusammengefasst verbucht wird, zeitgerecht entrich-

tet hat. In den Lauf der fünftägigen Frist sind Sams-

tage, Sonntage, gesetzliche Feiertage, der Karfreitag

und der 24. Dezember nicht einzurechnen; sie beginnt

in den Fällen des § 211 Abs. 2 und 3 erst mit dem Ab-

lauf der dort genannten Frist.

(6) Wird vor dem Ende einer für die Entrichtung einer

Abgabe zustehenden Frist ein Vollstreckungsbescheid

(§ 230 Abs. 7) erlassen, so tritt die Verpflichtung zur

Entrichtung des Säumniszuschlages gemäß Abs. 2

erst mit dem ungenützten Ablauf dieser Frist, späte-

stens jedoch einen Monat nach Erlassung des Voll-

streckungsbescheides ein und beginnt erst ab diesem

Zeitpunkt die Dreimonatsfrist des Abs. 3 erster Satz zu

laufen.

(7) Auf Antrag des Abgabepflichtigen sind Säumniszu-

schläge insoweit herabzusetzen bzw. nicht festzuset-

zen, als ihn an der Säumnis kein grobes Verschulden

trifft, insbesondere insoweit bei nach Abgabenvor-

schriften selbst zu berechnenden Abgaben kein gro-

bes Verschulden an der Unrichtigkeit der Selbst-

berechnung vorliegt.

(8) Im Fall der nachträglichen Herabsetzung der Ab-

gabenschuld hat auf Antrag des Abgabepflichtigen die

Berechnung der Säumniszuschläge unter rückwirken-

der Berücksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu

erfolgen; dies gilt sinngemäß
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a) für bei Veranlagung durch Anrechnung von Vor-

auszahlungen entstehende Gutschriften und

b) für Nachforderungszinsen (§ 205), soweit

nachträglich dieselbe Abgabe betreffende Gut-

schriftszinsen festgesetzt werden. 

(9) Im Fall der nachträglichen rückwirkenden Zuerken-

nung oder Verlängerung von Zahlungsfristen hat auf

Antrag des Abgabepflichtigen die Berechnung der

Säumniszuschläge unter rückwirkender Berücksichti-

gung der zuerkannten oder verlängerten Zahlungsfrist

zu erfolgen.

(10) Säumniszuschläge, die den Betrag von 50 Euro

nicht erreichen, sind nicht festzusetzen. Dies gilt für

Abgaben, deren Selbstberechnung nach Abgabenvor-

schriften angeordnet oder gestattet ist, mit der Maß-

gabe, dass die Summe der Säumniszuschläge für

Nachforderungen gleichartiger, jeweils mit einem Ab-

gabenbescheid oder Haftungsbescheid geltend ge-

machter Abgaben maßgebend ist.

Die Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumniszuschlages tritt
ein, wenn eine Abgabe nicht spätestens zum Fälligkeitstermin
entrichtet wurde (vgl. § 211 BAO). 

Erfolgt im Falle der Überweisung die Gutschrift auf dem Behör-
denkonto binnen 3 Werktagen („Respirofrist“ gem. § 211
Abs.2 BAO), bleibt die Säumnis ohne Rechtsfolge. Auch bei
zum Fälligkeitstermin bereits beantragter Aussetzung der Ein-
hebung oder Zahlungserleichterung (vgl. § 217 Abs. 4 BAO),
bei aus- nahmsweiser Säumnis (vgl. § 217 Abs. 5 BAO) sowie
für Beträge unter der Bagatellgrenze (vgl. § 217 Abs.10 iVm §
217a Z.3 BAO) besteht keine Verpflichtung zur Entrichtung
eines Säumniszuschlages.

Der Säumniszuschlag ist von der Abgabenbehörde mit Abga-
benbescheid festzusetzen und wird vom nicht (rechtzeitig) ent-
richteten Abgabenbetrag bemessen. Wurde z.B. ein
Abgabenbetrag in Höhe von € 1.000,-- verspätet entrichtet,
beträgt der Säumniszuschlag davon 2 %, also € 20,--. 

Der Säumniszuschlag kann nur einmalig vorgeschrieben wer-
den. Eine Verzinsung offener Abgabenschuldigkeiten (z.B. in
Form von „Verzugszinsen“) findet mangels gesetzlicher Grund-
lage nicht statt bzw. kommt nur (auf der Grundlage der ent-
sprechenden gesetzlichen Regelungen) nur im Falle eines
bewilligten oder zumindest beantragten Zahlungsaufschubes
in Betracht (Stundungszinsen gem. § 212 BAO, Aussetzungs-
zinsen gem. § 212a BAO).

§ 217 Abs.3 BAO regelt die Verpflichtung zur Entrichtung eines
zweiten und dritten Säumniszuschlages nach jeweils weiteren
drei Monaten Zahlungsverzug. Zufolge der ausdrücklichen An-
ordnung des § 217a Z.1 BAO ist § 217 Abs.3 BAO für Lan-
des- und Gemeindeabgaben nicht anzuwenden.

Die Bagatellgrenze gemäß § 217 Abs.10 BAO beträgt für Ge-
meinde- und Landesabgaben gemäß § 217a Z.3 BAO nur 5 €.

§ 217 Abs.10, zweiter Satz BAO ermöglicht für Selbstberech-
nungsabgaben (z.B. bei der Kommunalsteuer) die Zusammen-
rechnung mehrerer Fälligkeiten desselben Abgabenjahres zur
Berechnung des Säumniszuschlages.

§ 217a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

1. § 217 Abs. 3 ist nicht anzuwenden,

2. Säumniszuschläge werden im Zeitpunkt der Zu-

stellung des sie festsetzenden Bescheides fällig,

3. abweichend von § 217 Abs. 10 erster Satz sind

Säumniszuschläge, die den Betrag von fünf Euro

nicht erreichen, nicht festzusetzen.

§§ 218. bis 221a. aufgehoben durch BGBl. I 2000/142
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B. Sicherheitsleistung und
Geltendmachung von Haftungen.

1. Sicherheitsleistung.

§ 222. 

(1) Die Bestellung einer nach den Abgabenvorschrif-

ten zu leistenden oder vom Abgabepflichtigen ange-

botenen Sicherheit erfolgt durch Erlag von Geld oder

von inländischen Wertpapieren, die sich nach den

hierüber bestehenden Vorschriften zur Anlegung der

Gelder von Minderjährigen eignen, und nur in Erman-

gelung solcher durch Erlag von anderen inländischen,

an einer Börse notierten Wertpapieren, die nach Er-

messen der Abgabenbehörde genügende Deckung

bieten. Die Wertpapiere dürfen nicht außer Kurs ge-

setzt und müssen mit den laufenden Zins- oder Ge-

winnanteilscheinen und Erneuerungsscheinen verseh-

en sein. Sie sind nach dem Kurs des Erlagstages zu

bewerten und bei der Abgabenbehörde zu hinterlegen.

Diese kann auch Einlagebücher einer inländischen

Kreditunternehmung als Sicherheitsleistung zulassen.

(2) Mit dem Erlag bei der Abgabenbehörde wird an

dem Gegenstand des Erlages ein Pfandrecht für den

Anspruch begründet, in Ansehung dessen die Sicher-

heitsleistung erfolgt.

(3) Die Abgabenbehörde kann, wenn der zur Sicher-

heitsleistung Verpflichtete eine Sicherheit nach Abs. 1

nicht oder nur schwer beschaffen kann, eine Sicher-

heitsleistung mittels einer gesetzliche Sicherheit bie-

tenden Hypothek an einem inländischen Grundstück,

mittels einer Bankgarantie, durch zahlungsfähige in-

ländische Bürgen (§ 1357 ABGB), durch Verpfändung

von Bankdepots oder durch Abtretung von Forderun-

gen gegen zahlungsfähige inländische Schuldner zu-

lassen.

(4) In Abgabenvorschriften enthaltene besondere Be-

stimmungen über die Art der Sicherheitsleistung blei-

ben unberührt.

§ 223. 

(1) Wer Sicherheit geleistet hat, ist berechtigt, die Si-

cherheit oder einen Teil davon durch eine andere den

Vorschriften des § 222 entsprechende Sicherheit zu er-

setzen.

(2) Wird eine Sicherheit unzureichend, so ist sie zu er-

gänzen oder es ist eine anderweitige Sicherheit zu lei-

sten.

2. Geltendmachung von Haftungen.

§ 224. 

(1) Die in Abgabenvorschriften geregelten persönlichen

Haftungen werden durch Erlassung von Haftungsbe-

scheiden geltend gemacht. In diesen ist der Haftungs-

pflichtige unter Hinweis auf die gesetzliche Vorschrift,

die seine Haftungspflicht begründet, aufzufordern, die

Abgabenschuld, für die er haftet, binnen einer Frist von

einem Monat zu entrichten.

(2) Die Bestimmungen des Einkommensteuerrechtes

über die Geltendmachung der Haftung für Steuerab-

zugsbeträge bleiben unberührt.

(3) Die erstmalige Geltendmachung eines Abgabe-

nanspruches anläßlich der Erlassung eines Haftungs-

bescheides gemäß Abs. 1 ist nach Eintritt der

Verjährung des Rechtes zur Festsetzung der Abgabe

nicht mehr zulässig.

§ 225. 

(1) Sachliche Haftungen, die nach Abgabenvorschriften

an beweglichen Sachen bestehen, werden durch Er-

lassung eines die Beschlagnahme der haftenden Sa-

chen aussprechenden Bescheides geltend gemacht. 

Die §§ 248, 249 Abs. 2 und 290 Abs. 2 gelten sinn-

gemäß.
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(2) In Abgabenvorschriften vorgesehene sachliche Haf-

tungen unbeweglicher Sachen sind nach den Bestim-

mungen der Exekutionsordnung geltend zu machen.

C. Vollstreckbarkeit

§ 226. 

Abgabenschuldigkeiten, die nicht spätestens am Fäl-

ligkeitstag entrichtet werden, sind in dem von der Ab-

gabenbehörde festgesetzten Ausmaß vollstreckbar;

solange die Voraussetzungen für die Selbstberech-

nung einer Abgabe durch den Abgabepflichtigen ohne

abgabenbehördliche Festsetzung gegeben sind, tritt an

die Stelle des festgesetzten Betrages der selbst be-

rechnete und der Abgabenbehörde bekanntgegebene

Betrag. Dies gilt sinngemäß, wenn nach den Abga-

benvorschriften die Selbstberechnung einer Abgabe

einem abgabenrechtlich Haftungspflichtigen obliegt.

§ 227. 

(1) Vollstreckbar gewordene Abgabenschuldigkeiten

sind einzumahnen.

(2) Die Mahnung wird durch Zustellung eines Mahn-

schreibens (MahnerlagAbgabepflichtige unter Hinweis

auf die eingetretene Vollstreckbarkeit aufgefordert wird,

die Abgabenschuld binnen zwei Wochen, von der Zu-

stellung an gerechnet, zu bezahlen (Mahnklausel). Ein

Nachweis der Zustellung des Mahnschreibens ist nicht

erforderlich; bei Postversand wird die Zustellung des

Mahnschreibens am dritten Tag nach der Aufgabe zur

Post vermutet.

(3) Bei Abgabenschuldigkeiten, die durch Postauftrag

eingezogen werden sollen, gilt der Postauftrag als

Mahnung.

(4) Eine Mahnung ist nicht erforderlich,

a)  wenn dem Abgabepflichtigen spätestens eine

Woche vor dem Eintritt der Fälligkeit oder, wenn

eine Mahnung bis dahin nicht erfolgt sein sollte,

spätestens eine Woche vor dem Ablauf einer ge-

setzlich zustehenden oder durch Bescheid zuer-

kannten Zahlungsfrist eine Verständigung

(Buchungsmitteilung, Lastschriftanzeige) zuge-

sendet wurde, die ihn über Art, Höhe und Zeit-

punkt der Zahlungsverpflichtung unterrichtet;

b)  wenn eine vom Abgabepflichtigen oder von dem

zur Einbehaltung und Abfuhr Verpflichteten selbst

zu berechnende Abgabe zum Fälligkeitstag nicht

entrichtet wurde;

c)  insoweit der Zeitpunkt der Entrichtung einer Ab-

gabe durch Bewilligung einer Zahlungserleichte-

rung oder einer Aussetzung der Einhebung

hinausgeschoben wurde;

d)  insoweit ein Ansuchen um Zahlungserleichterun-

gen oder ein Antrag auf Aussetzung der Einhe-

bung abgewiesen wurde;

e)  wenn die Voraussetzungen für die Erlassung

eines Vollstreckungsbescheides gegeben sind

(§ 230 Abs.7);

f)  bei Nichteinhaltung einer gemäß §§ 212 Abs. 3,

212 a Abs. 7, 235 Abs. 3 oder 237 Abs. 2 zuste-

henden Frist;

g)  bei Nebenansprüchen.

Aus § 227 Abs.1 BAO folgt, dass Abgabenschuldigkeiten –
als Voraussetzung für deren zwangsweise Einbringung –
grundsätzlich einzumahnen sind. 

Gemäß § 227 Abs.2 BAO hat eine Mahnung die Mahnklausel
(„Diese offene Abgabenschuld ist vollstreckbar und ist bei
sonstiger Exekution spätestens binnen zwei Wochen ab Zu-
stellung dieses Mahnschreibens zu entrichten“).

Ein Nachweis der Zustellung des Mahnschreibens ist nicht
erforderlich.

In den Fällen des § 227 Abs.4 BAO (z.B. nach Ergehen einer
Lastschriftanzeige, bei Selbstberechnungsabgaben, bei Vor-
liegen einer bewilligten Zahlungserleichterung, bei Nebenan-
sprüchen) ist eine Mahnung nicht erforderlich.
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§ 227a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

1. Im Falle einer Mahnung nach § 227 ist eine Mahn-

gebühr von einem halben Prozent des eingemahnten

Abgabenbetrages, mindestens jedoch drei Euro und

höchstens 30 Euro, zu entrichten. 

Die Mahngebühr wird bei Zustellung des Mahnschrei-

bens mit der Zustellung, bei Einziehung des Abgaben-

betrages durch Postauftrag mit der Vorweisung des

Postauftrages fällig.

2. Wird eine vollstreckbar gewordene Abgabenschul-

digkeit erstmals eingemahnt, ohne dass dies erforder-

lich gewesen wäre, so kann eine Mahngebühr

festgesetzt werden; Z 1 gilt sinngemäß.

Die Vorschreibung der Mahngebühr hat mit Abgabenbe-
scheid der Abgabenbehörde erster Instanz zu erfolgen.

Im Falle einer erforderlichen Mahnung ist die Mahngebühr
zwingend festzusetzen.

Im Falle einer nicht erforderlichen (vgl. § 227 Abs.4 BAO),
erstmaligen Mahnung  kann eine Mahngebühr festgesetzt
werden.

Als Amtshandlungsgebühr ist die Mahngebühr vom einge-
mahnten Abgabenbetrag mit 0,5 % zu bemessen, minde-
stens mit € 3,--, höchstens mit € 30,--. 

Beispiele:

Bei einem eingemahnten Betrag von € 200,-- beträgt die
Mahngebühr € 3,-- (Mindestbetrag; 0,5 % wäre € 1,--);

bei einem eingemahnten Betrag von € 2.000,-- beträgt die
Mahngebühr € 10,--;

bei einem eingemahnten Betrag von € 20.000,-- beträgt die
Mahngebühr € 30,-- (Höchstbetrag; 0,5 % wären € 100,--).

§ 228. 

Auf Abgabenschuldigkeiten, die infolge einer Umbu-

chung gemäß § 214 Abs. 7, einer Rückzahlung gemäß

§ 241 Abs. 1 oder deswegen wiederaufleben, weil eine

unrichtige oder nachträglich unrichtig gewordene Ver-

buchung der Gebarung rückgängig gemacht wird, ist §

227 mit Ausnahme des Abs. 4 anzuwenden. Eine Mah-

nung ist jedoch nicht erforderlich, wenn dem Abgabe-

pflichtigen spätestens eine Woche vor dem Ablauf der

Nachfrist gemäß § 210 Abs. 5 eine Verständigung (Bu-

chungsmitteilung, Lastschriftanzeige) zugesendet

wurde, die ihn über Art, Höhe und Zeitpunkt der Zah-

lungsverpflichtung unterrichtet.
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D. Allgemeine Bestimmungen über die
Einbringung und Sicherstellung.

1. Rückstandsausweis.

§ 229. 

Als Grundlage für die Einbringung ist über die voll-

streckbar gewordenen Abgabenschuldigkeiten ein Rück-

standsausweis auszufertigen. Dieser hat Namen und

Anschrift des Abgabepflichtigen, den Betrag der Abga-

benschuld, zergliedert nach Abgabenschuldigkeiten, und

den Vermerk zu enthalten, daß die Abgabenschuld voll-

streckbar geworden ist (Vollstreckbarkeitsklausel). Der

Rückstandsausweis ist Exekutionstitel für das finanz-

behördliche und gerichtliche Vollstreckungsverfahren.

Der Rückstandsausweis als öffentliche Urkunde dient
der Vorlage beim Exekutionsgericht. Eine Zustellung
an den Abgabenschuldner ist weder erforderlich noch
vorgesehen. Der Rückstandsausweis hat zwingend die
Vollstreckbarkeitsklausel (z.B. „ Dieser Rückstand ist
vollstreckbar.“) zu enthalten.

§ 229a. 

(1) Das Finanzamt (Abs. 3) hat auf Antrag des Abga-

bepflichtigen eine Bescheinigung über die Höhe des

Rückstandes (Abs. 2) auszustellen (Rückstandsbe-

scheinigung).

(2) Die Bescheinigung hat zu enthalten:

a) den beim Finanzamt vollstreckbar aushaften-

den Rückstand,

b) einschließlich jener Beträge, deren Einbrin-

gung gemäß § 231 ausgesetzt ist,

c) ausschließlich jener Beträge, deren Einbrin-

gung, außer in den Fällen des § 230 Abs. 1,

gehemmt ist.

(3) Die Ausstellung der Bescheinigung obliegt dem Fi-

nanzamt, das für die Erhebung der Abgaben vom Ein-

kommen des Abgabepflichtigen oder, wenn dieser eine

Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne

eigene Rechtspersönlichkeit ist, das für die Feststel-

lung der Einkünfte (§ 188) zuständig ist.

2. Hemmung der Einbringung.

§ 230. 

(1) Wenn eine vollstreckbar gewordene Abgaben-

schuldigkeit gemäß § 227 eingemahnt werden muß,

dürfen Einbringungsmaßnahmen erst nach ungenütz-

tem Ablauf der Mahnfrist, bei Einziehung durch

Postauftrag erst zwei Wochen nach Absendung des

Postauftrages oder bei früherem Rücklangen des nicht

eingelösten Postauftrages eingeleitet werden. Ferner

dürfen, wenn die Abgabenbehörde eine Abgaben-

schuldigkeit einmahnt, ohne daß dies erforderlich ge-

wesen wäre, innerhalb der Mahnfrist Einbringungs-

maßnahmen weder eingeleitet noch fortgesetzt wer-

den.

(2) Während einer gesetzlich zustehenden oder durch

Bescheid zuerkannten Zahlungsfrist dürfen Einbrin-

gungsmaßnahmen nicht eingeleitet oder fortgesetzt

werden.

(3) Wurde ein Ansuchen um Zahlungserleichterungen

(§ 212 Abs. 1) vor dem Ablauf der für die Entrichtung

einer Abgabe zur Verfügung stehenden Frist oder

während der Dauer eines diese Abgabe betreffenden

Zahlungsaufschubes im Sinn des § 212 Abs. 2 zweiter

Satz eingebracht, so dürfen Einbringungsmaßnahmen

bis zur Erledigung des Ansuchens nicht eingeleitet wer-

den; dies gilt nicht, wenn es sich bei der Zahlungsfrist

um eine Nachfrist gemäß § 212 Abs. 3 erster oder

zweiter Satz handelt.

(4) Wurde ein Ansuchen um Zahlungserleichterungen

nach dem im Abs. 3 bezeichneten Zeitpunkt einge-

bracht, so kann die Abgabenbehörde dem Ansuchen

aufschiebende Wirkung hinsichtlich der Maßnahmen

zur Einbringung zuerkennen; das gleiche gilt für einen

Antrag gemäß § 214 Abs.5.

(5) Wurden Zahlungserleichterungen bewilligt, so dür-

fen Einbringungsmaßnahmen während der Dauer des

Zahlungsaufschubes weder eingeleitet noch fortge-

setzt werden. Erlischt eine bewilligte Zahlungserleich-

terung infolge Nichteinhaltung eines Zahlungstermines

oder infolge Nichterfüllung einer in den Bewilligungs-

bescheid aufgenommenen Bedingung (Terminverlust),

so sind Einbringungsmaßnahmen hinsichtlich der ge-

samten vom Terminverlust betroffenen Abgabenschuld

zulässig. Ist ein Terminverlust auf andere Gründe als

die Nichteinhaltung eines in der Bewilligung von Zah-
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lungserleichterungen vorgesehenen Zahlungstermines

zurückzuführen, so darf ein Rückstandsausweis frühe-

stens zwei Wochen nach Verständigung des Abgabe-

pflichtigen vom Eintritt des Terminverlustes ausgestellt

werden.

(6) Wurde ein Antrag auf Aussetzung der Einhebung

gestellt, so dürfen Einbringungsmaßnahmen hinsicht-

lich der davon nach Maßgabe des § 212 a Abs. 1, 2 lit.

b und 3 letzter Satz betroffenen Abgaben bis zu seiner

Erledigung weder eingeleitet noch fortgesetzt werden.

(7) Kommen während der Zeit, in der gemäß Abs. 1 bis

6 Einbringungsmaßnahmen nicht eingeleitet oder fort-

gesetzt werden dürfen Umstände hervor die die Ein-

bringung einer Abgabe gefährden oder zu erschweren

drohen, so dürfen Einbringungsmaßnahmen durchge-

führt werden, wenn spätestens bei Vornahme der Voll-

streckungshandlung ein Bescheid zugestellt wird, der

die Gründe der Gefährdung oder Erschwerung der Ein-

bringung anzugeben hat (Vollstreckungsbescheid). Mit

der Zustellung dieses Bescheides treten bewilligte Zah-

lungserleichterungen außer Kraft.

3. Aussetzung der Einbringung.

§ 231. 

(1) Die Einbringung fälliger Abgaben kann ausgesetzt

werden, wenn Einbringungsmaßnahmen erfolglos ver-

sucht worden sind oder wegen Aussichtslosigkeit

zunächst unterlassen werden, aber die Möglichkeit be-

steht, daß sie zu einem späteren Zeitpunkt zum Erfolg

führen können. Das gleiche gilt, wenn der für die Ein-

bringung erforderliche Verwaltungsaufwand außer Ver-

hältnis zu dem einzubringenden Betrag stehen würde.

(2) Wenn die Gründe, die zur Aussetzung der Einbrin-

gung geführt haben (Abs. 1), innerhalb der Ver-

jährungsfrist (§ 238) wegfallen, ist die ausgesetzte

Einbringung wieder aufzunehmen.

4. Sicherstellung.

§ 232. 

(1) Die Abgabenbehörde kann, sobald der Tatbestand

verwirklicht ist, an den die Abgabenvorschriften die Ab-

gabepflicht knüpfen, selbst bevor die Abgabenschuld

dem Ausmaß nach feststeht, bis zum Eintritt der Voll-

streckbarkeit (§ 226) an den Abgabepflichtigen einen

Sicherstellungsauftrag erlassen, um einer Gefährdung

oder wesentlichen Erschwerung der Einbringung der

Abgabe zu begegnen. Der Abgabepflichtige kann

durch Erlag eines von der Abgabenbehörde zu be-

stimmenden Betrages erwirken, daß Maßnahmen zur

Vollziehung des Sicherstellungsauftrages unterbleiben

und bereits vollzogene Maßnahmen aufgehoben wer-

den.

(2) Der Sicherstellungsauftrag (Abs. 1) hat zu enthal-

ten:

a) die voraussichtliche Höhe der Abgabenschuld;

b) die Gründe, aus denen sich die Gefährdung

oder Erschwerung der Einbringung der Ab-

gabe ergibt;

c) den Vermerk, daß die Anordnung der Sicher-

stellung sofort in Vollzug gesetzt werden kann;

d) die Bestimmung des Betrages, durch dessen

Hinterlegung der Abgabepflichtige erwirken

kann, daß Maßnahmen zur Vollziehung des Si-

cherstellungsauftrages unterbleiben und be-

reits vollzogene Maßnahmen aufgehoben

werden.

(3) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß ab der Anhängigkeit

eines Strafverfahrens gegen einen der Begehung

eines vorsätzlichen Finanzvergehens oder einer vor-

sätzlichen Verletzung von Abgabenvorschriften der

Länder und Gemeinden Verdächtigen hinsichtlich

jenes Betrages, um den die Abgaben voraussichtlich

verkürzt wurden.
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§ 233. 

(1) Der Sicherstellungsauftrag ist Grundlage für das fi-

nanzbehördliche und gerichtliche Sicherungsverfahren.

(2) Auf Grund eines Sicherstellungsauftrages hat das

Gericht auf Antrag der Abgabenbehörde ohne Be-

scheinigung der Gefahr und ohne Sicherheitsleistung

die Exekution zur Sicherstellung des Abgabenbetrages

bis zu dessen Vollstreckbarkeit zu bewilligen. Der Si-

cherstellungsauftrag kann zusammen mit der Verstän-

digung von der gerichtlichen Exekutionsbewilligung

zugestellt werden.

§ 234. aufgehoben durch BGBl. 1996/797

E. Abschreibung (Löschung und
Nachsicht) und Entlassung aus der
Gesamtschuld.

§ 235. 

(1) Fällige Abgabenschuldigkeiten können von Amts

wegen durch Abschreibung gelöscht werden, wenn alle

Möglichkeiten der Einbringung erfolglos versucht wor-

den oder Einbringungsmaßnahmen offenkundig aus-

sichtslos sind und auf Grund der Sachlage nicht

angenommen werden kann, daß sie zu einem späteren

Zeitpunkt zu einem Erfolg führen werden.

(2) Durch die verfügte Abschreibung erlischt der Abga-

benanspruch.

(3) Wird die Abschreibung einer Abgabe widerrufen (§

294), so lebt der Abgabenanspruch wieder auf. Für die

Zahlung, die auf Grund des Widerrufes zu leisten ist, ist

eine Frist von einem Monat zu setzen.

§ 236. 

(1) Fällige Abgabenschuldigkeiten können auf Antrag

des Abgabepflichtigen ganz oder zum Teil durch Ab-

schreibung nachgesehen werden, wenn ihre Einhe-

bung nach der Lage des Falles unbillig wäre.

(2) Abs. 1 findet auf bereits entrichtete Abgabenschul-

digkeiten sinngemäß Anwendung.

(3) Die Bestimmungen des § 235 Abs. 2 und 3 gelten

auch für die Nachsicht von Abgabenschuldigkeiten.

Eine Nachsicht fälliger Abgaben kann nur auf Antrag des
Zahlungspflichtigen gewährt werden. Die Voraussetzungen
für die Nachsicht (persönliche oder sachliche Unbilligkeit)
sind im Antrag darzulegen.

Bei Gesamtschuldner müssen die Nachsichtsvoraussetzun-
gen für alle vorliegen. Liegen die Voraussetzungen nur bei
einzelnen Gesamtschuldnern vor, kommt für diese nur eine
Entlassung aus der Gesamtschuld (§ 237 BAO) in Betracht.
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§ 237. 

(1) Auf Antrag eines Gesamtschuldners kann dieser

aus der Gesamtschuld ganz oder zum Teil entlassen

werden, wenn die Einhebung der Abgabenschuld bei

diesem nach der Lage des Falles unbillig wäre. Durch

diese Verfügung wird der Abgabenanspruch gegen die

übrigen Gesamtschuldner nicht berührt.

(2) Wird die Entlassung aus der Gesamtschuld wider-

rufen (§ 294), so lebt der Abgabenanspruch gegen den

bisher aus der Gesamtschuld entlassenen Schuldner

(Abs. 1) wieder auf. Für die Zahlung, die auf Grund des

Widerrufes zu leisten ist, ist eine Frist von einem Monat

zu setzen.

F. Verjährung fälliger Abgaben.

§ 238. 

(1) Das Recht eine fällige Abgabe einzuheben und

zwangsweise einzubringen, verjährt binnen fünf Jah-

ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem die

Abgabe fällig geworden ist, keinesfalls jedoch früher

als das Recht zur Festsetzung der Abgabe. § 209a gilt

sinngemäß.

(2) Die Verjährung fälliger Abgaben wird durch jede zur

Durchsetzung des Anspruches unternommene, nach

außen erkennbare Amtshandlung, wie durch Mahnung,

durch Vollstreckungsmaßnahmen, durch Bewilligung

einer Zahlungserleichterung oder durch Erlassung

eines Haftungsbescheides unterbrochen. Mit Ablauf

des Jahres, in welchem die Unterbrechung eingetre-

ten ist, beginnt die Verjährungsfrist neu zu laufen.

(3) Die Verjährung ist gehemmt, solange

a) die Einhebung oder zwangsweise Einbringung

einer Abgabe innerhalb der letzten sechs Mo-

nate der Verjährungsfrist wegen höherer Ge-

walt nicht möglich ist, oder

b) die Einhebung einer Abgabe ausgesetzt ist,

oder

c) einer Beschwerde gemäß § 30 Verwaltungs-

gerichtshofgesetz 1985 oder § 85 Verfas-

sungsgerichtshofgesetz 1953 aufschiebende

Wirkung zuerkannt ist.

(4) Wenn fällige Abgaben durch Handpfand gesichert

sind, findet § 1483 ABGB. sinngemäß Anwendung.

Sind sie durch bücherliche Eintragung gesichert, so

kann innerhalb von dreißig Jahren nach erfolgter Ein-

tragung gegen die Geltendmachung der durch das

Pfandrecht gesicherten Forderung die seither einge-

tretene Verjährung der Abgabe nicht eingewendet wer-

den.

(5) Wird ein Bescheid, mit dem eine Abgabenschuldig-

keit gelöscht (§ 235) oder nachgesehen (§ 236) wird,

innerhalb von drei Jahren ab seiner Bekanntgabe (§

97) abgeändert oder aufgehoben, so lebt dadurch der

Abgabenanspruch wieder auf und beginnt die Ver-

jährungsfrist mit der Bekanntgabe des Abänderungs-

oder Aufhebungsbescheides neu zu laufen.

(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten auch für die Einhebung und

zwangsweise Einbringung der im § 207 Abs. 4 be-

zeichneten gegen Abgabepflichtige gerichteten An-

sprüche.

Nach außen erkennbare Amtshandlungen der zuständigen
Abgabenbehörde zur Durchsetzung des Abgabenanspruches
(Mahnungen, Vollstreckungsmaß- nahmen, Bewilligung einer
Zahlungserleichterung, Erlassung eines Haftungsbescheides,
…) bewirken eine Unterbrechung der Verjährungsfrist (wie
bisher nach der NÖ AO 1977). Unterbrechungshandlungen
innerhalb der Verjährungsfrist bewirken einen Neubeginn der
Verjährungsfrist mit dem folgenden Kalenderjahr.

Eine absolute Verjährung der Einhebung gibt es nicht.
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G. Rückzahlung.

§ 239. 

(1) Die Rückzahlung von Guthaben (§ 215 Abs. 4) kann

auf Antrag des Abgabepflichtigen oder von Amts wegen

erfolgen. Ist der Abgabepflichtige nach bürgerlichem

Recht nicht rechtsfähig, so können Rückzahlungen mit

Wirkung für ihn unbeschadet der Vorschrift des § 80

Abs. 2 nur an diejenigen erfolgen, die nach den Vor-

schriften des bürgerlichen Rechtes über das Guthaben

zu verfügen berechtigt sind.

(2) Die Abgabenbehörde kann den Rückzahlungsbe-

trag auf jenen Teil des Guthabens beschränken, der

die der Höhe nach festgesetzten Abgabenschuldigkei-

ten übersteigt, die der Abgabepflichtige nicht später als

drei Monate nach der Stellung des Rückzahlungsan-

trages zu entrichten haben wird.

§ 239a. 

Soweit eine Abgabe, die nach dem Zweck der Abga-

benvorschrift wirtschaftlich von einem Anderen als dem

Abgabepflichtigen getragen werden soll, wirtschaftlich

von einem Anderen als dem Abgabepflichtigen getra-

gen wurde, haben zu unterbleiben:

1. die Gutschrift auf dem Abgabenkonto,

2. die Rückzahlung, Umbuchung oder Überrechnung

von Guthaben und

3. die Verwendung zur Tilgung von Abgabenschuldig-

keiten,

wenn dies zu einer ungerechtfertigten Bereicherung

des Abgabepflichtigen führen würde.

§ 240. 

(1) Bei Abgaben, die für Rechnung eines Abgabe-

pflichtigen ohne dessen Mitwirkung einzubehalten und

abzuführen sind, ist der Abfuhrpflichtige berechtigt,

während eines Kalenderjahres zu Unrecht einbehal-

tene Beträge bis zum Ablauf dieses Kalenderjahres

auszugleichen oder auf Verlangen des Abgabepflichti-

gen zurückzuzahlen.

(2) Bei Wegzug des Schuldners der Kapitalertragsteuer

oder Verlegung der kuponauszahlenden Stelle (§ 95

Abs. 3 Z 2 erster und zweiter Teilstrich des Einkom-

mensteuergesetzes 1988) in einen Staat der Europäi-

schen Union oder einen Staat des Europäischen

Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende Amts-

und Vollstreckungshilfe besteht, ist die Kapitalertrag-

steuer, die anlässlich des Wegzugs oder der Verlegung

anfällt, von dem für die Erhebung der Einkommen-

oder Körperschaftsteuer des Schuldners der Kapita-

lertragsteuer zuständigen Finanzamt auf Antrag zu er-

statten.

(3) Auf Antrag des Abgabepflichtigen (Abs. 1) hat die

Rückzahlung des zu Unrecht einbehaltenen Betrages

insoweit zu erfolgen, als nicht

a) eine Rückzahlung oder ein Ausgleich gemäß

Abs. 1 erfolgt ist,

b) ein Ausgleich im Wege der Veranlagung erfolgt

ist,

c) ein Ausgleich im Wege der Veranlagung zu er-

folgen hat oder im Fall eines Antrages auf Ver-

anlagung zu erfolgen hätte.

Der Antrag kann bis zum Ablauf des fünften Kalender-

jahres, das auf das Jahr der Einbehaltung folgt, gestellt

werden. Für das Verfahren über die Rückzahlung ist

das Finanzamt örtlich zuständig, dem die Erhebung

der Abgaben vom Einkommen des Antragstellers ob-

liegt.

Abs. 4, 5 und 6 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 142/2000)
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§ 240a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

Für das Verfahren über die Rückzahlung nach § 240

Abs. 3 ist die Abgabenbehörde zuständig, der die Er-

hebung der betroffenen Abgabe obliegt.

§ 241. 

(1) Wurde eine Abgabe zu Unrecht zwangsweise ein-

gebracht, so ist der zu Unrecht entrichtete Betrag über

Antrag zurückzuzahlen.

(2) Wurden Wertzeichen (Stempelmarken) in der Ab-

sicht verwendet, eine Abgabe zu entrichten, so ist der

entrichtete Betrag, soweit eine Abgabenschuld nicht

besteht, von der zur Erhebung der Abgabe zuständi-

gen Abgabenbehörde auf Antrag zurückzuzahlen.

(3) Anträge nach Abs. 1 und 2 können bis zum Ablauf des

dritten Kalenderjahres gestellt werden, das auf das Jahr

folgt, in dem der Betrag zu Unrecht entrichtet wurde.

H. Behandlung von Kleinbeträgen.

§ 242. 

Abgabenbeträge unter 20 Euro sind nicht zu voll-

strecken. Dies gilt nicht für Abgaben, die in Wertzei-

chen (Stempelmarken) zu entrichten sind, und für die

zu diesen zu erhebenden Nebenansprüche.

§ 242a. 

Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

Abweichend von § 242 erster Satz sind Abgabenbe-

träge unter fünf Euro nicht zu vollstrecken. Guthaben (§

215) unter fünf Euro sind nicht zurückzuzahlen.

7. Abschnitt
Rechtsschutz.

A. Ordentliche Rechtsmittel.

1. Berufung.

§ 243. 

Gegen Bescheide, die Abgabenbehörden in erster In-

stanz erlassen, sind Berufungen zulässig, soweit in Ab-

gabenvorschriften nicht anderes bestimmt ist.

§ 244. 

Gegen nur das Verfahren betreffende Verfügungen ist

ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. Sie kön-

nen erst in der Berufung gegen den die Angelegenheit

abschließenden Bescheid angefochten werden.

Nur das Verfahren betreffende Verfügungen (§ 94 BAO) sind
z.B. Mängelbehebungsaufträge, Ladungsbescheide, Prüf -
ungsaufträge.

2. Einbringung.

§ 245. 

(1) Die Berufungsfrist beträgt einen Monat. 

Enthält ein Bescheid die Ankündigung, daß noch eine

Begründung zum Bescheid ergehen wird, so wird die

Berufungsfrist nicht vor Bekanntgabe der fehlenden

Begründung oder der Mitteilung, daß die Ankündigung

als gegenstandslos zu betrachten ist, in Lauf gesetzt.
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(2) Durch einen Antrag auf Mitteilung der einem Be-

scheid ganz oder teilweise fehlenden Begründung (§ 93

Abs. 3 lit. a) wird der Lauf der Berufungsfrist gehemmt.

(3) Die Berufungsfrist kann aus berücksichtigungswür-

digen Gründen, erforderlichenfalls auch wiederholt,

verlängert werden. Durch einen Antrag auf Fristverlän-

gerung wird der Lauf der Berufungsfrist gehemmt.

(4) Die Hemmung des Fristenlaufes beginnt mit dem

Tag der Einbringung des Antrages (Abs. 2 oder 3) und

endet mit dem Tag, an dem die Mitteilung (Abs. 2) oder

die Entscheidung (Abs. 3) über den Antrag dem An-

tragsteller zugestellt wird. In den Fällen des Abs. 3

kann jedoch die Hemmung nicht dazu führen, daß die

Berufungsfrist erst nach dem Zeitpunkt, bis zu dem

letztmals ihre Verlängerung beantragt wurde, abläuft.

§ 246. 

(1) Zur Einbringung einer Berufung ist jeder befugt, an

den der den Gegenstand der Anfechtung bildende Be-

scheid ergangen ist.

(2) ....

§ 246 Abs.1 BAO entspricht dem bisherigen § 192 NÖ AO
1977.

Ein Bescheid ergeht an die Person, für die er inhaltlich be-
stimmt ist (an den im Bescheid genannten Adressat) und dem
der Bescheid wirksam bekannt gegeben (zugestellt) wird.

§ 247. aufgehoben durch BGBl. 1980/151

§ 248. 

Der nach Abgabenvorschriften Haftungspflichtige kann

unbeschadet der Einbringung einer Berufung gegen

seine Heranziehung zur Haftung (Haftungsbescheid, §

224, Abs. 1) innerhalb der für die Einbringung der Beru-

fung gegen den Haftungsbescheid offenstehenden Frist

auch gegen den Bescheid über den Abgabenanspruch

berufen. Beantragt der Haftungspflichtige die Mitteilung

des ihm noch nicht zur Kenntnis gebrachten Abgabe-

nanspruches, so gilt § 245 Abs. 2 und 4 sinngemäß.

§ 249. 

(1) Die Berufung ist bei der Abgabenbehörde einzu-

bringen, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat.

Die Berufung kann jedoch auch bei der zur Entschei-

dung über die Berufung zuständigen Abgabenbehörde

zweiter Instanz oder im Fall einer Änderung der Zu-

ständigkeit bei der neu zuständigen Abgabenbehörde

eingebracht werden.

(2) In den Fällen des § 248 kann die Berufung gegen

den Bescheid über den Abgabenanspruch auch bei der

Abgabenbehörde eingebracht werden, die den Haf-

tungsbescheid erlassen hat.

Für Gemeindeabgaben kommt ein Zuständigkeitsübergang
nach § 249 Abs.1 zweiter Satz BAO nicht in Betracht.

§ 250. 

(1) Die Berufung muß enthalten:

a) die Bezeichnung des Bescheides, gegen den

sie sich richtet;

b) die Erklärung, in welchen Punkten der Be-

scheid angefochten wird;

c) die Erklärung, welche Änderungen beantragt

werden;

d) eine Begründung.

(2) ...

Das Fehlen der genannten inhaltlichen Berufungserforder-
nisse hat zu einem Mängelbehebungsverfahren gemäß § 85
Abs.2 BAO zu führen.

§ 250 Abs.2 BAO ist für Landes- und Gemeindeabgaben
nicht anwendbar.
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§ 251. 

Bescheide, die an die Stelle eines früheren Beschei-

des treten, sind in vollem Umfang anfechtbar. Das glei-

che gilt für endgültige Bescheide, die an die Stelle

eines vorläufigen Bescheides (§ 200) treten und für Be-

scheide, die einen vorläufigen zum endgültigen Be-

scheid erklären.

§ 252. 

(1) Liegen einem Bescheid Entscheidungen zugrunde,

die in einem Feststellungsbescheid getroffen worden

sind, so kann der Bescheid nicht mit der Begründung

angefochten werden, daß die im Feststellungsbescheid

getroffenen Entscheidungen unzutref- fend sind.

(2) Liegen einem Bescheid Entscheidungen zugrunde,

die in einem Abgaben-, Meß-, Zerlegungs- oder Zutei-

lungsbescheid getroffen worden sind, so gilt Abs. 1

sinngemäß.

(3) Ist ein Bescheid gemäß § 295 Abs. 3 geändert oder

aufgehoben worden, so kann der ändernde oder auf-

hebende Bescheid nicht mit der Begründung ange-

fochten werden, daß die in dem zur Änderung oder

Aufhebung Anlaß gebenden Bescheid getroffenen Ent-

scheidungen unzutreffend sind.

Von einem Grundlagenbescheid abgeleitete Abgabenbe-
scheide sind z.B. Grundsteuerbescheide (vom Messbescheid
des Finanzamtes abgeleitet) oder Abgaben- bescheide über
Abfallwirtschaftsgebühren, Abfallwirtschaftsabgabe und Seu-
chenvorsorgeabgabe (alle abgeleitet von der bescheidmäßi-
gen Zuteilung von Müllbehältern).

§ 252 BAO schränkt das Berufungsrecht gegen abgeleitete
Bescheide dahingehend ein, dass Einwendungen gegen die
im Grundlagenbescheid (mit Wirkung für den abgeleiteten
Bescheid) getroffenen Entscheidungen (Feststellungen, Be-
messungen, Zerlegungen, Zuteilungen) in der Berufung
gegen den abgeleiteten Bescheid nicht mehr vorgebracht
werden können bzw. im Berufungsverfahren gegen den ab-
geleiteten Bescheid nicht mehr zu berücksichtigen sind. Eine
Berufung gegen einen abgeleiteten Bescheid, deren Be-
gründung sich nur gegen die Feststellungen des Grundlagen-
bescheides richtet, ist als unbegründet abzuweisen.

§ 253. aufgehoben durch BGBl. 1980/151

§ 254. 

Durch Einbringung einer Berufung wird die Wirksam-

keit des angefochtenen Bescheides nicht gehemmt,

insbesondere die Einhebung und zwangsweise Ein-

bringung einer Abgabe nicht aufgehalten.

4. Verzicht und Zurücknahme.

§ 255. 

(1) Auf die Einbringung einer Berufung kann verzichtet

werden. Der Verzicht ist schriftlich oder zur Nieder-

schrift (§ 87) zu erklären.

(2) Vor Erlassung eines Bescheides kann ein Verzicht

rechtswirksam nur abgegeben werden, wenn aus der

Verzichtserklärung (Niederschrift) hervorgeht, daß dem

Verzichtenden im Zeitpunkt ihrer Abgabe der Inhalt des

zu erwartenden Bescheides, bei Abgabenbescheiden

die Grundlagen der Abgabenfestsetzung, die Höhe der

Abgabe und die Abweichungen von den bisherigen

Festsetzungen, bekannt waren. Eine Abschrift der Nie-

derschrift ist dem Abgabepflichtigen auszufolgen.

(3) Eine trotz Verzicht eingebrachte Berufung ist un-

zulässig (§ 273). Die Möglichkeit, den Bescheid hin-

sichtlich der Fälligkeit einer festgesetzten Abgabe

anzufechten, bleibt unberührt.

§ 256. 

(1) Berufungen können bis zur Bekanntgabe (§ 97) der

Entscheidung über die Berufung zurückgenommen

werden. Die Zurücknahme ist schriftlich oder zur Nie-

derschrift (§ 87) zu erklären.

(2) Wurden Beitrittserklärungen abgegeben, ist die

Zurücknahme der Berufung nur wirksam, wenn ihr alle

zustimmen, die der Berufung beigetreten sind.
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(3) Wurde eine Berufung zurückgenommen (Abs. 1),

so hat die Abgabenbehörde die Berufung mit Bescheid

als gegenstandslos zu erklären.

5. Beitritt zur Berufung.

§ 257. 

(1) Einer Berufung, über die noch nicht rechtskräftig

entschieden ist, kann beitreten, wer nach Abgaben-

vorschriften für die den Gegenstand des angefochte-

nen Bescheides bildende Abgabe als Gesamt-

schuldner oder als Haftungspflichtiger (§ 224 Abs. 1)

in Betracht kommt.

(2) Wer einer Berufung beigetreten ist, kann die glei-

chen Rechte geltend machen, die dem Berufungswer-

ber zustehen.

§ 258. 

(1) Der Beitritt ist bei der Abgabenbehörde, die den an-

gefochtenen Bescheid erlassen hat, schriftlich zu er-

klären. Die Abgabenbehörde hat die Beitrittserklärung

der Vorlage der Berufung (§ 276 Abs. 6) anzuschließen

oder, falls diese schon vorgelegt ist, nachträglich vor-

zulegen.

(2) Die im Abs. 1 bezeichnete Abgabenbehörde hat eine

Beitrittserklärung durch Bescheid zurückzuweisen,

a) wenn im Zeitpunkt des Einlangens der Beitritt-

serklärung die Entscheidung über die Beru-

fung bereits rechtskräftig ist,

b) wenn sie von jemandem abgegeben wurde,

der zum Beitritt nicht befugt ist. In diesem Fall

darf die Berufungsentscheidung erst nach

Rechtskraft des Zurückweisungsbescheides

ergehen.

§ 259 BAO betrifft die von Bundesabgabenbehörden zu er-
lassenden Zerlegungs- und Zuteilungsbescheide und betrifft
die Gemeinden mittelbar, soweit ihnen Parteistellung in sol-
chen Verfahren zukommt. Für die Abgabenbehörden des
Landes und der Gemeinden ist diese Bestimmung nicht an-
wendbar.

6. Entscheidungsbefugnis.

a) Allgemeine Bestimmungen.

§ 260 BAO betrifft Berufungen gegen die von Bundesabga-
benbehörden (Finanzämter, Finanzlandesdirektionen) erlasse-
nen Bescheide, über die als Abgaben- behörde zweiter
Instanz der Unabhängige Finanzsenat zu entscheiden hat.
Für die Abgabenbehörden des Landes und der Gemeinden
ist diese Bestimmung nicht anwendbar.

Für die Zuständigkeit der Abgabenbehörden des Landes und
der Gemeinden in NÖ sind die Vorschriften des NÖ Abga-
benbehördenorganisationsgesetzes 2009 (NÖ ABOG 2009),
LGBl. maßgeblich.

§§ 261und 262 BAO aufgehoben durch BGBl. I 2002/97

Die §§ 263 bis272 BAO betreffen die Organisation der Beru-
fungssenate beim Unabhängigen Finanzsenat und gelten für
Abgabenbehörden der Länder und Gemeinden nicht.

7. Berufungsverfahren.

§ 273. 

(1) Die Abgabenbehörde hat eine Berufung durch Be-

scheid zurückzuweisen, wenn die Berufung

a) nicht zulässig ist oder

b) nicht fristgerecht eingebracht wurde.
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(2) Eine Berufung darf nicht deshalb als unzulässig

zurückgewiesen werden, weil sie vor Beginn der Beru-

fungsfrist eingebracht wurde.

Die Zurückweisung nach § 273 Abs.1 BAO ist von der Abga-
benbehörde (erster oder zweiter Instanz) vorzunehmen.
Zurückweisungsbescheide erster Instanz sind mit Berufung
anfechtbar, Zurückweisungsbescheide zweiter Instanz unter-
liegen keinem weiteren ordentlichen Rechtsmittel.

Nicht zulässig ist eine Berufung u.a., wenn die angefochtene
Erledigung keinen Bescheidcharakter hat (wie z.B. Last-
schriftanzeigen, Mahnungen), der Berufungswerber nicht zur
Einbringung einer Berufung legitimiert ist (vgl. § 246 Abs.1
BAO) oder ein wirksamer Rechtsmittelverzicht (§ 255 BAO)
vorliegt. 

§ 274. 

Tritt ein Bescheid an die Stelle eines mit Berufung an-

gefochtenen Bescheides, so gilt die Berufung als auch

gegen den späteren Bescheid gerichtet. Soweit der

spätere Bescheid dem Berufungsbegehren Rechnung

trägt, ist die Berufung als gegenstandslos zu erklären.

§ 274 BAO ist z.B. anwendbar auf vorläufige Bescheide iSd.
§ 200 BAO wie Vorauszahlungsbescheide gemäß § 6a NÖ
Gemeindewasserleitungsgesetz 1978, § 3a NÖ Kanalgesetz
1977 oder § 38 Abs.2 NÖ Bauordnung 1996. 

§ 275. aufgehoben durch BGBl. I 2009/20.

§ 276. 

(1) Ist die Berufung weder zurückzuweisen (§ 273)

noch als zurückgenommen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1)

oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3, § 274) zu er-

klären, so kann die Abgabenbehörde erster Instanz

die Berufung nach Durchführung der etwa noch er-

forderlichen Ermittlungen durch Berufungsvorent-

scheidung erledigen und hiebei den angefochtenen

Bescheid nach jeder Richtung abändern, aufheben

oder die Berufung als unbegründet abweisen.

(2) Gegen einen solchen Bescheid, der wie eine Ent-

scheidung über die Berufung wirkt, kann innerhalb

eines Monats der Antrag auf Entscheidung über die

Berufung durch die Abgabenbehörde zweiter Instanz

gestellt werden (Vorlageantrag). Zur Einbringung

eines solchen Antrages ist der Berufungswerber und

ferner jeder befugt, dem gegenüber die Berufungs-

vorentscheidung wirkt.

(3) Wird ein Vorlageantrag rechtzeitig eingebracht, so

gilt ungeachtet des Umstandes, dass die Wirksamkeit

der Berufungsvorentscheidung dadurch nicht berührt

wird, die Berufung von der Einbringung des Antrages

an wiederum als unerledigt. Bei Zurücknahme des An-

trages gilt die Berufung wieder als durch die Beru-

fungsvorentscheidung erledigt; dies gilt, wenn solche

Anträge von mehreren hiezu Befugten gestellt wur-

den, nur für den Fall der Zurücknahme aller dieser An-

träge.

(4) Auf das Recht zur Stellung des Vorlageantrages

ist in der Berufungsvorentscheidung hinzuweisen. §

93 Abs. 4 bis 6, § 245 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2

bis 4, § 249 Abs. 1, § 255, § 256 sowie § 273 Abs. 1

sind sinngemäß anzuwenden.

(5) Eine zweite Berufungsvorentscheidung darf -

außer wenn sie dem Berufungsbegehren vollinhaltlich

Rechnung trägt - nur erlassen werden, wenn alle Par-

teien, die einen Vorlageantrag gestellt haben, zustim-

men und die Antragsfrist für alle Antragsberechtigten

abgelaufen ist. Die Zustimmung ist schriftlich oder zur

Niederschrift (§ 87) zu erklären.

(6) Die Abgabenbehörde erster Instanz hat die Beru-

fung, über die eine Berufungsvorentscheidung nicht

erlassen wurde oder über die infolge eines zeitge-

rechten Vorlageantrages von der Abgabenbehörde

zweiter Instanz zu entscheiden ist, nach Durchführung

der etwa noch erforderlichen Ermittlungen ohne

unnötigen Aufschub der Abgabenbehörde zweiter In-

stanz vorzulegen. (…)

(7) …

(8) Sowohl die Vorlage als auch die Vorlageerinnerung

lässt das Recht zur Erlassung einer Berufungsvorent-

scheidung ebenso unberührt wie das Recht der Abga-

benbehörde erster Instanz zur Erlassung von

Bescheiden gemäß den §§ 85 Abs. 2, 86a Abs. 1, 256

Abs. 3, 273, 274 und 281. 

In diesen Fällen hat die Abgabenbehörde erster Instanz

die Abgabenbehörde zweiter Instanz unverzüglich von
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Berufungsvorentscheidungen, von das Berufungsver-

fahren abschließenden Erledigungen gemäß den §§ 85

Abs. 2, 86a Abs. 1, 256 Abs. 3, 273 und 274 sowie von

Bescheiden gemäß § 281 unter Anschluss einer Aus-

fertigung des Bescheides zu verständigen. Diese Pflicht

zur Verständigung umfasst weiters Änderungen aller für

die Entscheidung über die Berufung bedeutsamen

tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse.

Die Erlassung einer Berufungsvorentscheidung liegt stets im
Ermessen der Abgabenbehörde erster Instanz. Im Sinne des
Normzweckes (Verwaltungsvereinfachung, Entlastung der
Berufungsbehörde) wird eine Berufungsvorentscheidung
daher nur dann in Betracht kommen, wenn damit das Verfah-
ren abschließend erledigt werden kann. Dies gilt auch für die
nach § 206 Abs.5 BAO nach einem Vorlageantrag mögliche
zweite Berufungsvorentscheidung. Hierfür ist außerdem – so-
fern nicht dem Berufungsbegehren vollinhaltlich Rechnung
getragen wird – die ausdrückliche Zustimmung der Verfah-
renspartei erforderlich.

Die inhaltliche Entscheidungsbefugnis umfasst neben der er-
satzlosen Aufhebung (wenn kein Bescheid zu erlassen gewe-
sen wäre) und Abänderung (gegebenenfalls auch zum
Nachteil des Berufungswerbers, kein Verbot der „Verböse-
rung“) auch die Bestätigung des angefochtenen Bescheides.

Wird dem Berufungsbegehren in der Berufungsvorentschei-
dung vollinhaltlich entsprochen, so kann eine Begründung
entfallen (vgl. § 93 Abs.3 lit.a BAO).

Die in § 276 Abs.6 zweiter Satz BAO vorgesehene Verständi-
gungspflicht gegenüber den Verfahrensparteien gilt nur bei
Vorlage an den unabhängigen Finanzsenat. Ebenso besteht
die in § 276 Abs.6 dritter und vierter Satz BAO vorgesehene
Möglichkeit der Vorlageerinnerung nur beim unabhängigen
Finanzsenat. § 276 Abs.7 BAO regelt die Parteistellung der
Abgabenbehörde erster Instanz im Berufungsverfahren beim
Unabhängigen Finanzsenat. Für das Berufungsverfahren bei
Landes- und Gemeindabgaben sind die genannten Regelun-
gen nicht anwendbar. 

Die in § 276 Abs.8 zweiter und dritter Satz BAO vorgesehene
Verständigungspflicht gegenüber der Abgabenbehörde zwei-
ter Instanz betrifft jedoch auch die Abgabenbehörden der
Länder und Gemeinden.

§ 277. 

Ist ein Bescheid von mehreren Berufungswerbern an-

gefochten oder sind gegen einen Bescheid mehrere

Berufungen eingebracht, so sind diese Berufungen zu

einem gemeinsamen Verfahren zu verbinden. (…)

§ 277 zweiter Satz BAO betrifft die Organisation der Beru-
fungssenate beim Unabhängigen Finanzsenat und gilt für Ab-
gabenbehörden der Länder und Gemeinden nicht.

§ 278 BAO regelt das Parteienrecht der Ablehnung eines Mit-
glieds des Berufungssenates beim Unabhängigen Finanzse-
nat wegen Befangenheit und gilt für Abgabenbehörden der
Länder und Gemeinden nicht.

§ 279. 

(1) Im Berufungsverfahren haben die Abgabenbehör-

den zweiter Instanz die Obliegenheiten und Befug-

nisse, die den Abgabenbehörden erster Instanz

auferlegt und eingeräumt sind.

(2) Die Abgabenbehörden zweiter Instanz können not-

wendige Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens auch

durch Abgabenbehörden erster Instanz vornehmen

lassen. Den Abgabenbehörden erster Instanz kann

eine angemessene Frist aufgetragen werden, inner-

halb der die notwendigen Ergänzungen des Ermitt-

lungsverfahrens durchzuführen sind.

(3) ...

§ 279 Abs.3 BAO Referenten der Berufungssenate beim Un-
abhängigen Finanzsenat die Möglichkeit, Parteien zu einem
Erörterungstermin zu laden und gilt für Abgabenbehörden der
Länder und Gemeinden nicht.

§ 280. 

Auf neue Tatsachen, Beweise und Anträge, die der Ab-

gabenbehörde im Laufe des Berufungsverfahrens zur

Kenntnis gelangen, ist Bedacht zu nehmen, auch wenn

dadurch das Berufungsbegehren geändert oder er-

gänzt wird.

Im gesamten Abgabenverfahren, damit auch im Berufungs-
verfahren, besteht kein Neuerungsverbot.
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§ 281. 

(1) Ist wegen einer gleichen oder ähnlichen Rechts-

frage eine Berufung anhängig oder schwebt sonst vor

einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde ein Ver-

fahren, dessen Ausgang von wesentlicher Bedeutung

für die Entscheidung über die Berufung ist, so kann die

Abgabenbehörde die Entscheidung über diese unter

Mitteilung der hiefür maßgebenden Gründe aussetzen,

sofern nicht überwiegende Interessen der Partei (§ 78)

entgegenstehen.

(2) Nach rechtskräftiger Beendigung des Verfahrens,

das Anlass zur Aussetzung gemäß Abs. 1 gegeben hat,

ist das ausgesetzte Berufungsverfahren von Amts

wegen fortzusetzen.

(3) Von der Abgabenbehörde erster Instanz erlassene

Aussetzungsbescheide (Abs. 1) verlieren ihre Wirk-

samkeit, sobald die Partei (§ 78) die Fortsetzung des

Berufungsverfahrens beantragt.

Im Gegensatz zu § 211 NÖ AO 1977 kann nunmehr

auch die Abgabenbehörde erster Instanz Ausset-

zungsbescheide erlassen, deren Rechtsbestand je-

doch (vgl. § 281 Abs.3 BAO) vom Willen der Partei

abhängt.

Die §§ 282 bis 287 BAO betreffen das Verfahren der

Berufungssenate beim Unabhängigen Finanzsenat

und gelten für Abgabenbehörden der Länder und Ge-

meinden nicht.

8. Berufungsentscheidung.

§ 288. 

(1) Das Berufungsverfahren abschließende Erledigun-

gen der Abgabenbehörde zweiter Instanz haben zu

enthalten:

a) die Namen der Parteien des Berufungsverfah-

rens und ihrer Vertreter,

b) die Bezeichnung des angefochtenen Beschei-

des,

c) den Spruch,

d) die Begründung.

(2) …

Das Berufungsverfahren abschließende Erledigungen der Ab-
gabenbehörde zweiter Instanz sind nicht nur inhaltliche Beru-
fungsentscheidungen gemäß § 289 Abs.2 BAO, sondern
auch Formalerledigungen (Zurückweisungsbescheide gemäß
§ 273 Abs.1 BAO, Zurücknahmebescheide gemäß § 289
Abs.1 BAO oder Aufhebungsbescheide gemäß § 289 Abs.1
BAO).

§ 288 Abs.2 BAO betrifft die Erledigungen der Berufungsse-
nate beim Unabhängigen Finanzsenat und gilt für Abgaben-
behörden der Länder und Gemeinden nicht.

§ 289. 

(1) Ist die Berufung weder zurückzuweisen (§ 273)

noch als zurückgenommen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1)

oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3, § 274) zu er-

klären, so kann die Abgabenbehörde zweiter Instanz

die Berufung durch Aufhebung des angefochtenen Be-

scheides und allfälliger Berufungsvorentscheidungen

unter Zurückverweisung der Sache an die Abgaben-

behörde erster Instanz erledigen, wenn Ermittlungen

(§ 115 Abs. 1) unterlassen wurden, bei deren Durch-

führung ein anders lautender Bescheid hätte erlassen

werden oder eine Bescheiderteilung hätte unterbleiben

können. Im weiteren Verfahren sind die Behörden an

die für die Aufhebung maßgebliche, im Aufhebungsbe-

scheid dargelegte Rechtsanschauung gebunden.

Durch die Aufhebung des angefochtenen Bescheides

tritt das Verfahren in die Lage zurück, in der es sich vor

Erlassung dieses Bescheides befunden hat. Soweit die

Verjährung der Festsetzung einer Abgabe in einer Be-

rufungsentscheidung (Abs. 2) nicht entgegenstehen

würde, steht sie auch nicht der Abgabenfestsetzung im

den aufgehobenen Bescheid ersetzenden Bescheid

der Abgabenbehörde erster Instanz entgegen; § 209a

gilt sinngemäß.
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(2) Außer in den Fällen des Abs. 1 hat die Abgaben-

behörde zweiter Instanz immer in der Sache selbst zu

entscheiden. 

Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsicht-

lich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle

jener der Abgabenbehörde erster Instanz zu setzen

und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach

jeder Richtung abzuändern, aufzuheben oder die Be-

rufung als unbegründet abzuweisen.

(3) Im Verfahren betreffend Bescheide, die Berufungs-

entscheidungen (Abs. 2) abändern, aufheben oder er-

setzen, sind die Behörden an die für die

Berufungsentscheidung maßgebliche, dort dargelegte

Rechtsanschauung gebunden.

Gemäß § 289 Abs.1 BAO kann die Abgabenbehörde zweiter
Instanz die Berufung durch Aufhebung des angefochtenen
Bescheides unter Zurückverweisung an die Abgabenbehörde
erster Instanz erledigen. Voraussetzung ist, dass von der er-
sten Instanz Ermittlungen unterlassen wurden, deren Durch-
führung zu einem anderen Ergebnis führen hätte können.
Diese kassatorische Erledigung liegt im behördlichen Ermes-
sen. Es könnten die unterlassenen Ermittlungen von der Ab-
gabenbehörde zweiter Instanz auch selbst durchgeführt
werden. Im Falle der Aufhebung des mit der Berufung ange-
fochtenen Bescheides wären allfällige Berufungsvorentschei-
dungen mit aufzuheben. 

Als Sachentscheidung nach § 289 Abs.2 BAO kommen die
ersatzlose Aufhebung (wenn kein Bescheid zu erlassen ge-
wesen wäre), die Abänderung (gegebenenfalls auch zum
Nachteil des Berufungswerbers, kein Verbot der „Verböse-
rung“) und die Bestätigung des angefochtenen Bescheides in
Betracht.

Berufungsentscheidung der Abgabenbehörde zweiter Instanz
haben immer eine Begründung zu enthalten (vgl. § 288 Abs.1
lit.d BAO).

Gemäß § 209a Abs.1 BAO steht einer Abgabenfestsetzung,
die in einer Berufungsentscheidung zu erfolgen hat, der Ein-
tritt der Verjährung nicht entgegen.

§ 290. 

(1) Im Berufungsverfahren können nur einheitliche Ent-

scheidungen getroffen werden. Die Berufungsent-

scheidung wirkt für und gegen die gleichen Personen

wie der angefochtene Bescheid.

(2) Eine Berufungsentscheidung über das Bestehen

und die Höhe einer Abgabenschuld, die auf Grund

eines vom Haftungspflichtigen eingebrachten Rechts-

mittels (§ 248) ergeht, wirkt auch für und gegen den

Abgabepflichtigen, soweit sich nicht aus § 289 Abs. 1

oder 3 anderes ergibt.

(3) …

§ 290 Abs.3 BAO betrifft Feststellungsbescheide nach § 188
BAO, die nur von Bundesabgabenbehörden zu erlassen sind.
Diese Bestimmung ist daher für Landes- und Gemeindeab-
gaben nicht anwendbar.

§ 291. 

(1) Gegen Bescheide der Abgabenbehörden zweiter

Instanz ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig.

(2) ...

§ 291 Abs.2 BAO betrifft nur Verfahren beim Verwaltungsge-
richtshof über Beschwerden gegen Bescheide des Unabhän-
gigen Finanzsenates.

§ 292 BAO räumt der Bundesabgabenbehörde erster Instanz
die Möglichkeit einer Amtsbeschwerde beim Verwaltungsge-
richtshof gegen Berufungsentscheidungen des Unabhängi-
gen Finanzsenates ein. Die genannten Regelungen sind für
das Verfahren über Landes- und Gemeindeabgaben nicht
anwendbar.
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B. Sonstige Maßnahmen.

1. Abänderung, Zurücknahme
und Aufhebung.

§ 293. 

Die Abgabenbehörde kann auf Antrag einer Partei (§

78) oder von Amts wegen in einem Bescheid unterlau-

fene Schreib- und Rechenfehler oder andere offenbar

auf einem ähnlichen Versehen beruhende tatsächliche

oder ausschließlich auf dem Einsatz einer automati-

onsunterstützten Datenverarbeitungsanlage beru-

hende Unrichtigkeiten berichtigen.

Behördliche Fehler (Abschreibfehler, Rechtschreibfehler, Re-
chenfehler, Programmfehler), welche zu einem vom Behör-
denwillen abweichenden Bescheidinhalt führen, wodurch sich
für die Partei nicht bloß geringfügige Auswirkungen ergeben,
können innerhalb der Verjährungsfrist mit einem ergänzenden
Bescheid derselben Behörde berichtigt werden. Eine Berich-
tigung kommt nur innerhalb der Verjährungsfrist in Betracht.
Ein entsprechender Berichtigungsantrag unterliegt der Ent-
scheidungspflicht.

Unrichtige rechtliche Beurteilungen, unrichtige Sachverhalts-
feststellungen, Fehler bei der Beweiswürdigung und sonstige
Fehler im Ermittlungsverfahren sind nicht nach § 293 BAO
berichtigbar.

§ 293a. 

Die Abgabenbehörde kann auf Antrag einer Partei oder

von Amts wegen einen unmittelbar auf einer unrichti-

gen oder nachträglich unrichtig gewordenen Verbu-

chung der Gebarung beruhenden Nebengebühren-

bescheid aufheben oder ändern.

§ 293b. 

Die Abgabenbehörde kann auf Antrag einer Partei

(§ 78) oder von Amts wegen einen Bescheid insoweit

berichtigen, als seine Rechtswidrigkeit auf der Über-

nahme offensichtlicher Unrichtigkeiten aus Abgaben-

erklärungen beruht.

§ 294. 

(1) Eine Änderung oder Zurücknahme eines Beschei-

des, der Begünstigungen, Berechtigungen oder die Be-

freiung von Pflichten betrifft, durch die

Abgabenbehörde ist - soweit nicht Widerruf oder Be-

dingungen vorbehalten sind - nur zulässig,

a) wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse geän-

dert haben, die für die Erlassung des Be-

scheides maßgebend gewesen sind, oder

b) wenn das Vorhandensein dieser Verhältnisse

auf Grund unrichtiger oder irreführender An-

gaben zu Unrecht angenommen worden ist.

(2) Die Änderung oder Zurücknahme kann ohne Zu-

stimmung der betroffenen Parteien mit rückwirkender

Kraft nur ausgesprochen werden, wenn der Bescheid

durch wissentlich unwahre Angaben oder durch eine

strafbare Handlung herbeigeführt worden ist.

(3) Die Bestimmungen der Abgabenvorschriften über

die Änderung und den Widerruf von Bescheiden der

im Abs. 1 bezeichneten Art bleiben unberührt.

§ 295. 

(1) Ist ein Bescheid von einem Feststellungsbescheid

abzuleiten, so ist er ohne Rücksicht darauf, ob die

Rechtskraft eingetreten ist, im Fall der nachträglichen

Abänderung, Aufhebung oder Erlassung des Feststel-

lungsbescheides von Amts wegen durch einen neuen

Bescheid zu ersetzen oder, wenn die Voraussetzun-

gen für die Erlassung des abgeleiteten Bescheides

nicht mehr vorliegen, aufzuheben. Mit der Änderung

oder Aufhebung des abgeleiteten Bescheides kann ge-

wartet werden, bis die Abänderung oder Aufhebung

des Feststellungsbescheides oder der nachträglich er-

lassene Feststellungsbescheid rechtskräftig geworden

ist.

(2) Ist ein Bescheid von einem Abgaben-, Meß-, Zerle-

gungs- oder Zuteilungsbescheid abzuleiten, so gilt Abs.

1 sinngemäß.

(3) Ein Bescheid ist ohne Rücksicht darauf, ob die

Rechtskraft eingetreten ist, auch ansonsten zu ändern
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oder aufzuheben, wenn der Spruch dieses Bescheides

anders hätte lauten müssen oder dieser Bescheid nicht

hätte ergehen dürfen, wäre bei seiner Erlassung ein

anderer Bescheid bereits abgeändert, aufgehoben

oder erlassen gewesen. Mit der Änderung oder Aufhe-

bung des Bescheides kann gewartet werden, bis die

Abänderung oder Aufhebung des anderen Bescheides

oder der nachträglich erlassene andere Bescheid

rechtskräftig geworden ist.

Von einem Grundlagenbescheid abgeleitete Abgabenbe-
scheide sind z.B. Grundsteuerbescheide (vom Messbescheid
des Finanzamtes abgeleitet) oder Abgaben- bescheide über
Abfallwirtschaftsgebühren, Abfallwirtschaftsabgabe und Seu-
chenvorsorgeabgabe (alle abgeleitet von der bescheidmäßi-
gen Zuteilung von Müllbehältern).

§ 295a. 

Ein Bescheid kann auf Antrag der Partei (§ 78) oder

von Amts wegen insoweit abgeändert werden, als ein

Ereignis eintritt, das abgabenrechtliche Wirkung für die

Vergangenheit auf den Bestand oder Umfang eines

Abgabenanspruches hat.

Die §§ 296 und 297 sind für das Verfahren über Landes- und
Gemeindeabgaben in NÖ nicht anwendbar.

§ 298. 

Ein Abgabenbescheid, in dem der Abgabenbetrag auf

Grund eines Steuermeßbetrages unter Anwendung

eines Hundertsatzes (Hebesatzes) berechnet wurde,

ist im Fall einer nachträglichen Änderung des Hebe-

satzes von Amts wegen durch einen neuen Abgaben-

bescheid zu ersetzen.

§ 299. 

(1) Die Abgabenbehörde erster Instanz kann auf Antrag

der Partei oder von Amts wegen einen Bescheid der

Abgabenbehörde erster Instanz aufheben, wenn der

Spruch des Bescheides sich als nicht richtig erweist.

(2) Mit dem aufhebenden Bescheid ist der den aufge-

hobenen Bescheid ersetzende Bescheid zu verbinden.

Dies gilt nur, wenn dieselbe Abgabenbehörde zur Er-

lassung beider Bescheide zuständig ist.

(3) Durch die Aufhebung des aufhebenden Bescheides

(Abs. 1) tritt das Verfahren in die Lage zurück, in der es

sich vor der Aufhebung (Abs. 1) befunden hat.

Die Aufhebung nach § 299 BAO kommt nur in Betracht für
Bescheide der Abgabenbehörde erster Instanz (z.B. Abga-
benbescheide, Haftungsbescheide, Berufungsvorentschei-
dungen, formelle Berufungserledigungen,
Zurücknahmebescheide) wegen Rechtswidrigkeit des Spru-
ches (z.B. wegen unrichtiger rechtlicher Beurteilungen oder
unrichtiger Sachverhaltsfeststellungen).

Die Aufhebung ist auch schon vor Eintritt der Rechtskraft
möglich, von Amts wegen bis zu einem Jahr (vgl. § 302
Abs.1 BAO) nach Bescheidzustellung. Ein entsprechender
Antrag unterliegt der Entscheidungspflicht und kann binnen
1 Jahr ab Bescheidzustellung eingebracht werden (vgl. § 302
Abs.2 lit.b BAO).

§ 300. 

(1) Abgabenbehörden können einen von ihnen selbst

erlassenen, beim Verwaltungsgerichtshof oder Verfas-

sungsgerichtshof mit Beschwerde angefochtenen Be-

scheid aufheben,

a) wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes, oder

b) wenn er von einer unzuständigen Behörde,

von einem hiezu nicht berufenen Organ oder

von einem nicht richtig zusammengesetzten

Kollegialorgan einer Behörde erlassen wurde,

oder

c) wenn der dem Bescheid zugrunde liegende

Sachverhalt in einem wesentlichen Punkt un-

richtig festgestellt oder aktenwidrig angenom-

men wurde, oder
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d) wenn Verfahrensvorschriften außer Acht ge-

lassen wurden, bei deren Einhaltung ein an-

ders lautender Bescheid hätte erlassen

werden oder eine Bescheiderteilung hätte un-

terbleiben können.

(2) Eine Aufhebung (Abs. 1) darf in jedem Abgaben-

verfahren nur einmal erfolgen.

(3) Durch die Aufhebung eines Bescheides tritt das

Verfahren in die Lage zurück, in der es sich vor Erlas-

sung des aufgehobenen Bescheides befunden hat.

§ 301 BAO aufgehoben durch BGBl. I 2002/97.

§ 302. 

(1) Abänderungen, Zurücknahmen und Aufhebungen

von Bescheiden sind, soweit nicht anderes bestimmt

ist, bis zum Ablauf der Verjährungsfrist, Aufhebungen

gemäß § 299 jedoch bis zum Ablauf eines Jahres nach

Bekanntgabe (§ 97) des Bescheides zulässig.

(2) Darüber hinaus sind zulässig:

a) Berichtigungen nach § 293 innerhalb eines Jahres

ab Rechtskraft des zu berichtigenden Bescheides oder

wenn der Antrag auf Berichtigung innerhalb dieses

Jahres eingebracht ist, auch nach Ablauf dieses Jah-

res;

b) Aufhebungen nach § 299 auch dann, wenn

der Antrag auf Aufhebung vor Ablauf der sich

aus Abs. 1 ergebenden Jahresfrist eingebracht

ist;

c) aufgehoben durch BGBl. I 2009/20;

d) Aufhebungen nach § 300 bis zum Ablauf von

fünf Jahren ab Rechtskraft des angefochtenen

Bescheides.

2. Wiederaufnahme des Verfahrens.

§ 303. 

(1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines

durch Bescheid abgeschlossenen Verfahrens ist statt-

zugeben, wenn ein Rechtsmittel gegen den Bescheid

nicht oder nicht mehr zulässig ist und

a) der Bescheid durch Fälschung einer Urkunde,

falsches Zeugnis oder eine andere gerichtlich

strafbare Tat herbeigeführt oder sonstwie er-

schlichen worden ist, oder

b) Tatsachen oder Beweismittel neu hervorkom-

men, die im abgeschlossenen Verfahren ohne

grobes Verschulden der Partei nicht geltend

gemacht werden konnten, oder

c) der Bescheid von Vorfragen abhängig war und

nachträglich über eine solche Vorfrage von der

hiefür zuständigen Behörde (Gericht) in we-

sentlichen Punkten anders entschieden wurde

und die Kenntnis dieser Umstände allein oder in Ver-

bindung mit dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens

einen im Spruch anders lautenden Bescheid herbei-

geführt hätte.

(2) Der Antrag auf Wiederaufnahme gemäß Abs. 1 ist

binnen einer Frist von drei Monaten von dem Zeitpunkt

an, in dem der Antragsteller nachweislich von dem Wie-

deraufnahmsgrund Kenntnis erlangt hat, bei der Abga-

benbehörde einzubringen, die im abgeschlossenen

Verfahren den Bescheid in erster Instanz erlassen hat.

(3) Wenn die Zuständigkeit zur Abgabenerhebung auf

eine andere Abgabenbehörde übergegangen ist, kann

der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens auch

bei der Abgabenbehörde erster Instanz eingebracht

werden, die im Zeitpunkt der Antragstellung zur Abga-

benerhebung zuständig ist.

(4) Eine Wiederaufnahme des Verfahrens von Amts

wegen ist unter den Voraussetzungen des Abs. 1 lit. a

und c und in allen Fällen zulässig, in denen Tatsachen

oder Beweismittel neu hervorkommen, die im Verfah-

ren nicht geltend gemacht worden sind, und die Kennt-

nis dieser Umstände allein oder in Verbindung mit dem

sonstigen Ergebnis des Verfahrens einen im Spruch

anders lautenden Bescheid herbeigeführt hätte.
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§ 303a. 

Der Wiederaufnahmsantrag hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung des Verfahrens, dessen Wie-

deraufnahme beantragt wird;

b) die Bezeichnung der Umstände (§ 303 Abs. 1),

auf die der Antrag gestützt wird;

c) die Angaben, die zur Beurteilung der Recht-

zeitigkeit des Antrags notwendig sind;

d) bei einem auf § 303 Abs. 1 lit. b gestützten An-

trag weiters Angaben, die zur Beurteilung des

fehlenden groben Verschuldens an der Nicht-

geltendmachung im abgeschlossenen Verfah-

ren notwendig sind.

Das Fehlen der genannten inhaltlichen Antragserfordernisse
hat zu einem Mängelbehebungsverfahren gemäß § 85 Abs.2
BAO zu führen.

§ 304. 

Nach Eintritt der Verjährung ist eine Wiederaufnahme

des Verfahrens ausgeschlossen, sofern ihr nicht ein

a) innerhalb des Zeitraumes, bis zu dessen Ab-

lauf die Wiederaufnahme von Amts wegen

unter der Annahme einer Verjährungsfrist (§§

207 bis 209 Abs. 2) von sieben Jahren zuläs-

sig wäre, oder

b) vor dem Ablauf einer Frist von fünf Jahren

nach Eintritt der Rechtskraft des das Verfah-

ren abschließenden Bescheides eingebrach-

ter Antrag gemäß § 303 Abs. 1 zugrunde liegt.

§ 305. 

(1) Die Entscheidung über die Wiederaufnahme des

Verfahrens steht der Abgabenbehörde zu, die den Be-

scheid in erster Instanz erlassen hat. Ist im abge-

schlossenen Verfahren die Zuständigkeit gemäß § 311

Abs. 4 auf die Abgabenbehörde zweiter Instanz über-

gegangen, so steht die Entscheidung über die Wie-

deraufnahme des Verfahrens der Abgabenbehörde

erster Instanz zu.

(2) Wenn die örtliche Zuständigkeit zur Abgabenerhe-

bung auf eine andere Abgabenbehörde übergegangen

ist, steht die Entscheidung über die Wiederaufnahme

der zuletzt örtlich zuständig gewordenen Abgaben-

behörde zu.

§ 306. 

Zwecks Beurteilung der Frage, ob das Verfahren wie-

deraufzunehmen ist, sind frühere Ermittlungen und Be-

weisaufnahmen, die durch die Wiederaufnahmsgründe

nicht betroffen werden, keinesfalls zu wiederholen.

§ 307. 

(1) Mit dem die Wiederaufnahme des Verfahrens be-

willigenden oder verfügenden Bescheid ist unter gleich-

zeitiger Aufhebung des früheren Bescheides die das

wiederaufgenommene Verfahren abschließende

Sachentscheidung zu verbinden. Dies gilt nur, wenn

dieselbe Abgabenbehörde zur Erlassung beider Be-

scheide zuständig ist.

(2) aufgehoben durch BGBl. I Nr. 97/2002

(3) Durch die Aufhebung des die Wiederaufnahme des

Verfahrens bewilligenden oder verfügenden Beschei-

des tritt das Verfahren in die Lage zurück, in der es sich

vor seiner Wiederaufnahme befunden hat.
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3. Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand.

§ 308. 

(1) Gegen die Versäumung einer Frist (§§ 108 bis 110)

ist auf Antrag der Partei, die durch die Versäumung

einen Rechtsnachteil erleidet, die Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand zu bewilligen, wenn die Partei

glaubhaft macht, daß sie durch ein unvorhergesehe-

nes oder unabwendbares Ereignis verhindert war, die

Frist einzuhalten. Daß der Partei ein Verschulden an

der Versäumung zur Last liegt, hindert die Bewilligung

der Wiedereinsetzung nicht, wenn es sich nur um

einen minderen Grad des Versehens handelt.

(2) aufgehoben durch BGBl. I Nr. 124/2003

(3) Der Antrag auf Wiedereinsetzung muß binnen einer

Frist von drei Monaten nach Aufhören des Hindernis-

ses bei der Abgabenbehörde, bei der die Frist wahrzu-

nehmen war, bei Versäumung einer Berufungsfrist oder

einer Frist zur Stellung eines Vorlageantrages (§ 276

Abs. 2) bei der Abgabenbehörde erster oder zweiter

Instanz eingebracht werden. Spätestens gleichzeitig

mit dem Wiedereinsetzungsantrag hat der Antragstel-

ler die versäumte Handlung nachzuholen.

(4) Wenn die Zuständigkeit zur Abgabenerhebung auf

eine andere Abgabenbehörde übergegangen ist, kann

der Antrag unter gleichzeitiger Nachholung der ver-

säumten Handlung auch bei der Abgabenbehörde er-

ster Instanz eingebracht werden, die im Zeitpunkt der

Antragstellung zur Abgabenerhebung zuständig ist.

(5) aufgehoben durch BGBl. Nr. 680/1994

§ 309. 

Nach Ablauf von fünf Jahren, vom Ende der versäum-

ten Frist an gerechnet, ist ein Antrag auf Wiederein-

setzung in den vorigen Stand nicht mehr zulässig.

§ 309a. 

Der Wiedereinsetzungsantrag hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung der versäumten Frist;

b) die Bezeichnung des unvorhergesehenen

oder unabwendbaren Ereignisses (§ 308 Abs.

1);

c) die Angaben, die zur Beurteilung des fehlen-

den groben Verschuldens an der Fristversäu-

mung notwendig sind;

d) die Angaben, die zur Beurteilung der Recht-

zeitigkeit des Antrags notwendig sind.

Das Fehlen der genannten inhaltlichen Antragserfordernisse
hat zu einem Mängelbehebungsverfahren gemäß § 85 Abs.2
BAO zu führen.

§ 310. 

(1) Zur Entscheidung über den Antrag auf Wiederein-

setzung in den vorigen Stand ist die Abgabenbehörde,

bei der die versäumte Handlung vorzunehmen war, bei

Versäumung einer Berufungsfrist oder einer Frist zur

Stellung eines Vorlageantrages (§ 276 Abs. 2) die Ab-

gabenbehörde erster Instanz berufen.

(2) Wenn die örtliche Zuständigkeit zur Abgabenerhe-

bung auf eine andere Abgabenbehörde übergegangen

ist, steht die Entscheidung über den Antrag auf Wie-

dereinsetzung der zuletzt örtlich zuständig geworde-

nen Abgabenbehörde zu.

(3) Durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung tritt

das Verfahren in die Lage zurück, in der es sich vor

dem Eintritt der Versäumung befunden hat. Soweit die

versäumte Handlung erst die Einleitung eines Verfah-

rens zur Folge gehabt hätte, ist durch die Bewilligung

der Wiedereinsetzung die ursprünglich versäumte

Handlung als rechtzeitig vorgenommen anzusehen.

90

§ 308 | § 309 | § 309a | § 310



C. Entscheidungspflicht.

§ 311. 

(1) Die Abgabenbehörden sind verpflichtet, über An-

bringen (§ 85) der Parteien ohne unnötigen Aufschub

zu entscheiden.

(2) Werden Bescheide der Abgabenbehörden erster In-

stanz der Partei nicht innerhalb von sechs Monaten

nach Einlangen der Anbringen oder nach dem Eintritt

der Verpflichtung zu ihrer amtswegigen Erlassung be-

kanntgegeben (§ 97), so kann jede Partei, der ge-

genüber der Bescheid zu ergehen hat, den Übergang

der Zuständigkeit zur Entscheidung auf die Abgaben-

behörde zweiter Instanz beantragen (Devolutionsan-

trag). Devolutionsanträge sind bei der

Abgabenbehörde zweiter Instanz einzubringen.

(3) Die Abgabenbehörde zweiter Instanz hat der Ab-

gabenbehörde erster Instanz aufzutragen, innerhalb

einer Frist bis zu drei Monaten ab Einlangen des De-

volutionsantrages zu entscheiden und gegebenenfalls

eine Abschrift des Bescheides vorzulegen oder anzu-

geben, warum eine Verletzung der Entscheidungs-

pflicht nicht oder nicht mehr vorliegt. Die Frist kann

einmal verlängert werden, wenn die Abgabenbehörde

erster Instanz das Vorliegen von in der Sache gelege-

nen Gründen nachzuweisen vermag, die eine fristge-

rechte Entscheidung unmöglich machen.

(4) Die Zuständigkeit zur Entscheidung geht erst dann

auf die Abgabenbehörde zweiter Instanz über, wenn

die Frist (Abs. 3) abgelaufen ist oder wenn die Abga-

benbehörde erster Instanz vor Ablauf der Frist mitteilt,

dass keine Verletzung der Entscheidungspflicht vor-

liegt.

(5) Devolutionsanträge sind abzuweisen, wenn die Ver-

spätung nicht auf ein überwiegendes Verschulden der

Abgabenbehörde erster Instanz zurückzuführen ist.

(6) ...

§ 311 Abs.6 BAO betrifft die Entscheidung über Devolutions-
anträge an den Unabhängigen Finanzsenat. Diese Regelung
ist für Landes- und Gemeindeabgabenverfahren nicht an-
wendbar.

§ 311a. 

(1) Der Devolutionsantrag hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung der säumigen Abgaben-

behörde;

b) die Darstellung des Inhaltes des unerledigten

Antrages bzw. der Angelegenheit, in der eine

Verpflichtung zur amtswegigen Erlassung

eines Bescheides besteht;

c) die Angaben, die zur Beurteilung des Ablaufes

der Frist des § 311 Abs. 2 notwendig sind.

(2) Entspricht der Devolutionsantrag nicht den in Abs.

1 umschriebenen Erfordernissen, so hat die Abgaben-

behörde zweiter Instanz dem Antragsteller die Behe-

bung dieser inhaltlichen Mängel mit dem Hinweis

aufzutragen, dass der Antrag nach fruchtlosem Ablauf

einer gleichzeitig zu bestimmenden angemessenen

Frist als zurückgenommen gilt.

(3) Die Frist des § 311 Abs. 3 erster Satz wird durch

den Auftrag (Abs. 2) gehemmt. Die Hemmung beginnt

mit dem Tag der Zustellung des Auftrages und endet

mit Ablauf der Mängelbehebungsfrist oder mit dem

früheren Tag des Einlangens der Mängelbehebung bei

der Abgabenbehörde zweiter Instanz.

(4) Ist wegen einer gleichen oder ähnlichen Rechts-

frage ein Antrag anhängig oder schwebt sonst vor

einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde ein Ver-

fahren, dessen Ausgang von wesentlicher Bedeutung

für die Entscheidung in der Angelegenheit, in der der

Devolutionsantrag gestellt wurde, ist, so kann die Ab-

gabenbehörde zweiter Instanz die Entscheidung über

den Devolutionsantrag unter Mitteilung der hiefür maß-

gebenden Gründe aussetzen, sofern nicht überwie-

gende Interessen der Partei (§ 78) entgegenstehen.

Während der Zeit der Wirksamkeit des Aussetzungs-

bescheides ist die Frist des § 311 Abs. 3 erster Satz

gehemmt. Nach Beendigung des Verfahrens, das An-

lass zur Aussetzung gegeben hat, ist das ausgesetzte

Verfahren von Amts wegen fortzusetzen.
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8. Abschnitt.
Kosten.
A. Allgemeine Bestimmungen.

§ 312. 

Sofern sich aus diesem Bundesgesetz oder aus son-

stigen gesetzlichen Vorschriften nicht anderes ergibt,

sind die Kosten für die Tätigkeit der Abgabenbehörden

von Amts wegen zu tragen.

Entsprechend der allgemeinen Regel des § 312 BAO ist der
Behördenaufwand von Amts wegen zu tragen. Besondere
Rechtsgrundlagen, die eine Überwälzung des Behördenauf-
wandes auf Verfahrensparteien“ finden sich z.B. in § 173
BAO (Ersatz der durch Säumnis oder Weigerung eines Zeu-
gen verursachten Kosten), in § 3 Abs.4 NÖ Gemeindewas-
serleitungsgesetz 1978 (Kosten für erstmaligen
Wasserzählereinbau), in § 10 Abs.8 NÖ Gemeindewasserlei-
tungsgesetz 1978 (Kosten für die vom Abgabenschuldner
verschuldete Prüfung des Wasserzählers) oder in § 5 Abs.4
NÖ Kanalgesetz 1977 (Kosten für die vom Abgabenschuld-
ner verschuldete Einholung eines Gutachtens zur Ermittlung
der Berechnungs-EGW zur Berechnung des schmutzfracht-
bezogenen Gebührenanteils der Kanalbenützungsgebühr).
Zur Begründung einer abgabenrechtlichen Zahlungsverpflich-
tung wären solche Kosten jedenfalls auch bei Vorliegen einer
Rechtsgrundlage von der Behörde mittels eines (rechtsmittel-
fähigen) Abgabenbescheides festzusetzen.

§ 313. 

Die Parteien haben die ihnen im Abgabenverfahren er-

wachsenden Kosten selbst zu bestreiten.

Durch diese Bestimmung wird die Geltendmachung der den
Verfahrensparteien erwachsenden Kosten ausgeschlossen.

§ 313a. 

Ist eine Partei gehörlos oder hörbehindert, so ist erfor-

derlichenfalls ein Dolmetscher beizustellen. § 181 gilt

sinngemäß; die Gebühr für die Mühewaltung richtet

sich nach § 54 Gebührenanspruchsgesetz 1975.

B. Kosten im Verbrauchsteuer-
und Monopolverfahren.

Die §§ 314 und 315 BAO betreffen die speziellere Re-
gelung der Kostenpflicht in Verbrauchsteuer- und Mo-
nopolverfahren. Die genannten Regelungen sind für
das Verfahren über Landes- und Gemeindeabgaben
nicht anwendbar.

§ 316 BAO aufgehoben durch BGBl. 1994/681
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9. Abschnitt.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 317. 

Abgabenrechtliche Begünstigungen, Berechtigungen

oder Befreiungen von Pflichten, welche bei Wirksam-

keitsbeginn dieses Bundesgesetzes nach bisherigem

Recht durch Bescheid zuerkannt waren, bleiben auf-

recht, sofern sie nicht mangels Vorliegens der nach

diesem Bundesgesetz erforderlichen Voraussetzungen

durch Bescheid widerrufen werden.

§ 318. 

Die Fristen dieses Bundesgesetzes gelten auch für

jene Fälle, in denen die Fristen des bisherigen Rechtes

im Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginnes dieses Bun-

desgesetzes noch nicht abgelaufen waren.

§§ 319 bis 323 BAO enthalten zahlreiche Übergangsbestim-
mungen hinsichtlich früherer Novellierungen dieses Gesetzes.

§ 323a. 

(1) Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes:

1. Die Bundesabgabenordnung in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 20/2009 tritt, soweit sich

aus den Z 2 bis 7 und Abs. 3 nicht anderes ergibt, mit

1. Jänner 2010 in Kraft. Verordnungen auf Grund des

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 20/2009 dürfen bereits

von der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I

Nr. 20/2009 an erlassen werden. Sie dürfen jedoch

nicht vor dem 1. Jänner 2010 in Kraft treten.

2. Abgabenrechtliche Begünstigungen, Berechtigun-

gen oder Befreiungen von Pflichten, welche am 1. Jän-

ner 2010 nach bisherigem Recht zuerkannt waren,

bleiben aufrecht, sofern sie nicht mangels Vorliegens

der nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Vor-

aussetzungen durch Bescheid widerrufen werden.

3. Abgesehen von Verjährungsfristen gelten die Fri-

sten dieses Bundesgesetzes auch für jene Fälle, in

denen die für Landes- und Gemeindeabgaben maß-

geblichen Fristen des bisherigen Rechtes am 1. Jänner

2010 noch nicht abgelaufen waren.

4. Vor dem 1. Jänner 2010 erlassene Zurückwei-

sungsbescheide werden nicht dadurch rechtswidrig,

dass sie nach den ab diesem Zeitpunkt geltenden Ab-

gabenvorschriften nicht mehr erlassen werden dürften.

5. Die §§ 207 und 209 sind ab 1. Jänner 2010 anzu-

wenden. Für Nachforderungen bzw. Gutschriften als

Folge einer nach landesrechtlichen Vorschriften vor-

genommenen Nachschau gilt § 209 jedoch erst ab 1.

Jänner 2011, wenn der Beginn der Amtshandlung vor

dem 1. Jänner 2010 gelegen ist. § 209 Abs. 1 zweiter

Satz gilt sinngemäß für im Jahr 2009 unternommene

Amtshandlungen, die nach landesrechtlichen Vor-

schriften die Verjährungsfrist unterbrochen haben. §

209a Abs. 1 und 2 gilt für den Fall der Verkürzung von

Verjährungsfristen durch das Inkrafttreten der §§ 209

Abs. 1 und 3 sowie 304 für Landes- und Gemeindeab-

gaben sinngemäß. Wegen des Inkrafttretens des § 209

Abs. 3 dürfen Bescheide nicht gemäß § 299 Abs. 1 auf-

gehoben werden.

6. Die §§ 111, 112, 112a, 212b Z 1 erster Satz und Z

3, 217a Z 1 sowie 239a, jeweils in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 20/2009, sind erstmals auf

Abgaben anzuwenden, für die der Abgabenanspruch

nach dem 31. Dezember 2009 entsteht.

7. Für Landes- und Gemeindeabgaben der Länder

Burgenland, Tirol und Vorarlberg gilt § 212a erstmals

für nach dem 31. Dezember 2009 eingebrachte An-

träge auf Aussetzung der Einhebung.

(2) Zum Zweck der eindeutigen Identifikation von Ver-

fahrensbeteiligten im elektronischen Verkehr mit der

Behörde darf diese die ZMR-Zahl (§ 16 Abs. 4 des Mel-

degesetzes 1991) als Ausgangsbasis für eine verwal-

tungsspezifisch unterschiedliche, abgeleitete,

verschlüsselte Personenbezeichnung verwenden.

(3) Folgende landesgesetzliche Bestimmungen sind für

vor dem 1. Jänner 2010 entstandene Abgabenan-

sprüche auch nach dem 1. Jänner 2010 anzuwenden:
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1. § 187 Burgenländische Landesabgabenordnung,

2. § 188a Kärntner Landesabgabenordnung,

3. § 186a NÖ Abgabenordnung 1977,

4. § 186a Oberösterreichische Landesabgabenord-

nung 1996,

5. § 182a Salzburger Landesabgabenordnung,

6. § 186 Steiermärkische Landesabgabenordnung,

7. §§ 187a und 226a Abs. 1 Tiroler Landesabgaben-

ordnung,

8. § 106a Vorarlberger Abgabenverfahrensgesetz,

9. § 185 Abs. 3 Wiener Abgabenordnung.

§ 324. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das

Bundesministerium für Finanzen, und hinsichtlich der

§§ 82, 158 Abs. 3, 160, 229 und 233 im Einvernehmen

mit dem Bundesministerium für Justiz betraut.
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Anhang 1: Gegenüberstellung NÖ AO BAO

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich des Gesetzes § 1, § 2 §§ 1 - 3

A. Entstehung des Abgabenanspruches § 3 § 4, § 5

B. Gesamtschuld, Haftung und Rechtsnachfolge §§  4  - 17 §§ 6 - 19

C. Abgabenrechtliche Grundsätze und Begriffsbestimmungen

1. Ermessen § 18 § 20

2. Wirtschaftliche Betrachtungsweise § 19; § 20 § 21, § 22

3. Scheingeschäfte, Formmängel, Anfechtbarkeit § 21 § 23

4. Zurechnung § 22 § 24

5. Angehörige § 23 § 25

6. Wohnsitz, Aufenthalt, Sitz § 24; § 25 § 26, § 27

7. Gewerbebetrieb, Betriebsstätte, wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, §§ 26 – 31 §§ 28 - 33

Vermögensverwaltung

8. Gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke §§ 32 – 45 §§ 33 – 47

nur BAO: Verhältnis zum Ausland § 48 

D. Abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht § 45a §§ 48 a – 48 c

2. Abschnitt
Abgabenbehörden und Parteien

A. Abgabenbehörden

1. Allgemeine Bestimmungen § 46 § 49

2. Zuständigkeit §§ 47 – 52 §§ 50 - 75

3. Befangenheit von Organen der Abgabenbehörden § 53 § 76

B. Parteien und deren Vertretung

1. Allgemeine Bestimmungen §§ 54 – 56 §§ 77 - 79

2. Vertreter §§ 57 – 61 §§ 80 - 84

3. Abschnitt

Verkehr zwischen Abgabenbehörden, Parteien und sonstigen Personen

A. Anbringen §§ 62 – 63a §§ 85 – 86b

B. Niederschriften § 64, § 65 § 87, § 88

C. Aktenvermerke § 66 § 89

D. Akteneinsicht § 67 §§ 90 – 90b

E. Vorladungen § 68 § 91

F. Erledigungen §§ 69 – 74 §§ 92 – 97a

G. Zustellungen §§ 75 – 80 §§ 98 - 104

H. Fristen §§ 86 – 88 §§ 108 - 110

J. Zwangs- und Ordnungsstrafen §§ 89 – 91 §§ 111 – 112a

K. Rechtsbelehrung § 91 a §113
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4. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen über die Erhebung der Abgaben

A. Grundsätzliche Anordnungen §§ 92 – 94 §§ 114 - 116

B. Obliegenheiten der Abgabepflichtigen

1. Offenlegungs- und Wahrheitspflicht § 95 § 119

2. Anzeigepflicht §§ 96 – 99 §§ 120 - 123

3. Führung von Büchern und Aufzeichnungen §§ 100 – 105 §§ 124 - 132

4. Abgabenerklärungen §§ 106 – 113 §§ 133 - 140

5. Hilfeleistung bei Amtshandlungen §§ 114 – 116 § 141, § 142

C. Befugnisse der Abgabenbehörden §§ 117 – 124 §§ 143 - 157

D. Beistandspflicht § 125, § 126 §§ 158 - 160

5. Abschnitt

Ermittlung der Grundlagen für die Abgabenerhebung und Festsetzung der Abgaben

A. Ermittlungsverfahren

1. Prüfung der Abgabenerklärungen §§ 127 – 130 §§ 161 - 165

2. Beweise

a) Allgemeine Bestimmungen § 131, § 132 § 166, § 167

b) Urkunden § 133 § 168

c) Zeugen §§ 134 – 141 §§ 169 - 176

d) Sachverständige §§ 142 – 146 §§ 177 - 181

e) Augenschein § 147 § 182

f) Beweisaufnahme § 148 § 183

3. Schätzung der Grundlagen für die Abgabenerhebung § 149 § 184

nur BAO: Gesonderte Feststellungen §§ 185 - 193

nur BAO: Festsetzung Steuermessbeträge §§ 194 - 197

B. Festsetzung der Abgaben §§ 150 – 155 §§ 198 - 206

C. Verjährung §§ 156 – 158a §§ 207 – 209b

6. Abschnitt

Einhebung der Abgaben

A. Fälligkeit, Entrichtung und Nebengebühren im Einhebungsverfahren

1. Fälligkeit und Entrichtung §§ 159 – 164 §§ 210 - 216

2. Säumniszuschlag §§ 165 – 169a § 217, § 217a

B. Sicherheitsleistung und Geltendmachung von Haftungen

1. Sicherheitsleistung § 170, § 171 § 222, § 223

2. Geltendmachung von Haftungen § 172, § 173 § 224, § 225

C. Vollstreckbarkeit §§ 174 – 176 §§ 226 - 228

D. Allgemeine Bestimmungen über die Einbringung und Sicherstellung

1. Rückstandsausweis § 177 § 229, § 229a

2. Hemmung der Einbringung § 178 § 230

3. Aussetzung der Einbringung § 179 § 231

4. Sicherstellung § 180, § 181 § 232, § 233

E. Abschreibung (Löschung, Nachsicht)/Entlassung aus der Gesamtschuld §§ 182 – 184 §§ 235 - 237

F. Verjährung fälliger Abgaben § 185 § 238

G. Rückzahlung §§ 186 – 187 §§ 239 - 241

H. Behandlung von Kleinbeträgen § 188 § 242, § 242a
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7. Abschnitt

Rechtsschutz

A. Ordentliche Rechtsmittel

1. Berufung § 189, § 190 §243, § 244

2. Einbringung §§ 191 – 194 §§ 245 - 249

3. Inhalt und Wirkung §§ 195 – 198 §§ 250 - 254

4. Verzicht und Zurücknahme § 199, § 200 § 255, § 256

5. Beitritt zur Berufung § 201, § 202 §§ 257 - 259

nur BAO: Entscheidungsbefugnis §§ 260 - 272

6. Berufungsverfahren §§ 203 – 211 §§ 273 - 287

7. Berufungsentscheidung §§ 212 – 215 §§ 288 - 292

B. Sonstige Maßnahmen

1. Abänderung, Zurücknahme und Aufhebung von Amts wegen §§ 216 – 223 §§ 293 - 302

2. Wiederaufnahme des Verfahrens §§ 224 – 228 §§ 303 - 307

3. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand §§ 229 – 231 §§ 308 - 310

C. Entscheidungspflicht § 232 § 311, § 311a

8. Abschnitt

Kosten

A. Allgemeine Bestimmungen § 233, § 234 §§ 312 – 313a

B. Kosten im Verbrauchsteuerverfahren §§ 235 – 237 § 314, § 315

9. Abschnitt nur NÖ AO 1977

Strafbestimmungen §§ 238 – 240 entfallen

10. Abschnitt (NÖ AO 1977) / 9. Abschnitt (BAO)

Übergangs- und Schlussbestimmungen §§ 241 – 245 §§ 317 - 324
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ANHANG 2:

NÖ Abgabenbehörden -
organisationsgesetz 2009
(NÖ ABOG 2009)

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Zuständigkeit der Abga-

benbehörden in Angelegenheiten der nicht bundes-

rechtlich geregelten öffentlichen Abgaben, soweit diese

Abgaben durch Organe des Landes oder der Gemein-

den zu erheben sind und nicht Abgabenbehörden des

Bundes einzuschreiten haben.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch

für die Zuständigkeit der Abgabenbehörden zur Erhe-

bung der Grundsteuer und der Kommunalsteuer, so-

weit nicht bundesgesetzliche Vorschriften

entgegenstehen.

(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten nicht in

Angelegenheiten der Landes- und Gemeindeverwal-

tungsabgaben sowie der Jagdkarten- und der Fischer-

kartenabgabe.

(4) Dieses Gesetz trifft Strafbestimmungen zu den von

seinem Anwendungsbereich umfassten Abgaben.

§ 2

Subsidiarität

Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht anwendbar,

soweit die Abgabenvorschriften abweichende Rege-

lungen treffen.

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Abgaben im Sinn dieses Gesetzes sind neben den

im § 1 bezeichneten Abgaben auch die zu diesen Ab-

gaben zu erhebenden Nebenansprüche aller Art.

(2) Abgabenvorschriften im Sinn dieses Gesetzes sind

alle Gesetze und auf Grund des freien Beschlussrech-

tes ergangenen Beschlüsse der Gemeindevertretun-

gen. (§ 7 Abs. 5 und § 8 Abs. 5 des Finanz-Verfas-

sungsgesetzes 1948), die jene Abgaben, auf die dieses

Gesetz anzuwenden ist (§ 1), regeln oder sichern.

§ 4

Nebenansprüche

Nebenansprüche sind Einnahmen der erhebenden Ge-

bietskörperschaft.

2. Abschnitt

Abgabenbehörden

§ 5

Abgabenbehörden des Landes

In Angelegenheiten der Landesabgaben ist in erster In-

stanz das Landesabgabenamt am Sitz des Amtes der

NÖ Landesregierung und in zweiter Instanz die Lan-

desregierung sachlich zuständig.

Zufolge der in § 2 NÖ ABOG 2009 ausdrücklich geregelten
Subsidiarität gilt auch § 5 NÖ ABOG 2009 nur dann, wenn
keine abweichenden gesetzlichen Regelungen bestehen. Ab-
weichende Regelungen ergeben sich für Landesabgaben
z.B. aus § 10 NÖ Seuchenvorsorgeabgabegesetz oder § 12
Abs.3 NÖ Tourismusgesetz 1991.
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§ 6

Abgabenbehörden der Gemeinden und der Gemeinde-

verbände

In Angelegenheiten der Gemeindeabgaben richtet sich

die sachliche Zuständigkeit nach den Bestimmungen

der NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, des NÖ

Stadtrechtsorganisationsgesetzes, LGBl. 1026, des

NÖ Gemeindeverbandsgesetzes, LGBl. 1600, des Ge-

setzes über den Gemeindewasserleitungsverband Un-

teres Pitten- und Schwarzatal und den Gemeindewas-

serleitungsverband Ternitz und Umgebung - NÖ Ge-

meindewasserleitungsverbandsgesetz (NÖ GWLVG),

LGBl. 1650, und des Gesetzes über den Gemeinde-

wasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahn-

gemeinden, LGBl. 1652.

In Angelegenheiten der Gemeindeabgaben ist der Bürgermei-
ster nach § 38 Abs.1 Z.2 NÖ Gemeindeordnung 1973) in er-
ster Instanz zuständig. Davon abweichende Zuständigkeiten
ergeben sich für die Gewährung von Zahlungserleichterun-
gen und Abgabennachsichten aus § 36 Abs.2 Z.3 NÖ Ge-
meindeordnung für den Gemeindevorstand (Stadtrat) bzw. für
Löschung und Nachsicht fälliger Abgaben aus § 35 Z.22 lit.d
NÖ Gemeindeordnung für den Gemeinderat. Gemäß § 60
Abs.1 Z.1 NÖ Gemeindeordnung 1973 geht der Instanzen-
zug gegen Bescheide des Bürgermeisters an den Gemeinde-
vorstand (Stadtrat). Gemäß § 60 Abs.1 Z.2 NÖ
Gemeindeordnung 1973 geht der Instanzenzug gegen erstin-
stanzliche Bescheide des Gemeindevorstandes (Stadtrates)
an den Gemeinderat.

Bei Statutarstädten ist gemäß § 47 Abs.1 NÖ Stadtrechtsor-
ganisationsgesetz der Magistrat für die behördlichen Aufga-
ben des eigenen Wirkungsbereiches, somit auch für die
Erhebung der Gemeindeabgaben, zuständig. Der Instanzen-
zug gegen Bescheide des Magistrates in den Angelegenhei-
ten des eigenen Wirkungsbereiches geht gemäß § 16 Abs.1
NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz an den Stadtsenat.

Bei Gemeindeverbänden ist gemäß § 10 Abs.2 NÖ Gemein-
deverbandsgesetz der Verbandsobmann zur von ver-
bandsangehörigen Gemeinden übertragenen Erhebung der
Gemeindeabgaben zuständig. § 9 Abs.5 Z.3 NÖ Gemeinde-
verbandsgesetz obliegt dem Verbandsvorstand die Entschei-
dung im Instanzenzug.

Besondere Zuständigkeitsvorschriften sind weiters noch in
den Gesetzen über den Gemeindewasserleitungsverband
Unteres Pitten- und Schwarzatal und den Gemeindewasser-
leitungsverband Ternitz und Umgebung bzw. über den Ge-
meindewasserleitungsverband der Triestingtal- und
Südbahngemeinden enthalten.

3. Abschnitt

Zuständigkeit

§ 7

Örtliche Zuständigkeit

Die örtliche Zuständigkeit richtet sich 

1. in Sachen, die sich auf ein unbewegliches Gut be-

ziehen, nach der Lage des Gutes;

2. in Sachen, die sich auf den Betrieb eines Unterneh-

mens oder einer sonstigen dauernden Tätigkeit bezie-

hen, nach dem Ort, von dem aus das Unternehmen

betrieben oder die Tätigkeit ausgeübt wird, worden ist

oder werden soll;

3. in sonstigen Sachen zunächst nach dem Wohnsitz

(Sitz) des Abgabepflichtigen oder der Abgabepflichti-

gen, dann nach seinem oder ihrem Aufenthalt, schließ-

lich nach seinem oder ihrem letzten Wohnsitz (Sitz) in

Niederösterreich, wenn aber keiner dieser Zuständig-

keitsgründe in Betracht kommen kann oder Gefahr im

Verzug ist, nach dem Anlass zum Einschreiten.

§ 8

Geltendmachung von Haftungen

Die Geltendmachung von Haftungen obliegt den Ab-

gabenbehörden, die für die Erhebung der den Gegen-

stand der Haftung bildenden Abgabe zuständig sind.

§ 9

Wahrnehmung der Zuständigkeit

Die Abgabenbehörden haben ihre sachliche und örtliche

Zuständigkeit von Amts wegen wahrzunehmen. Langen

bei ihnen Anbringen ein, zu deren Behandlung sie nicht

zuständig sind, haben sie diese ohne unnötigen Auf-

schub auf Gefahr des Einschreiters oder der Einschrei-

terin an die zuständige Stelle weiterzuleiten oder den

Einschreiter oder die Einschreiterin an diese zu weisen.
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4. Abschnitt

Strafbestimmungen

§ 10

Verwaltungsstrafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht,

1. wer für die Entrichtung von Abgabenschuldigkeiten

durch unrichtige Angaben ungerechtfertigte Zahlungs-

erleichterungen erwirkt;

2. wer einen im Abgabenverfahren oder in einem ab-

gabenrechtlichen Verwaltungsstrafverfahren angeleg-

ten amtlichen Verschluss verletzt oder durch solche

Verschlüsse gesicherte Räume, Umschließungen oder

Teile von Vorrichtungen, in denen sich verbrauchsteu-

erpflichtige Gegenstände befinden oder die für solche

Gegenstände bestimmt sind, beschädigt;

3. wer, ohne den Tatbestand einer nach anderen Ab-

gabenvorschriften strafbaren Verwaltungsübertretung

zu erfüllen, eine Abgabenverkürzung dadurch bewirkt,

dass er eine abgabenrechtliche Anzeige-, Offenle-

gungs- oder Wahrheitspflicht verletzt;

4. wer, auch ohne dadurch eine Abgabenverkürzung

zu bewirken, den Organen der Abgabenbehörde den

Zutritt zu Einrichtungen zur Bemessung von Abgaben

verwehrt oder sonst unmöglich macht;

5. wer, ohne den Tatbestand einer nach anderen Ab-

gabenvorschriften strafbaren Verwaltungsübertretung

zu erfüllen, eine in den Abgabenvorschriften vorgese-

hene Pflicht zur Führung oder Aufbewahrung von

Büchern oder sonstigen Aufzeichnungen oder zur Aus-

stellung oder Aufbewahrung von Belegen verletzt.

(2) Die Verwaltungsübertretung wird in den Fällen des

Abs. 1 Z. 1, 2, 4 und 5 mit einer Geldstrafe bis zu €

2.200,-, bei Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe

bis zu zwei Wochen, im Fall des Abs. 1 Z. 3 mit einer

Geldstrafe bis zum Zwanzigfachen des Verkürzungs-

betrages, bei Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheits-

strafe bis zu sechs Wochen geahndet.

(3) Verletzungen amtlicher Verschlüsse der im Abs. 1

Z. 2 genannten Art bilden nur insoweit eine Verwal-

tungsübertretung, als die Tat nicht nach § 272 StGB zu

bestrafen ist.

(4) Zur Strafverfolgung ist die Bezirksverwaltungs-

behörde berufen.

(5) Geldstrafen fließen bei Landesabgaben dem Land,

bei Gemeindeabgaben der abgabenberechtigten Ge-

meinde zu.

5. Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 11

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Ge-

meinde sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 12

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2010 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die NÖ

Abgabenordnung 1977 (NÖ AO 1977), LGBl. 3400-10,

außer Kraft.
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Anhang 3:

Instanzenzug im Abgabenverfahren

Der Bürgermeister

Entscheidet als Abgabenbehörde I. Instanz, 

soweit nicht eine Entscheidungskompetenz des Gemeindevorstandes (Entscheidung über Stundungs- und Ra-

tenzahlungsansuchen, Nachsichtsansuchen bei Beträgen bis zur Wertgrenze von 0,5 % der Einnahmen des or-

dentlichen Haushaltes) oder des Gemeinderates (Entscheidung über Nachsichtansuchen bei Beträgen über der

Wertgrenze) vorliegt.

Der Bürgermeister

Entscheidet mit verfahrensrechtlichem Bescheid I. Instanz über unzulässig oder verspätet eingebrachte Berufun-

gen. Unzulässig oder verspätet eingebrachte Berufungen sind zurückzuweisen.

Ist die Berufung zulässig und fristgerecht eingebracht worden, so kann der Bürgermeister eine Berufungsvorent-

scheidung in der Sache erlassen.

Mit Berufungsvorentscheidung kann der angefochtene Bescheid aufgehoben, in jede Richtung abgeändert oder

auch bestätigt werden.

Die Berufung kann dem Gemeindevorstand zur inhaltlichen Entscheidung direkt oder auch nach einem (gegen die

Berufungsvorentscheidung eingebrachten) Vorlageantrag vorgelegt werden.

Der Gemeindevorstand

Entscheidet mit verfahrensrechtlichem Bescheid II. Instanz über unzulässig oder verspätet eingebrachte Beru-

fungen.

Unzulässig oder verspätet eingebrachte Berufungen sind zurückzuweisen. 

Ist die Berufung zulässig und fristgerecht eingebracht worden, so entscheidet der Gemeindevorstand als Abga-

benbehörde II. Instanz über Berufungen gegen Bescheide des Bürgermeisters (Abgabenbehörde I. Instanz). In der

Sache kann der angefochtene Bescheid aufgehoben, in jede Richtung abgeändert oder bestätigt werden.

Weiters kann der angefochtene Bescheid behoben werden und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung

an die Abgabenbehörde I. Instanz – zur Ergänzung des Ermittlungsverfahrens – zurückverwiesen werden.
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I. Instanz (Bürgermeister):

Abgabenbescheid
Rechtsmittel: Berufung Frist: 1 Monat

Entscheidung über verspätete oder unzulässige Berufung:

Bescheid (§ 273 BAO)

Rechtsmittel: Berufung Frist: 1 Monat

Entscheidung über zulässige Berufung:

Berufungsvorentscheidung (§ 276 BAO)

Rechtsmittel: Vorlageantrag Frist: 1 Monat

2. Berufungsvorentscheidung (§ 276 Abs. 5) möglich!

II. Instanz (Gemeindevorstand):

Entscheidung über verspätete oder unzulässige Berufung:

Berufungsentscheidung (§ 273 BAO)
(außerordentliches) Rechtsmittel: 

Vorstellung Frist: 2 Wochen

Entscheidung über zulässige Berufung

(wenn keine Berufungsvorentscheidung oder nach Vorlageantrag):

Berufungsentscheidung (§ 289 BAO)

(außerordentliches) Rechtsmittel: 

Vorstellung Frist: 2 Wochen

Aufsichtsbehörde (NÖ Landesregierung):

Entscheidung über Vorstellung:

Bescheid (§ 61 NÖ GO 1973)

Beschwerde an VwGH oder VfGH Frist: 6 Wochen
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ANHANG 4:

MUSTERERLEDIGUNGEN

MUSTER 1 Festsetzung eines Verspätungszuschlages

MUSTER 2 Festsetzung eines Säumniszuschlages

MUSTER 3 Mahnung und Festsetzung einer Mahngebühr

MUSTER 4 Rückstandsausweis

MUSTER 5 Mängelbehebungsauftrag

MUSTER 6 Bescheid über Zurücknahme der Berufung

MUSTER 7 Bewilligung einer Zahlungserleichterung

MUSTER 8 Festsetzung von Stundungszinsen
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Gemeinde

Adresse

Datum

An

Herrn/Frau/Firma

Adresse

Betrifft: Festsetzung eines Verspätungszuschlages

Abgabenbescheid 

Spruch

Auf Grund der nicht fristgerechten (nicht erfolgten) Vorlage der Kommunalsteuer-erklärung für das Jahr ....... 

wird gemäß § 135 Bundesabgabenordnung (BAO) ein Verspätungszuschlag von …% (max. 10%) des 

Kommunalsteuerbetrages von ........... €, mit .............€ festgesetzt

Dieser Verspätungszuschlag ist innerhalb eines Monats ab Zustellung dieses Bescheides bei sonstiger Exekution

(ohne vorausgehende Mahnung) zu entrichten.

Begründung

Der Verspätungszuschlag in der angeführten Höhe war festzusetzen, da die Vorlage der Jahreserklärung nicht

(fristgerecht) erfolgte.

Begründung des ausgeübten Ermessens notwendig.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats, von der Zustellung an gerechnet, das Rechtsmittel 

der    Berufung bei der Gemeinde ............................…. (p.A. .................., email- Adresse) eingebracht werden. 

Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag zu 

enthalten. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Bürgermeister

.............................

(Name)

105

Muster 1



Gemeinde

Adresse

Datum

An

Herrn/Frau/Firma

Adresse

Betrifft: Festsetzung eines Säumniszuschlages

Bescheid

Spruch

Für verspätet entrichtete / nachgeforderte ............................................................... 

(Abgabenart, z.B. Kanalbenützungsgebühr/Kommunalsteuer) im Betrag von ………………….€ 

wird gemäß §§ 217 und 217a der Bundesabgabenordnung (BAO) ein Säumniszuschlag 

von 2 % mit ..........................€ festgesetzt.

Dieser Säumniszuschlag wird mit der Zustellung dieses Bescheides sofort fällig und ist bei sonstiger Exekution

(ohne vorausgehende Mahnung) zu entrichten.

Begründung

Der im Spruch angeführte Betrag wäre bis zum ....................... (Fälligkeitstermin der Abgabe) 

an die Gemeinde zu entrichten gewesen. 

Gemäß §§ 217 und 217a BAO tritt bei nicht fristgerechter Entrichtung einer Abgabe mit Ablauf des 

Fälligkeitstages die Verpflichtung zur Entrichtung eines 2 %-igen Säumniszuschlages ein. 

Dieser Säumniszuschlag wird im Zeitpunkt der Zustellung des gegenständlichen Bescheides sofort fällig.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats, von der Zustellung an gerechnet, das Rechtsmittel 

der Berufung bei der Gemeinde ................................. (p.A. .................., email- Adresse) eingebracht werden. 

Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag 

zu enthalten. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Bürgermeister

.............................

(Name)
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Gemeinde

Adresse

Datum

An

Herrn/Frau/Firma

Adresse

I) Mahnung

Gemäß §§ 227 und 227a der Bundesabgabenordnung (BAO) werden Sie hiermit aufgefordert, folgende offene und

vollstreckbar gewordene Abgabenschuldigkeiten binnen zwei Wochen ab Zustellung dieses Mahnschreibens bei

sonstiger Exekution zu bezahlen:  

Abgabenschuld Fälligkeitstermin Betrag

..................................... .......................... ......................€

..................................... .......................... ......................€

..................................... .......................... ......................€

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

..................................... Gesamtbetrag ......................€

II) Abgabenbescheid 

Betrifft: Festsetzung einer Mahngebühr

Spruch

Auf Grund der gegenständlichen Mahnung für offene Abgabenschulden im Gesamtbetrag 

von …………………………€ wird gemäß §§ 227 und 227a der Bundesabgabenordnung (BAO) 

eine Mahngebühr von .............€ festgesetzt.

Diese Mahngebühr wird mit der Zustellung dieses Bescheides sofort fällig und ist bei sonstiger Exekution 

(ohne vorausgehende Mahnung) zu entrichten.

Begründung

Die Festsetzung einer Mahngebühr war erforderlich, weil die oben angeführte Abgabenschuld nicht bis 

zum Fälligkeitstermin entrichtet worden ist.

Gemäß § 227a Z.1 BAO beträgt die Mahngebühr ein halbes Prozent des eingemahnten Abgabenbetrages, 

mindestens jedoch 3 € und höchstens 30 €.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats, von der Zustellung an gerechnet, das Rechtsmittel 

der Berufung bei der Gemeinde ................................. (p.A. .................., email- Adresse) eingebracht werden. 

Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag 

zu enthalten. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Bürgermeister

.............................

(Name)
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Gemeinde

Adresse

Datum

Betrifft:

Herrn/Frau/Firma

Adresse

Rückstandsausweis

Herr/Frau/Firma .......................... schuldet der Gemeinde ……………………………….

einen Abgabenbetrag in der Höhe von ..............................€. 

Die Abgabenschuld gliedert sich wie folgt auf:

Abgabenschuld Zeitraum Fälligkeitstermin Betrag

..................................... ............... .......................... .....................€

..................................... ............... .......................... .....................€

..................................... ............... .......................... .....................€

..................................... ............... .......................... .....................€

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------

..................................... Gesamtbetrag .....................€

Dieser offene Rückstand ist vollstreckbar.

Der Bürgermeister

.............................

(Name)
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Gemeinde

Adresse

Datum

An

Herrn/Frau/Firma

Adresse

Mängelbehebungsauftrag

Der/Die am ..................... eingebracht(e) Antrag/Berufung weist folgende Mängel auf:

Angabe des Mangels/der Mängel:

z.B. fehlender Nachweis der Vollmacht gemäß § 85 Abs.4 BAO;

fehlende Begründung der Berufung gemäß § 250 Abs.1 BAO; …

Gemäß § 85 Abs.2 der Bundesabgabenordnung (BAO) wird Ihnen die Behebung des/der angeführten 

Mangels/Mängel innerhalb einer Frist von zwei Wochen, von der Zustellung dieses Bescheides an gerechnet, 

aufgetragen mit dem Hinweis, dass die Eingabe nach fruchtlosem Ablauf der Frist als zurückgenommen gilt.

Werden die Mängel rechtzeitig behoben, gilt die Eingabe als ursprünglich richtig eingebracht.

Der Bürgermeister

.............................

(Name)
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Gemeinde

Adresse

Datum

An

Herrn/Frau/Firma

Adresse

Betrifft: Zurücknahme der Berufung

Bescheid 

Spruch

Gemäß § 85 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung (BAO) gilt die am ..................... 

eingebrachte Berufung gegen den Bescheid vom ............................., Zl. ............., 

betreffend ..........................................................als zurückgenommen.

Begründung

Dem Mängelbehebungsauftrag des Bürgermeisters vom ......................., Zl. ............, 

zugestellt am ............................, wurde innerhalb der von der Behörde festgesetzten zweiwöchigen Frist 

nicht (vollständig) entsprochen. 

Gemäß § 85 Abs. 2 BAO war daher auszusprechen, dass die Berufung als zurückgenommen gilt. 

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats, von der Zustellung an gerechnet, das Rechtsmittel 

der Berufung bei der Gemeinde ...........................

(p.A. .................., email- Adresse) eingebracht werden. Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid 

zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 

Der Bürgermeister

.............................

(Name)
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Gemeinde

Adresse

Datum

An Herrn/Frau/Firma

Adresse

Betrifft: Bewilligung einer Zahlungserleichterung

Bescheid 

Über Ihren Antrag vom …….. auf Zahlungserleichterung hat der Gemeindevorstand 

der Gemeinde …………….… in seiner Sitzung vom …….. wie folgt entschieden:

Spruch

Alternative Stundung:
Gemäß § 212 Abs. 1 Bundesabgabenordnung (BAO) wird die Bewilligung erteilt, 

die fällige ……………………………….. (Abgabenart z.B. Kanaleinmündungsabgabe)
im Gesamtbetrag von ……………..€ bis spätestens xx.xx.20xx (Datum) zu entrichten. 

Alternative Ratenzahlung:
Gemäß § 212 Abs. 1 Bundesabgabenordnung (BAO) wird die Bewilligung erteilt, 

die fällige ……………………………….. (Abgabenart z.B. Kanaleinmündungsabgabe) 

im Gesamtbetrag von ……………..€ in Teilbeträgen/Raten wie folgt zu entrichten:

1. Rate in Höhe von ……… € Spätester Zahlungstermin: xx.xx.20xx (Datum)

2. Rate in Höhe von ……… € Spätester Zahlungstermin: xx.xx.20xx (Datum)

3. Rate in Höhe von ……… € Spätester Zahlungstermin: xx.xx.20xx (Datum)

…

Hinweis

Für gestundete Abgabenschuldigkeiten sind gemäß § 212b Z.1 BAO pro Jahr Stundungs¬zinsen in Höhe 

von sechs Prozent zu entrichten. 

Die Stundungszinsen werden im Nachhinein gesondert mit Abgabenbescheid zur Zahlung vorgeschrieben. 

Bei Ratenzahlung: Wird ein bewilligter Zahlungstermin nicht eingehalten, so tritt die Vollstreckbarkeit des 

gesamten noch offenen Abgabenrestes ein (Terminverlust).

Begründung

Da Ihrem Antrag vollinhaltlich Rechnung getragen wurde, kann eine Begründung gemäß § 93 Abs.3 lit.a BAO 

entfallen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats, von der Zustellung an gerechnet, das Rechtsmittel der 

Berufung bei der Gemeinde ................................. (p.A. .................., email- Adresse) eingebracht werden. 

Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag 

zu enthalten.

Für den Gemeindevorstand

Der Bürgermeister

………………….

(Name)
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Gemeinde

Adresse

Datum

An

Herrn/Frau/Firma

Adresse

Betrifft: Festsetzung von Stundungszinsen

Abgabenbescheid 

Spruch

Gemäß §§ 212 und 212b der Bundesabgabenordnung (BAO) werden für das Jahr ........ 

(Zeitraum von ..................................... bis .....................................) für den mit Bescheid des 

Gemeindevorstandes vom ………, Zl. …….., bewilligten Zahlungsaufschub Stundungszinsen 

im Betrag von  ................€ festgesetzt.

Diese Stundungszinsen sind innerhalb eines Monats ab Zustellung dieses Bescheides bei sonstiger Exekution

(ohne vorausgehende Mahnung) zu entrichten.

Begründung

Gemäß §§ 212 und 212b BAO sind Stundungszinsen für jene Abgabenschulden von mehr als 200 € 

vorzuschreiben, für die auf Grund eines Ansuchens um Zahlungs¬erleichterung bzw. auf Grund einer 

bewilligten Zahlungserleichterung ein Zahlungs¬aufschub eingetreten ist.

Berechnung der Stundungszinsen:

Datum Anfangsbestand Tage Zinssatz Zinsenbetrag

...........bis........... ....................€ .......... 6 Prozent .....................€

...........bis........... ....................€ .......... 6 Prozent .....................€

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats, von der Zustellung an gerechnet, das Rechtsmittel der 

Berufung bei der Gemeinde ................................ (p.A. .................., email- Adresse) eingebracht werden. 

Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag 

zu enthalten. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Bürgermeister

.............................

(Name)
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ANHANG 5:

MUSTERTEXTBAUSTEINE 

VORLAGE 1 Formelle Berufungserledigung des Bürgermeisters 
gem. § 273 BAO

VORLAGE 2 Formelle Berufungserledigung des Gemeindevorstandes 
gem. § 273 BAO

VORLAGE 3 Berufungsvorentscheidung des Bürgermeisters 
gem. § 276 BAO

VORLAGE 4 Zurückverweisung des Gemeindevorstandes 
gem. § 289 Abs.1 BAO:

VORLAGE 5 Inhaltliche Berufungserledigung des Gemeindevorstandes 
gem. § 289 Abs.2 BAO

VORLAGE 6 Rechtsmittelbelehrung in Bescheid der I. Instanz

VORLAGE 7 Rechtsmittelbelehrung in Berufungsvorentscheidung

VORLAGE 8 Rechtsmittelbelehrung in letztinstanzlichem Bescheid

VORLAGE 9 Hinweis auf Zustellfiktion bei mehreren Adressaten 
gem. § 101 Abs.1 BAO
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Formelle Berufungserledigung des Bürgermeisters 
gem. § 273 BAO:

Mögliche Einleitung:

Stadt/Markt/Gemeinde

Datum

Betrifft
Zahl

Adressat

BESCHEID

Über die Berufung von Herrn/Frau/Firma ........................................... 
vom .................................... gegen 
den Bescheid des Bürgermeisters der Stadt/Markt/Gemeinde ..................................... 
vom ........................, Zahl ......................, betreffend ........................................................., 
hat der Bürgermeister wie folgt entschieden:

Mögliche Spruchformen:

SPRUCH

Gemäß § 273 Abs.1 lit.a / lit. b BAO wird die Berufung als unzulässig eingebracht 
zurückgewiesen / als verspätet eingebracht zurückgewiesen.
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Formelle Berufungserledigung des Gemeindevorstandes 
gem. § 273 BAO:

Mögliche Einleitung:

Stadt/Markt/Gemeinde

Datum

Betrifft
Zahl

Adressat

BESCHEID

Über die Berufung von Herrn/Frau/Firma ............................................ 
vom ..................................... gegen den Bescheid des Bürgermeisters der 
Stadt/Markt/Gemeinde .......................................... vom ........................, 
Zahl ...................., betreffend ..............................................................., 
hat der Gemeindevorstand in seiner 
Sitzung vom .................................... wie folgt entschieden:

Mögliche Spruchformen:

SPRUCH

Gemäß § 273 Abs.1 lit.a / lit. b BAO wird die Berufung als unzulässig eingebracht 
zurückgewiesen / als verspätet eingebracht zurückgewiesen.
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Vorlage 2



Berufungsvorentscheidung des Bürgermeisters 
gem. § 276 BAO:

Mögliche Einleitung:

Stadt/Markt/Gemeinde
Datum

Betrifft
Zahl

Adressat

BERUFUNGSVORENTSCHEIDUNG

Aufgrund der Berufung von Herrn/Frau/Firma ........................................ 
vom .................................... gegen den Bescheid des Bürgermeisters der 
Stadt/Markt/Gemeinde ..................................... vom ........................, 
Zahl .............., betreffend ................................................................., 
hat der Bürgermeister wie folgt neuerlich entschieden:

Mögliche Spruchformen:

SPRUCH

Gemäß § 276 BAO, wird der Berufung
/ Folge gegeben und der angefochtene Bescheid aufgehoben.
/ keine Folge gegeben und der angefochtene Bescheid bestätigt.
/ (teilweise) Folge gegeben und der Spruch des angefochtenen.
Bescheides dahingehend abgeändert, daß er wie folgt zu lauten hat:
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Vorlage 3



Zurückverweisung des Gemeindevorstandes 
gem. § 289 Abs.1 BAO:

Mögliche Einleitung:

Stadt/Markt/Gemeinde
Datum

Betrifft
Zahl

Adressat

BESCHEID

Über die Berufung von Herrn/Frau/Firma .............................................. 
vom .................................... gegen den Bescheid des Bürgermeisters der 
Stadt/Markt/Gemeinde .......................................... vom ........................, 
Zahl ......................, betreffend ............................................................., 
hat der Gemeindevorstand in seiner Sitzung vom .................................... 
wie folgt entschieden:

Mögliche Spruchformen:

SPRUCH

Gemäß § 289 Abs.1 BAO wird der Berufung Folge gegeben. 
Der angefochtene erstinstanzliche Bescheid (sowie die Berufungsvorentscheidung 
vom …………….) wird/werden aufgehoben.
Die Angelegenheit wird zur Durchführung weiterer Ermittlungen an die Abgabenbehörde 
erster Instanz zurück verwiesen.
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Vorlage 4



Inhaltliche Berufungserledigung des Gemeindevorstandes 
gem. § 289 Abs.2 BAO:

Mögliche Einleitung:

Stadt/Markt/Gemeinde
Datum

Betrifft
Zahl

Adressat

BESCHEID

Über die Berufung von Herrn/Frau/Firma .............................................. 
vom .................................... gegen den Bescheid des Bürgermeisters der 
Stadt/Markt/Gemeinde .......................................... vom ........................, 
Zahl ......................, betreffend ............................................................., 
hat der Gemeindevorstand in seiner Sitzung vom .................................... 
wie folgt entschieden:

Mögliche Spruchformen:

SPRUCH

Gemäß § 289 Abs.2 BAO wird der Berufung
/ Folge gegeben und der angefochtene Bescheid aufgehoben.
/ keine Folge gegeben und der angefochtene Bescheid bestätigt.
/ (teilweise) Folge gegeben und der Spruch des angefochtenen.
Bescheides dahingehend abgeändert, dass er wie folgt zu lauten hat:
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Vorlage 5



Rechtsmittelbelehrung in Berufungsvorentscheidung:

RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diese Berufungsvorentscheidung kann binnen 1 Monat nach 
Zustellung schriftlich ein Antrag auf Entscheidung über die Berufung durch die 
Abgabenbehörde II. Instanz beim Gemeindeamt  ............................... 
(p.A. .................. , email- Adresse) gestellt werden (Vorlageantrag). 
Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, wirkt die Berufungsvorentscheidung wie 
eine Berufungsentscheidung der Abgabenbehörde II. Instanz.

Rechtsmittelbelehrung in Bescheid der I. Instanz:

RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Bescheid kann binnen 1 Monat nach Zustellung schriftlich das 
ordentliche Rechtsmittel der Berufung beim Gemeindeamt  ............................... 
(p.A. .................. , email- Adresse) eingebracht werden. Die Berufung hat den 
angefochtenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag 
zu enthalten. 
Es kommt ihr keine aufschiebende Wirkung zu.
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Vorlage 6 

Vorlage 7



121

Vorlage 8

Vorlage 9

Hinweis auf Zustellfiktion bei mehreren Adressaten gem. § 101 Abs.1 BAO:

In ALLEN Bescheide, die an mehrere Personen adressiert sind:

HINWEIS

Ist diese Bescheidausfertigung an mehrere Personen gerichtet, gilt mit der Zustellung 
dieser Bescheidausfertigung an eine dieser Personen die Zustellung an alle als vollzogen 
(§ 101 Abs. 1 Bundesabgabenordnung), wenn kein Zustellungsbevollmächtigter bekannt 
gegeben wurde.

Rechtsmittelbelehrung in letztinstanzlichem Bescheid:

RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Bescheid ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig.

HINWEIS

Gegen diesen Bescheid kann binnen 2 Wochen nach Zustellung schriftlich das 
außerordentliche Rechtsmittel der Vorstellung bei der Gemeinde ...................................... 
oder bei der NÖ Landesregierung eingebracht werden. Die Vorstellung hat den ange foch- 
tenen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Antrag zu enthalten.
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Ablaufdiagramm

Berufung
gegen Bescheid I. Instanz

Ist die Berufung

ZULÄSSIG und ZEITGERECHT?

Nein

FORMELLE

Berufungserledigung

Ist die Berufung

ZULÄSSIG und ZEITGERECHT?

Ja

INHALTLICHE

Berufungserledigung

Berufung
gegen Bescheid I. Instanz
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Ablaufdiagramm

Bescheid I. Instanz

Bescheid II. Instanz

Bescheid I. Instanz

Berufungsvorentscheidung (BVE)

Berufungsentscheidung II.Instanz

2. BVE

2. VA

Berufung

Berufung

FORMELLE

Berufungserledigung

Bescheid I. Instanz

Berufung

Vorlageantrag (VA)

Inhaltliche

Berufungserledigung
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Bisher erschienen:

Band 1: NÖ Kanalgesetz 1977
Gesammelte Judikatur der Höchstgerichte

August 2008

Dr. Walter Leiss

Band 2: NÖ Bauordnung 1996
Gesammelte Judikatur der Höchstgerichte

März 2009

Dr. Walter Leiss

Band 3: Bundesabgabenordnung BAO
Praxiswegweiser für Gemeinden

Dezember 2009

Mag. Herbert Hubmayr
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